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Vorwort 
Diese Masterarbeit entstand aus einem aufrechtem Interesse für nationale Parlamente im Geflecht der 
Europäischen Union, das bereits das Thema meiner Bachelorarbeit war. Ein Anstoß war eine hervorra-
gende Doktorarbeit von Hans Hegeland zur Arbeit des schwedischen Parlaments mit EU-Angelegenhei-
ten. Meine sprachlichen Möglichkeiten bestimmten dann das zu untersuchende Parlament – nämlich das 
tschechische. Die für die Außenwelt verschlossene, mit zu vielen Konsonanten und rätselhafter Diakritik 
gefüllte Sprache, die für Sprecher:innen von nichtslawischen Sprachen äußerst schwer zu erlernen ist, 
wurde zum Eintrittsticket in die Welt der tschechischen parlamentarischen Demokratie. 
Eine grundlegende Sache haben die tschechische Demokratie und ich gemein – wir sind ungefähr ähnlich 
alt. Ich bin geboren in Praha – Podolí, unweit vom Moldauufer als ein Kind der ersten Stunde der Demo-
kratie in der postkommunistischen Tschechoslowakei. Im April 1990 war die Entwicklung der postkom-
munistischen Staaten in Wahrheit vollkommen offen, die sowjetischen Truppen waren nach wie vor in der 
ganzen Tschechoslowakei stationiert, das Schicksal der Sowjetunion war genauso offen wie das Schicksal 
der Tschechoslowakei. Diese zerbrach letztendlich ehe es eine postkommunistische Verfassung hätte ge-
ben können. Mit 2,5 Jahren bekam ich von der Trennung nichts mit. 
Der Untersuchungszeitraum der Arbeit beginnt im Jahr 1998, einem erinnerungsreichen Jahr, wo das 
tschechische Eishockeyteam bei den Olympischen Spielen in Nagano den ersten Platz machte, Miloš 
Zeman zum Ministerpräsidenten wurde und meine Eltern geschiedene Wege gingen.  
Miloš Zeman prägte politisch eine Ära, die in mir bereits Interesse am politischen Geschehen erweckte, 
die Geschehnisse der Zeit, die Namen der wichtigen Politiker:innen haben sich tief in mein Gedächtnis 
eingebrannt. Zugleich liegt hier der Start der Beitrittsverhandlungen und damit der offizielle Weg Tsche-
chiens in die Europäische Union. Die Arbeit mit den Protokollen des Ausschusses für europäische Ange-
legenheiten – insbesondere der ersten zwei Gesetzgebungsperioden – der Poslanecká sněmovna war in 
dieser Hinsicht eine Reise in die Zeit meiner Kindheit, in der immer wieder bekannt klingende Namen 
auftauchten. 
Der Untersuchungszeitraum (1998-2021) erstreckt sich über viele Jahre und passt somit gut zur Länge 
des Zeitraumes, in dem diese Arbeit verfasst wurde. „Die vorliegende Arbeit“ ist bereits seit dem Beginn 
der 8. Gesetzgebungsperiode am Entstehen, fertiggestellt wird sie zu Beginn der 10. Gesetzgebungspe-
riode – beides GPs ohne vorgezogene Wahlen. 
Während ich im Frühjahr 2014 mit dem Abschluss des Bachelorstudiums kämpfte, begann in der Ukraine 
ein Krieg, den im Westen nur wenige so richtig ernst nehmen wollten. Das Masterstudium begann ich im 
November 2014, der tschechische Ministerpräsident war Sozialdemokrat und hieß Bohuslav Sobotka, der 
österreichische Bundeskanzler war ebenso Sozialdemokrat und hieß Werner Faymann. Ungefähr zur glei-
chen Zeit, zwei Jahren vor der Präsidentschaftswahl im Jahr 2016, gewannen die Republikaner in den 
Midterms zusätzlich zum Repräsentantenhaus auch die Mehrheit im Senat, Präsident Obama hatte noch 
in etwa zwei Jahre im Amt.  
2014 hatte Facebook schon über 1 Milliarde User:innen, Instagram erst 200 Millionen und Tiktok war noch 
gar nicht erfunden. Desinformation im Netz nahm ab dem langen Sommer der Flucht im Jahr 2015 an 
Fahrt auf.  
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Knapp elf Jahre später ist unser Zukunftsblick um einiges düsterer. Polarisierung, Desinformation, Un-
gleichheit fordern die demokratischen Systeme aus, neue Technologien erleichtern unser Leben und zer-
stören sowohl unsere Demokratie als auch unsere Lebensgrundlage. Im Lichte der Entwicklungen des 
letzten Jahrzehnts verliert die große Frage nach dem demokratischen Defizit der Europäischen Union, in 
dem sich die vorliegende Arbeit auch abspielt, in Relation an Bedeutung.  
Für das Individuum ist in diesem Fall ein Kapitel zu Ende und ein freudiges Ereignis zugleich. Nach 21 
Semestern im Masterstudium und 12 weiteren im Bachelorstudium sprengte ich jede erdenkliche Deadline 
für den Abschluss und freue mich riesig – weniger über einen weiteren Hochschulabschluss, vielmehr über 
den Abschluss der Aufgabe und ein Ende des Gefühls „ich sollt es endlich angehen, ich sollt es endlich 
beenden“.  
An dieser Stelle soll auch Dank ausgesprochen werden. Dank an meine Frau Lisa für ihre ungebrochene 
Unterstützung, Korrekturlesen, Beratung und Rückhalt. Dank an meine Mama, děkuju moc za tvojí super-
důželitou pomoc! Ohne euch hätte diese Arbeit so nicht entstehen können, womöglich wäre gar keine 
vergleichbare Arbeit entstanden. Danke an meinen Sohn Lars und alle anderen, die immer wieder mit 
Ratschlägen, ermutigenden Worten und Verständnis zur Seite standen.  
Auch einen großen Dank an meine ehemaligen Kolleg:innen in der Parlamentsdirektion – danke, dass ihr 
mir tiefe Blicke in die parlamentarische Arbeit gewährt habt und meine Neugierde immer bereit wart zu 
stillen. 
Last but not least einen großen Dank an meinen Betreuer Peter Slominski für die langjährige Unterstützung 
und das Verständnis einem sehr langsamen Studenten gegenüber! 
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1. Einführung – Nationale Parlamente im Kosmos der Euro-
päischen Union 

Die Arbeit beginnt mit der Frage nach den Auswirkungen der supranationalen Ebene auf 
das Herzstück unserer demokratischen Systeme – auf die nationalen Parlamente – und 
somit auf unsere Demokratien als Ganzes. 
Die nationalen Parlamente stellen nicht nur die wichtigste Plattform des politischen Le-
bens einer Demokratie dar, sie fungieren auch als ein Kontrollorgan der Exekutive, be-
zogen auch auf die Tätigkeit der Exekutive abseits des Nationalen. 
Die Domäne der Außenpolitik galt lange Zeit als etwas, das sich zum Teil der parlamen-
tarischen Kontrolle entzieht, ein Hoheitsrecht der Regierenden also. Diese Sicht ändert 
sich zwingend mit der Interdependenz der Welt und mit der zunehmenden Involvierung 
der Wähler:innen in außenpolitischen Themen. Dennoch verbleibt ein hohes Maß an Dis-
kretion im Bereich der Außenpolitik bei den nationalen Regierungen der europäischen 
Staaten. 
Die europäische Integration wurde zunächst als ein außenpolitisches Projekt angesehen, 
die Verträge von Paris oder Rom als rein völkerrechtliche Verträge. Dass durch die ver-
traglichen Grundlagen ein ganz neues Rechtssystem geschaffen wurde, war erst nach 
den wegweisenden Urteilen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) klar.  
Die zwei mit Abstand wichtigsten Grundsätze des EU-Rechts sind der Vorrang gegen-
über dem nationalen Recht und die unmittelbare Wirkung der europäischen Rechtsnor-
men. Dies bedeutet, dass in den nationalen Rechtsordnungen plötzlich Rechtsnormen 
figurieren, die anwendbar sind und auch dann angewendet werden müssen, wenn sie 
an der nationalen Legislative vorbeigehen.  
Andere völkerrechtliche Übereinkommen generieren natürlich ebenso Verpflichtungen, 
die von den Vertragsparteien eingehalten werden müssen, nicht aber in demselben Aus-
maß, in dem es das Rechtssystem der EU tut.  
Die EU-Ebene steht mit den nationalen Parlamenten betreffend der Gesetzgebung in 
einem Konkurrenzverhältnis, was zu einer Aufweichung des Gesetzgebungsmonopols 
führt. Ein Teil der Befugnisse wird auf die EU-Ebene übertragen, dafür werden nationale 
Parlamente für die Implementierung europäischer Richtlinien ins nationale Recht verant-
wortlich. 
Was hier – vorerst sehr vereinfacht – dargestellt wird, ist ein Bild einer Entmachtung von 
Institutionen, die symbolisch für die politische Liberalisierung unserer Gesellschaften 
stehen. Gleich stellt sich die Frage: Wie gewährleisten die nationalen Parlamente die 
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Kontrolle über die vergemeinschafteten Bereiche? Entspricht das skizzierte Bild der 
Wirklichkeit und verloren die Parlamente tatsächlich an Einfluss?  
Die Forschung zu den Legislativen erlebte vor allem ab den 2000er Jahren einen starken 
Aufschwung, der sich in einer Vielzahl an unterschiedlichen Publikationen niederschlug. 
Vermutlich könnten mehrere Masterarbeiten allein mit der Zusammenfassung der bishe-
rigen Studien auskommen. 
Parlamente derjenigen Staaten, die der Union bis einschließlich 1995 beitraten, sind 
deutlich besser erforscht als die Parlamente der neueren Mitgliedsstaaten.  
Bei Publikationen zu nationalen Parlamenten kann zwischen Fallstudien, die sich auf ein 
einzelnes Parlament oder eine Parlamentskammer konzentrieren, und größeren verglei-
chenden Studien, die mehrere Kammern gleichzeitig untersuchen, unterschieden wer-
den.  
Sowohl Fallstudien als auch größere vergleichende Studien haben unterschiedliche 
Schwachstellen, die sich aus dem Zugang ergeben.  
Erstens sind nationale Parlamente in der EU eine äußerst heterogene Gruppe, was eine 
vergleichende Arbeit erschwert. Unter diesem Umstand leiden auch alle Versuche die 
Parlamente in irgendeiner Art zu kategorisieren, was beispielsweise Rankings betrifft. 
Die Entscheidung mehrere Kammern gleichzeitig zu erforschen, erfordert zudem eine 
Einengung des Untersuchungsgegenstands. 
Zweitens sind insbesondere Fallstudien von den Möglichkeiten der Autor:innen mög-
lichst nah an das Thema heranzukommen abhängig, was oft nur Personen betrifft, die in 
den Parlamentsverwaltungen arbeiten. Fallstudien benötigen einen Kontext, um deren 
Aussagen in einen gesamteuropäischen Zusammenhang setzen zu können, womit man 
zwingend wieder bei größeren Studien landet. 
Wie auch später dargelegt wird wird, ist eine Kombination von unterschiedlichen Zugän-
gen und Blickwinkeln für das Verständnis dieses komplexen Themas essenziell. 

1.1 Auf der Suche nach der Forschungslücke – Nationale Parlamente 
der neuen Mitgliedsstaaten 
Bei der Analyse der Fachpublikationen zum Thema merkt man recht schnell, dass Par-
lamente der EU-15 sowohl bei größeren Studien als auch bei Fallstudien in englischer 
Sprache im Gegensatz zu den Parlamenten der neueren Mitgliedsstaaten überrepräsen-
tiert sind. Eine wichtige Reihe an Arbeiten wurde im Jahr 2005 in einer Sonderausgabe 
von Journal of Legislative Studies (2005, 11:3-4) publiziert. Hier verwundert es nicht, 
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dass die im Jahr 2004 beigetretenen Mitgliedsstaaten nicht miteinbegriffen sind: Der Un-
tersuchungszeitraum lag schließlich außerhalb ihrer Mitgliedschaft. 
Zehn Jahre später sieht die Situation ein wenig anders aus, in Neuhold et al. (2015) finden 
sich Kapiteln zu allen neuen Mitgliedsstaaten samt Kroatien. In der Sonderausgabe von 
West European Politics (2015, 38:2) werden Parlamente der neuen Mitgliedsstaaten 
ebenso miteinbezogen. Bei der Sonderausgabe von Journal of Legislative Studies (2014, 
20:1) zur Kommunikation der Parlamente in EU-Angelegenheiten beschränkt sich die 
Analyse wiederum nur auf “alte” Parlamente. Im aktuellen Werk von Kinsky (2021) finden 
sich ebenso nur vier westeuropäischen Parlamente wieder. 
Eine gute flächendeckende Erforschung von nationalen Parlamenten setzt eine gute 
Kenntnis der nationalen politischen Systeme und idealerweise eine gute Kenntnis der 
jeweiligen nationalen Sprachen voraus.  
Aus der Recherche im Rahmen dieser Arbeit ergibt sich die Tatsache, dass das tsche-
chische Parlament von der internationalen Forschungstätigkeit auf diesem Gebiet nur 
marginal umfasst ist. Ebenso ist vergleichsweise wenig an deutsch- oder englischspra-
chiger Literatur zu den Legislativen der anderen seit 2004 beigetretenen EU-Mitglieds-
staaten vorhanden.  
Ein Grund dafür könnte in der nach 1989 vorherrschenden Ansicht liegen, die mit einer 
Angleichung der ehemals staatssozialistischen Staaten an ein Idealmodell der westli-
chen pluralistischen, kapitalistischen Demokratien mit all ihren Merkmalen rechnete.1 
(Toole 2000) Aus dieser Logik heraus ist die Erforschung der neuen nationalen Parla-
mente nicht notwendig, zur Erkenntnis gelangt man induktiv, indem aus der robusten 
Erforschung der 15 Parlamente Theorien hergeleitet werden, die zeitverzögert ihre Wir-
kung in den neuen nationalen Parlamenten entfalten. Zudem ist es sicherlich schwieriger 
etwas zu untersuchen, was sich in Bewegung – in Transformation – befindet, als etwas, 
das konsolidiert und stabil ist. Das ist zwar etwas überspitzt formuliert und mag aus der 
Sicht des Jahres 2025 geradezu absurd klingen, das Prinzip dahinter kann aber durch-
aus zu einer Forschungskluft geführt haben. Meine weitere Annahme lautet, dass die 
relativ kurze Dauer der Mitgliedschaft der neuen EU-Mitgliedsstaaten für eine geringere 
Zahl an Publikationen ursächlich ist, die durch mangelhafte Vernetzung innerhalb der 
akademischen Welt verstärkt wird. 

 
1 Die Erweiterungen ab dem Jahr 2004 umfassten mit der Ausnahme von Malta und Zypern nur ehemalige staatsso-
zialistische Staaten. 
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Insbesondere die mittelosteuropäischen Staaten vereint eine gemeinsame Geschichte. 
Die vorerst dominierende Vorstellung, dass diese eine verspätete Modernisierung durch-
laufen und in ihnen bekannte Entwicklungen westlicher Staaten zeitverzögert stattfinden 
würden, wurde von einer anderen Sichtweise abgelöst. (Mair 1997, Tavits 2008) Diese 
tendiert dazu, die Entwicklungen als eigenständige anzusehen, die sich von den west-
europäischen Staaten unterscheiden. Dies geht sogar so weit, dass die politischen Ver-
änderungen in den mittelosteuropäischen Staaten als mögliche Vorboten der westeuro-
päischen Demokratien betrachtet werden. (Bos et al. 2008) Ich kann nicht bewerten, 
welche Sichtweise die zutreffendere ist, ich sehe darin aber einen wichtigen Grund sich 
mit mittelosteuropäischen Staaten auseinanderzusetzen. 
Ich befasste mich im Laufe meines politikwissenschaftlichen Studiums mit dem tsche-
chischen politischen System und konnte dank meiner Kenntnis der tschechischen Spra-
che immer auch auf tschechischsprachige Ressourcen zurückgreifen. Die Arbeit mit na-
tionalen Parlamenten erfordert großteils die Kenntnis der jeweiligen Sprache, da der 
überwiegende Teil aller verfügbaren Dokumente nicht übersetzt wird.2  
Zum tschechischen Parlament sind bereits Publikationen vorhanden, teilweise auf 
Tschechisch, Englisch aber auch auf Deutsch, insofern gibt es eine gute Ausgangslage 
für eine darauf aufbauende Arbeit. 
Bei der bisherigen Arbeit mit nationalen Parlamenten und der EU fällt auf, dass der je-
weilige Ausschuss für europäische Angelegenheiten3 im Zentrum steht; die Studien zum 
tschechischen Parlament befassen sich hingegen eher wenig mit den beiden Ausschüs-
sen – also dem jeweiligen Ausschuss im Abgeordnetenhaus und im Senat des tschechi-
schen Parlaments. 
Die unterschiedlichen politischen Entwicklungen in den neuen EU-Mitgliedsstaaten, die 
nicht analog zu denen in den alten EU-Mitgliedsstaaten verlaufen, erfordern wissen-
schaftliche Aufmerksamkeit. Am Beispiel mancher dieser Staaten wurde die Fragilität 
der Demokratisierungsprozesse sichtbar. Auch wenn dies mehr Ungarn, Polen oder un-
längst auch die Slowakei betrifft, wies auch Tschechien in bestimmten Perioden desta-
bilisierende Tendenzen auf. Auch wenn sich diese Arbeit nicht mit Demokratiequalität an 

 
2 Ein bloßer Blick auf die Webseiten unterschiedlicher nationalen Parlamente der EU-Mitgliedsstaaten zeigt eine Ge-
meinsamkeit – die meisten Webseiten verfügen über eine englischsprachige Version mit Grundsatzinformationen zur 
jeweiligen Legislative. Sobald nach inhaltlichen Themen gesucht wird, stoßt man allerdings auf Ressourcen in 
der/den jeweiligen Landessprache(n). 
3 Die genaue Bezeichnung und institutionelle Verankerung der mit EU-Agenden betrauten Ausschüsse variiert natür-
lich stark. 
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sich befasst, ist die Arbeit der Legislativen für diese von enormer Bedeutung. Die Unter-
suchung der europäischen Ausschüsse kann einen Einblick gewähren, wie gut sich diese 
Transformationssysteme in das Mehrebenensystem der Europäischen Union einglie-
dern. 

1.2 Fragestellung und Aufbau der Arbeit 
Ich möchte in dieser Arbeit das tschechische Parlament ins Zentrum rücken und mich 
mit dessen Arbeit mit EU-Angelegenheiten befassen. In der bisherigen Forschung zum 
tschechischen Parlament wird meist eine der beiden Parlamentskammern untersucht. 
Um eine Eingrenzung des Themas vorzunehmen, entschied ich mich, nur eine der Kam-
mern zu untersuchen, und zwar diejenige, der in dem politischen System eine wichtigere 
Rolle zukommt, nämlich das Abgeordnetenhaus – Poslanecká sněmovna (PSP). 
Parlamente haben eine ganze Reihe an Funktionen (siehe z.B. von Beyme 2013), im Rah-
men dieser Arbeit soll der Fokus auf die Kontrollfunktion des Abgeordnetenhauses ge-
legt werden. 
Aus dem verfügbaren Forschungsmaterial ergibt sich die folgende forschungsleitende 
Fragestellung: 

Wie übte das tschechische Abgeordnetenhaus seine Kontrollfunktion in EU-Angelegenheiten in Hin-
sicht auf die Exekutive im Zeitraum von 1998-2021 aus?  
Wie verändert sich die Kontrollfunktion im Zeitverlauf? 

Mit Forschungsmaterial sind die online verfügbaren Dokumente des Ausschusses für 
europäische Angelegenheiten – Výbor pro evropské záležitosti (VEZ) – gemeint, die die 
empirische Grundlage für die Forschung dieser Arbeit bilden sollen. 
Der hier verfolgte Ansatz kann primär Erkenntnisse rund um die prozessbezogene Seite 
der Ausschussarbeit liefern. Die Menge der quantitativ auszuwertenden Daten ist gering, 
diese können allerdings in einer langen Zeitreihe verfolgt werden. Die untersuchten Da-
ten enthalten eine große Menge an Informationen, die systematisch erfasst werden. Hier 
kommt der qualitativen Arbeit besondere Bedeutung zu, indem Sitzungsprotokolle 
exemplarisch analysiert werden. Als Orientierungshilfe bei der Auswahl und Schwer-
punktsetzung dient die verfügbare Forschung zum Thema. Dieser Vorgang wird der of-
fenen Fragestellung und der Ambition des Vorhabens gerecht und garantiert einen er-
gebnisoffenen Blick auf die zu analysierenden Daten. 
Diese Arbeit soll hinsichtlich Quellen auf zwei Standbeinen stehen: zum einen die ver-
fügbare Forschungsliteratur, zum anderen die verfügbaren Daten des Abgeordnetenhau-
ses des tschechischen Parlaments. 
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Die Auswahl der Forschungsliteratur beinhaltet sowohl grundlegende Arbeiten zur Euro-
päisierung, zu nationalen Parlamenten in der Europäischen Union als auch sehr spezifi-
sche Publikationen zum tschechischen Parlament im Spannungsfeld des Mehrebenen-
systems. 
Die Auswahl der Daten wurde in erster Linie von der Verfügbarkeit geleitet. Die Webseite 
des Ausschusses für europäische Angelegenheiten des tschechischen Abgeordneten-
hauses bietet hauptsächlich drei Typen von Dokumenten – Einladungen zu Sitzungen, 
Protokolle der Sitzungen und Beschlüsse des Ausschusses. Aufgrund der Menge dieser 
Dokumente fokussiert die Arbeit auf den Typ mit dem höchsten Informationsgehalt: die 
Protokolle. Eine Einschränkung auf eine rein qualitative Analyse der Protokolle erscheint 
mir weniger geeignet zu sein, da dies einen Fokus auf eine begrenzte Anzahl an Proto-
kollen erfordern würde, was wiederum zu einer Einschränkung des Untersuchungszeit-
raums führen würde.  
Die Untersuchung der Wahrnehmung der Kontrollfunktion im Zeitverlauf ist deshalb 
wichtig, da sie möglicherweise eine Lernfähigkeit der Institution sowie die Anpassungs-
fähigkeit auf die durch Vertragsänderungen bedingte Änderungen aufzeigen könnte. 
Diese Überlegungen bringen mich zum Entschluss den Untersuchungszeitraum auf den 
Zeitraum von sechs Gesetzgebungsperioden (3.-8., 1998-2021) festzulegen und dabei 
eine Kombination einer quantitativen und einer qualitativen Analyse der Protokolle zu 
verfolgen. 

1.2.1 AUFBAU DER ARBEIT 
Die vorliegende Arbeit ist im breiteren Kontext der Europäisierung eingebettet, da die 
von mir untersuchten Veränderungen zugleich auch Europäisierungsprozesse sind. Aus 
diesem Grund soll zu Beginn eine theoretische Auseinandersetzung mit dem Thema Eu-
ropäisierung und der Operationalisierung des Konzepts für den Zweck der vorliegenden 
Arbeit stattfinden.  
Der zweite theoretische Abschnitt befasst sich mit der bisherigen Forschung zu nationa-
len Parlamenten der EU-Mitgliedsstaaten, wo die wichtigsten Forschungsergebnisse 
und Zugänge dargestellt werden. 
Den dritten Abschnitt beginne ich mit einem Einblick in das Thema des tschechischen 
politischen Systems und dessen Geschichte, um mich im weiteren Schritt auf die Arbeit 
des Abgeordnetenhauses mit EU-Angelegenheiten zu konzentrieren. Der Fokus wird 
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weiter auf den Ausschuss für europäische Angelegenheiten eingeengt und das For-
schungsdesign wird vorgestellt. Schließlich folgen die Ergebnisse der Forschung und 
eine Diskussion dieser im Kontext der vorhandenen Fachliteratur. 

1.2.2 BEGRENZUNGEN DIESER ARBEIT 
Auch wenn ich über gute Kenntnis des tschechischen politischen Systems verfüge, bin 
ich weit davon entfernt eine solche Einsicht zu besitzen, wie Verfasser:innen der wichti-
gen Fallstudien zu den nationalen Parlamenten. Aus meiner Sicht ist für solche Studien 
eine Kombination von guter Einsicht in die praktische Arbeit der Institutionen, eine sehr 
gute Kenntnis des Rechtssystems und auch der Zugang zu Abgeordneten sowie zu Be-
amt:innen der Parlamentsverwaltung von großem Vorteil. Über all dies verfüge ich nicht. 
Zusätzlich dazu gibt es Lücken in meinem Datensatz, die ich trotz mehrmaliger Kontakt-
aufnahme mit der Verwaltung des tschechischen Abgeordnetenhauses nicht habe 
schließen können.  
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2. Das Konzept der Europäisierung und die vorliegende Ar-
beit 

Der Begriff Europäisierung gewann parallel zur fortschreitenden europäischen Integra-
tion in den letzten Jahrzehnten in der Politikwissenschaft an Bedeutung. Das Wort an 
sich kann im weiteren Sinne mit unterschiedlichen Phänomenen in Verbindung gebracht 
werden, deshalb ist es wichtig den in der Politikwissenschaft gängigen Begriff zu veror-
ten und in den Kontext dieser Arbeit zu setzen. 
Europäisierung im weiteren Sinne kann einen beliebigen Einfluss von Europa samt „eu-
ropäischer” Werten, Gesellschaftsvorstellungen auf inner- und außereuropäische Gesell-
schaften bedeuten. Dieser ist so wandelbar, dass er für den Zweck der politikwissen-
schaftlichen Forschung quasi nutzlos ist. (Flockhart 2006) 
Die Europäisierung im engeren Sinne der Forschung zur Europäischen Union kon-
zentriert sich auf das Spannungsfeld der Beziehungen zwischen der EU-Ebene und der 
nationalstaatlichen Ebene der EU-Mitgliedsstaaten. Ebenso in der Politikwissenschaft 
relevant ist die Europäisierung der nicht-EU-Staaten (auch als externe Europäisierung 
bekannt, siehe Börzel, Panke 2018), die auch ohne eine EU-Mitgliedschaft stattfindet – 
sofern diese Prozesse mit dem engeren politikwissenschaftlichen Zugang zur Europäi-
sierung untersucht werden.  
Im Gegensatz zu den europäischen Integrationstheorien, die auf das Entstehen einer 
europäischen Ebene fokussieren, befasst sich die Europäisierungsforschung mit der 
Auswirkung der EU-Ebene auf die Ebene der Mitgliedsstaaten. (Auel 2005, 2012) Die 
Europäisierung bezeichnet dabei einen „Prozess der Anpassung der nationalstaatlichen 
Ebene entlang der Dynamik der europäischen Ebene, sodass die europäische Dynamik 
zu einem Bestandteil der nationalstaatlichen Logik wird“ (freie Übersetzung DH nach 
Ladrech 1994: 69). 
Diese Definition hat eine klare Betonung auf den Einfluss ausgehend von der supranati-
onalen Ebene, also einen top-down-Zugang. Ladrech selbst vertieft seine Definition nicht 
viel weiter, sondern versucht eine Abgrenzung zu den zum damaligen Zeitpunkt gängi-
gen Integrationstheorien aufzustellen.  
Eine weitere Definition, die aus dem viel zitierten Werk The Politics of Europeanization, 
herausgegeben von Kevin Featherstone und Claudio M. Radaelli im Jahr 2003 stammt, 
setzt an Ladrechs Definition an: 

[…Europeanization refers to:] Processes of (a) construction, (b) diffusion, and (c) institutionalization 
of formal and informal rules, procedures, policy paradigms, styles, ‘ways of doing things’, and 
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shared beliefs and norms which are first defined and consolidated in the making of EU public policy 
and politics and then incorporated in the logic of domestic discourse, identities, political structures, 
and public policies. (Radaelli 2003, S.30) 

Gleich anschließend betont Radaelli: “This definition stresses the importance of change 
in the logic of political behaviour”. (Ebenda) Das Ausmaß der Veränderung – egal welches 
Gebiet dabei untersucht wird – zeigt uns auch den Effekt und Ausmaß der Europäisie-
rung. In dieser Definition ist ebenso ein Fokus auf den top-down-Prozessen sichtbar, 
dieser wird aber an mehreren Stellen in diesem Werk relativiert (Radaelli 2003:34, Börzel 
und Risse 2003).  
Ladrech selbst kommentiert im Jahr 2010, dass die Definition von Radaelli Raum für 
sowohl sozialkonstruktivistische als auch rationalistische Zugänge offen lässt und somit 
den Forscher:innen in der Anwendung der Definition bei der eigenen Forschung eine 
gewisse Freiheit bietet. (Ladrech 2010: 15) 
Der Einfluss der früheren Werke von Cowles (Cowles et al. 2001) sowie Haverland (2000) 
und Knill und Lentschow (1998) auf Featherstone und Radaelli ist sichtbar – die Unter-
suchung von Europäisierung wird im Zusammenhang mit Anpassungsdruck und good-
ness of fit erst möglich.  
Ein Ansatz, um beobachtete Unterschiede in der Auswirkung der Europäisierung einord-
nen zu können und eine Kausalität zwischen den Voraussetzungen und Ergebnissen her-
zustellen, ist der sogenannte goodness of fit. (Haverland 2000; Cowles et al. 2001) 
Die Ursprünge des goodness of fit liegen in Forschung zur Implementierung der EU-
Legislative. In einem Text von 1997 gelangt Francesco Duina zum vorsichtigen Schluss, 
dass Aufwand4 eine wichtigere Rolle für die Art der Umsetzung als die Effizienz des je-
weiligen administrativen Apparates spielt. (Duina 1997: 175) 
Ähnlich wie Duina, der seine Analyse am Beispiel der Implementierung einer Richtlinie 
aus dem Jahr 19755 aufstellt, vergleichen Knill und Lenschow (Knill, Lenschow 1998) den 
Einfluss des britischen, respektive des deutschen Verwaltungsapparats auf die Imple-
mentierung der EU-Policy im Umweltbereich6 und untersuchen match and mismatch – 

 
4 In seinem Text auf englisch costs, die Übersetzung ins Deutsche ist etwas holprig.  
5 Es handelt sich um die Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen. 
6 Knill und Lentschow wählten drei Richtlinien und eine Verordnung – Richtlinie 88/609/EWG des Rates vom 24. No-
vember 1988 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft, Richtlinie 
80/778/EWG des Rates vom 15. Juli 1980 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch, Richtlinie 
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten und Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 DES RATES vom 29. Juni 1993 über die freiwillige Beteili-
gung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbe-
triebsprüfung. 
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das Spannungsfeld zwischen Implementierung und Übereinstimmung europäischer Vor-
gaben mit nationalstaatlichen Strukturen. (Knill, Lenschow: 596ff) Wenn der Unterschied 
groß ist, entsteht ein hoher – oder viel zu hoher – Anpassungsdruck. Wenn die suprana-
tionalen und die nationalen Normen kongruent sind, ist kein Anpassungsdruck vorhan-
den. (Radaelli 2003, 44ff) 
Die Logik der Untersuchung von Policy-Inhalten unterschiedet sich von der Logik der 
prozessorientierten Institutionen wie der nationalen Parlamente. Auel merkt an, dass 
„klare Vorgaben der europäischen Ebene” (Auel 2012: 256) vorhanden sein müssen, um 
einen goodness of fit untersuchen zu können. 
Schwieriger wird die Untersuchung eines vorhandenen Anpassungsdrucks, wenn dieser  
nicht auf eine bestimmte klar definierbare Quelle und Hierarchie zurückzuführen ist. 
Wenn es sich um nationale Gesetzgebungen handelt, kann goodness of fit weniger leicht 
zu operationalisieren sein.  

2.1 Europäisierung und Parlamente – Fokus der vorliegenden Arbeit 
Wie wird der Begriff Europäisierung im Zusammenhang mit den nationalen Parlamenten 
verwendet? Die Operationalisierung von Europäisierung ist einfacher, wenn es um klar 
abgrenzbare Policies geht – vermutlich die am besten erforschte Seite der Europäisie-
rung. Ein goodness of fit, und somit auch ein erkannter Motor der Europäisierung – misfit, 
betreffen nicht im klassischen Sinne die Legislativen der Mitgliedsstaaten, da die Union 
den Parlamenten keine Vorgaben ihrer Gestaltung und Funktionsweise machen kann. 
(Auel 2005: 307) Ladrech nennt beispielsweise die Etablierung der Europaausschüsse in 
den Parlamenten als ein Beispiel einer durch Anpassungsdruck entstandenen Europäi-
sierung. Er konstatiert aber gleichzeitig, dass dieser Anpassungsdruck immer indirekt ist 
und somit auch schwerer festzustellen ist als bei der Exekutive oder bei Policy. (Ladrech 
2010: 78-80)  
Es ist möglich hier eine Analogie herzustellen. Wenn der Anpassungsdruck sich im Un-
terschied zwischen nationalen Voraussetzungen und supranationalen Vorgaben nieder-
schlägt, können Vorgaben auch abseits reiner Policy-Inhalte identifiziert werden. Stei-
gendes Volumen an EU-Dokumenten oder sich verändernde Befugnisse der nationalen 
Parlamente (wie im Zuge der Lissabon-Reform) erzeugen einen Anpassungsdruck, der 
zu einem möglichen Wandel der Strukturen und Prozesse führt. Ein wesentlicher Unter-
schied zur Implementierung von Richtlinien ist das Fehlen einer supranationalen Zielvor-
stellung der Anpassung von innerstaatlichen Strukturen sowie der Mangel an Kompetenz 
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und Sanktionsmechanismen seitens der supranationalen Ebene. Es steht den Parlamen-
ten frei, wie sie mit dem diffusen Anpassungsdruck umgehen. Eine Veränderung ist pri-
mär durch eine bewusste Entscheidung der politischen Entscheidungsträger:innen mo-
tiviert. 
Dass die Europäisierung der Parlamente feststellbar und messbar ist, zeigt eine Vielzahl 
an Studien zu nationalen Parlamenten und der EU, auf die im nächsten Abschnitt einge-
gangen wird.  
Die Europäisierung als Forschungszugang bietet einen Vorteil darin, dass sie in Kombi-
nation mit anderen Forschungsansätzen anwendbar ist.  
Wie schon im Jahr 2004 Claudio Radaelli schrieb: 

With all its limitations, Europeanisation provides a fascinating perspective on how governance is 
changing. As such, it is a valuable tool for political science research. It is not a ‘solution’ (this time 

in the sense of providing off-the-shelf explanations). It is a challenging, exciting ‘problem’. (Radaelli 
2004: 16) 

So wird die Europäisierung auch in dieser Arbeit verstanden. Die nationalen Parlamente 
werden in dieser Arbeit als wichtigste Plattform des politischen Lebens einer Demokratie 
und als eine Instanz, deren Kontrolle die Exekutive unterliegt, gesehen. Die Frage lautet 
nicht, ob Europäisierung im Kontext des tschechischen Abgeordnetenhauses stattfindet, 
sondern wie sie sich auswirkt. Als Maßstab dafür wird, wie in der forschungsleitenden 
Frage verortet, die Entwicklung der Kontrollfunktion des Abgeordnetenhauses in Hin-
sicht auf die Exekutive herangezogen. 
Zum Zeitpunkt des Beitritts Tschechiens zur EU war die Konsolidierung der supranatio-
nalen Ebene weiter, als zum Zeitpunkt der früheren Beitrittsrunden. Die supranationale 
Ebene soll in dieser Hinsicht als das „Bestehen einer autonomen Arena, die Strukturen, 
Regeln und Inhalte an die Mitgliedsstaaten weitergibt“ (frei übersetzt nach Giuliani 2003: 
134-5) verstanden werden. Diese Ebene bedeutet für die nationalen Parlamente eine Er-
weiterung der chain of delegation (Bergmann et al. 2003: 111), die aufgrund der Rolle 
der Regierungen im Mehrebenensystem der EU durch die partielle Übertragung von Ent-
scheidungsbefugnissen einer erweiterten parlamentarischen Kontrolle bedarf. (Scharpf 
1997) Die Art und Weise, wie die Parlamente die Übertragung der Entscheidungsbefug-
nisse kompensieren und ihre Kontrolle in EU-Angelegenheiten ausüben, steht im Zent-
rum der Europäisierungsforschung zu den nationalen Parlamenten.  
Die Beziehung des Abgeordnetenhauses – in der vorliegenden Arbeit in Form des Aus-
schusses für Europäische Angelegenheiten – zur Regierung und zur EU-Ebene wird hier 



 

 17 

im Hinblick auf Rechenschaft (accountability) und Übertragung der Entscheidungsbe-
fugnisse (delegation) aus der Logik des Prinzpal-Agenten-Models untersucht. (Auel et al. 
2015c: 288ff; Randour 2021, Bergmann et al. 2003) Im Wechselspiel mit der Exekutive, 
so Auel et al. 2015c (288), nehmen die Parlamente die Rolle des Prinzipals ein, transfe-
rieren einen Teil ihrer Befugnisse auf den Agenten – die Exekutive – und müssen in wei-
terer Folge den Machtverlust kompensieren.7  
Es wird auf die „institutionelle Europäisierung“ (Randour 2021: 2) eingegangen, indem 
das institutionelle Setup samt dessen Entwicklung und Stärke untersucht wird. Gemein-
sam mit der institutionellen Europäisierung wird auch die „behaviorale Europäisierung“ 
(Ebenda) untersucht, in der im Detail auf die parlamentarische Arbeit anhand des Aus-
schusses für Europäische Angelegenheiten des Abgeordnetenhauses eingegangen wird 
und der Impact dieser Arbeit eingeschätzt wird. Die OPAL-Studie (Auel et al. 2015c und 
2015d) wird als Inspiration für eine Aktualisierung der OPAL-Ergebnisse für das tsche-
chische Abgeordnetenhaus mit den hier verfügbaren Daten in Hinblick auf die behavio-
urale Europäisierung genutzt, um so einen Vergleich im Zeitverlauf ermöglichen zu kön-
nen.  
Die Begrenzung der verfügbaren Daten muss bei der Untersuchung beachtet werden 
(Randour 2021: 5ff); im Rahmen dieser Arbeit kann die Fähigkeit des Abgeordnetenhau-
ses, die Kontrollbefugnisse auszuüben, nicht lückenlos untersucht werden. Hier dient 
der zeitliche Aspekt als ein Maßstab – die Veränderung der Wahrnehmung der Kontroll-
funktion wird zur Ausgangsbasis der 3. und 4. Gesetzgebungsperiode in den darauffol-
genden Gesetzgebungsperioden untersucht und die Entwicklungen analysiert. 
Die Beziehung zwischen dem Ausschuss für Europäische Angelegenheiten und der Re-
gierungsebene wird den Schwerpunkt der Untersuchung bilden. Die Aktivität des Aus-
schusses, der Kontakt zu Regierungsmitgliedern bis hin zur Ausformung der Beschlüsse 
sollen beantworten, wie die Kontrollfunktion gelebt wird. Die Beziehung des Ausschus-
ses zur EU-Ebene wird primär anhand der Aktivitäten im Rahmen der Subsidiaritätskon-
trolle nach Lissabon untersucht. 
Bei der Einordnung der Ergebnisse werden Radaellis vier mögliche Outcomes der Euro-
päisierung angewandt. (Radaelli 2003: 37ff)  
Radaelli (2003: 37ff) stellt folgende mögliche Ergebnisse der Europäisierung auf: 

 
7 Die komplexen Beziehungen sind wechselseitig, so können Parlamente sowie Nationalstaaten umgekehrt auch als 
Agenten der EU-Ebene in der Rolle des Prinzipals agieren. (Bergmann 2000: 416ff) 
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– inertia, also keine Veränderung beruhend auf mangelnder Bereitschaft der nationalstaatlichen po-
litischen Strukturen 
– absorption ist die Anpassung von bestimmten Teilen der politischen Strukturen und/oder Verhal-
tensmuster 
– transformation ist eine paradigmatische Veränderung der politischen Logik 
– retrenchment bedeutet eine „Enteuropäisierung” des Gegenstandes aufgrund des starken Wider-
stand der nationalstaatlichen Akteure 

Von einem supranationalen Impuls ausgehend können also vier grobe Kategorien an Er-
gebnissen beobachtet werden. Ein zentrales Merkmal der Europäisierung liegt darin, 
dass vom gleichen Impuls ausgehend unterschiedliche Prozesse und Ergebnisse zu be-
obachten sind. Die Europäisierung kann somit in den Mitgliedsstaaten unterschiedlich 
oder geradezu konträr verlaufen, jeweils in Abhängigkeit zu den nationalen Vorausset-
zungen. Die Kategorien bieten eine grobe Einteilung der Ergebnisse, umgesetzt auf die 
Ergebnisse der Arbeit kann somit ein Grad der Europäisierung anhand der beobachteten 
Dynamik eingeschätzt werden. 
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3. Nationale Parlamente und die EU 
Wie bereits angedeutet kommt die Europäisierungsforschung in allen Bereichen der po-
litikwissenschaftlichen Forschung zur Anwendung. Durch die Brille der Europäisierung 
können alle Komponenten der nationalstaatlichen politischen Systeme in den EU-Staa-
ten sowie auch in einigen Nicht-EU-Staaten betrachtet werden. Nach der einführenden 
Besprechung der Europäisierung als Begriff innerhalb der Forschung ist es  notwendig 
die Sicht auf die nationalstaatlichen Parlamente einzuengen.  
Die nationalen Parlamente und die Europäische Union ist ein aus mehreren Gründen 
interessantes Thema. Die Wahrnehmung der europäischen Ebene als eines Teilbereichs 
der Außenpolitik und somit eines Kompetenzbereichs der Exekutive führte dazu, dass 
nationale Parlamente erst vergleichsweise spät im Zusammenhang mit der EU erforscht 
wurden.  
Durch die schrittweise Entstehung eines eigenen Rechtssystems mit Vorrang des EU-
Rechts gegenüber dem nationalen wurde klar, dass Prozesse zwischen der europäi-
schen Ebene und den Nationalstaaten nicht den üblichen zwischenstaatlichen Bezie-
hungen im Rahmen von internationalen Organisationen entsprechen. Die Parlamente 
selbst begannen sich im Laufe der 1980er Jahre zunehmend mit der EU-Ebene zu be-
fassen. Das ist unter anderem auf den Integrationsschub, verursacht durch die Europä-
ischen Einheitsakte und den vermehrten Übergang zur qualifizierten Mehrheit bei Rats-
abstimmungen, zurückzuführen. In den nationalen Parlamenten selbst demonstrierte 
sich dies durch die Entstehung von EU-Ausschüssen. (Ladrech 2010: 76-77).  
Norton sieht darin die zweite Phase der „aktiven Europäisierung“ (Auel 2005: 307) der 
Parlamente, die hinsichtlich der europäischen Ebene zunehmend aktiv werden. Die dritte 
Phase nach Norton sieht Parlamente als Player im Mehrebenensystem der EU, die zu-
gleich eine mögliche Lösung des Demokratiedefizits der EU darstellen. (Norton 2003: 15) 
Die fest verankerte Vorstellung von Parlamenten, die lediglich europäische Legislative im 
Sinne der berühmten Aussage von Jacques Delors8 implementieren, zeigt die Angst um 
die Stellung der Parlamente. Die Forderungen nach mehr Kontrolle durch die Parlamente 
wurden letztendlich einerseits im Vertrag von Lissabon berücksichtigt, andererseits auch 

 
8 Hier wird der sogenannte Delors’ myth angesprochen. Delors sagte in einer Rede zum EP im Jahr 1988: "in ten 
years, 80% of the legislation related to economics, maybe also to taxes and social affairs will be of Community ori-
gin.” (wie in Brouard et al. 2012 zitiert), diese 80% wurden aus ihrem Kontext gerissen und da diese Zahl nur schwer 
überprüfbar ist, entwickelte sie ein Eigenleben. In Anlehnung an diesen Mythos wurde von Brouard (und Kollektiv) im 
Jahr 2012 eine umfassende Studie publiziert, die den Mythos zweifelsohne widerlegt. Siehe auch https://www.con-
silium.europa.eu/en/documents-publications/library/library-blog/posts/the-delors-myth-or-europeanisation-in-num-
bers/ 
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in der Innenpolitik mancher Beitrittsstaaten adressiert. Dieser Abschnitt ist ein Versuch 
die hier stattfindende Untersuchung in einen breiteren Kontext einzubetten. 
Zunächst stellt sich die Frage, wo der Fokus bei den Parlamenten gelegt werden soll, 
welche Bereiche zu untersuchen sind und auch wie dies am effektivsten zu geschehen 
hat. Dafür ist es essenziell erstens die grundsätzlichen Voraussetzungen der Parlamente 
im Rechtssystem der Europäischen Union zu kennen, zweitens die wichtigsten For-
schungen auf diesem Feld kurz zu erläutern, und drittens anhand dessen einen For-
schungsentwurf für den spezifischen Fall des tschechischen Parlaments zu erstellen.  

3.1 Die Parlamente in den Verträgen 
Zu Beginn lohnt es sich die rechtliche Stellung der nationalen Parlamente im Allgemeinen 
kurz zu betrachten. Das nationalstaatliche Parlament ist vereinfacht gesagt in den euro-
päischen Staaten die oberste Quelle an Rechtsnormen und als solche auch in den Ver-
fassungen der Staaten verankert.9  
Mit dem Beitritt zur EU ändert sich die Situation etwas. Die Rolle der Parlamente bleibt 
nur zum Teil bestehen. Das Parlament ist nach wie vor die oberste Quelle aller national-
staatlichen Rechtsnormen, aber das Rechtssystem wird erweitert durch das Recht der 
Europäischen Union, das Anwendungsvorrang gegenüber dem nationalen Recht ge-
nießt, unabhängig von der Entstehungsform des nationalen Rechts.10 
Die Rechtsquellen des Europäischen Rechts entfalten ihre Wirkung je nach Ursprung, so 
gehören hierzu nicht nur die Verträge und Sekundärrechtsquellen nach Artikel 288 AEUV, 
sondern auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und die von 
ihm entwickelten allgemeinen Rechtsgrundsätze.11 
Das Parlament wirkt dann großteils bei der Umsetzung des supranationalen Sekundär-
rechts ins nationale Recht mit, wobei sich diese Rolle nur auf die Richtlinien beschränkt 
und auch nur dann, wenn diese tatsächlich im Rahmen eines Gesetzes umgesetzt wer-
den können.12 Bei den Richtlinien, die durchs Parlament umgesetzt werden, ist potenziell 

 
9 Als Beispiel kann hier die österreichische Verfassung dienen, wo wir das Legalitätsprinzip im Art 18 B-VG idgF fin-
den. Ähnliches findet sich auch in der tschechischen Verfassung im ersten Teil der Verfassung im Art 2 und 9 sowie 
im zweiten Teil. 
Eine mögliche Abweichung kann in anglo-amerikanischen Rechtssytemen, die stark auf dem Fallrecht (case law) 
aufbauen, vorgefunden werden. Dies wird im Rahmen dieser Arbeit nicht behandelt.  
10 Europäisches Recht hat sogar den Anwendungsvorrang gegenüber Verfassungsrecht behaupten können. Ironi-
scherweise baut das Europäische Recht aus historischen Gründen stark auf Fallrecht auf. Es wird später noch ge-
nauer darauf eingegangen. 
11 Eine übersichtliche Auflistung der Rechtsquellen findet sich unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/EN/TXT/?uri=LEGISSUM:l14534, Zugriff zuletzt am 15.9.2021. 
12 Je nach Richtlinie und Rechtssystem werden manche Richtlinien beispielsweise durch Rechtsakte der Verwaltung 
(wie Verordnungen) oder der regionalen Gesetzgebung (insbesondere bei Bundesstaaten) umgesetzt. 
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ein Spielraum für den Gesetzgeber vorhanden – nur potenziell deshalb, da manche 
Richtlinien bei der Umsetzung kaum Spielraum offenlassen.13 Weiter müssen die Parla-
mente eine fristgerechte Umsetzung des Europäischen Rechts gewährleisten, was an-
dernfalls zum Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 258 AEUV führen kann. Und 
nicht zuletzt müssen auch die nationalen Rechtsnormen EU-rechtskonform sein, was 
eine Expertise im Feld des Europäischen Rechts voraussetzt. 
Die Aufgaben des Parlaments werden erweitert und gleichzeitig dessen Gesetzgebungs-
monopol eingeschränkt.14 Umso wichtiger wird die Fähigkeit des Parlaments seine Kon-
trolle gegenüber der Exekutive auch in EU-Angelegenheiten ausüben zu können. Eine 
effektive Ausübung der Kontrollfunktion bleibt der wichtigste Weg, die von außen kom-
mende und am Parlament teilweise vorbeigehende Legislative beeinflussen zu können.  
Die demokratische Legitimität, die Parlamente mit ihrer zentralen Stellung in den Verfas-
sungen der Mitgliedsstaaten dem politischen System verleihen, erstreckt sich auch auf 
Materien, wo nationale Verwaltungen EU-Recht in ihrem nationalen System vollziehen. 
Durch ihre Kontrolle der Exekutive wachen sie somit auch über das Supranationale im 
nationalen Rahmen. (Besselink 2016: 32) 
Ausgehend von den rechtlichen Rahmenbedingungen ist es wichtig zu identifizieren, 
welche Stellung die Legislative im Verhältnis zur Exekutive in EU-Angelegenheiten hat 
und wie diese Stellung gelebt wird. Die Arbeitsweise der Parlamente ist dafür von Be-
deutung: Welcher Ausschuss oder Ausschüsse sind zuständig, wie setzen sie sich zu-
sammen, wie aktiv sind sie?  
So kann aufgezeigt werden, wie sich die gelebte Praxis mit den rechtlichen Grundlagen 
deckt – eine rechtlich gesehen starke Stellung muss kein starkes Parlament bedeuten.15 
Am Beispiel Österreich kann eine Studie von Pollak und Slominski aus dem Jahr 2009 
genannt werden, die die Wirksamkeit der bindenden Stellungnahme nach Art. 23 B-VG 
untersucht und zum Schluss kommt, dass die tatsächliche Anwendung des institutionell 
starken Instruments sehr gering ist.16 

 
13 Hier werden insbesondere Richtlinien gemeint, die einen sehr technischen Charakter aufweisen und sehr spezi-
fisch formuliert sind. 
14 Das Gesetzgebungsmonopol darf aber nicht beliebig eingeschränkt werden, da das Prinzip der begrenzten Ein-
zelermächtigung nach Artikel 5 EUV der Union nur in den vertraglich vereinbarten Bereichen gesetzgeberisch tätig 
zu werden erlaubt. Die Union besitzt keine Kompetenz-Kompetenz. 
15 Der österreichische B-VG ist sehr detailliert in mancher Hinsicht, auch die Novellierungen im Zuge des Beitritts 
und der Vertragsreformen sind gut nachvollziehbar. In Hinsicht auf das Parlament kann hier die bindende Stellung-
nahme erwähnt werden, die das österreichische Parlament mit einem der EU-weit stärksten legislativen Instrumente 
gegenüber der Regierung ausstattet.  
16 Seit der Publikation der Studie im Jahr 2009 hat sich einiges geändert und es kann darüber gesprochen werden, 
ob die bindende Stellungnahme nach Art. 23 B-VG nicht eine Renaissance erlebt hat. Auch Veränderungen durch 
den Vertrag von Lissabon kamen hinzu.  
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Wiederum andere Untersuchungen zeigen, dass in EU-Angelegenheiten als stark bewer-
tete Parlamente nicht zwingend eine starke rechtliche Basis für ihre Position haben. (Auel 
et al. 2015d) Im Einleitungskapitel des Werkes The Palgrave handbook of national par-
liaments and the European Union (Hefftler, Neuhold, Rozenberg, Smith [Hgs.], 2015) wird 
an den Umstand erinnert, dass die nationalstaatliche Parlamente der EU erstaunlich we-
nig Gemeinsamkeiten aufweisen, sodass es oft schwierig ist, einen gemeinsamen Nen-
ner zu finden. 
Dennoch gilt für alle Legislativen gleichermaßen, dass sich die Stellung der Parlamente 
durch den Beitritt zur Europäischen Union veränderte. Die Transformation der Macht von 
den nationalstaatlichen Legislativen zugunsten der Exekutiven kann als bewiesen erach-
tet werden. (Auel 2005: 307) 

3.1.1 RECHTLICHES – HISTORISCHES UND VERTRÄGE 
Wo finden sich nationale Parlamente in den EU-Verträgen wieder? Die nationalen Parla-
mente waren durch die Entsendung von Parlamentarier:innen in die Parlamentarische 
Versammlung17 vor der Einführung der direkten Wahlen 1979 zum EP bereits früh in der 
Geschichte der Europäischen Gemeinschaft miteinbezogen.  
Aufgrund der schwachen Position der Versammlung kann diese anfängliche Involvierung 
der Abgeordneten auf europäischer Ebene eher als unbedeutend eingestuft werden. Ab-
gesehen von Ratifikationen der neuen Verträge blieben die Parlamente vorerst im Hin-
tergrund und erst mit der Gründung der Konferenz der Europa-Ausschüsse der nationa-
len Parlamente (COSAC) im Jahr 1989 und der Erklärung im Vertrag von Maastricht 
(1992) traten sie langsam wieder in den Vordergrund.  
Die Erklärung zur Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europäischen Union aus 
dem Vertrag von Maastricht beschränkt sich auf den Wunsch nach größerer Einbindung 
der Parlamente und intensiverem Austausch zwischen dem Europäischen und den nati-
onalen Parlamenten. Nicht uninteressant ist ebenfalls die Betonung des Rechts auf In-
formation seitens der Parlamente: 

In diesem Zusammenhang tragen die Regierungen der Mitgliedstaaten unter anderem dafür Sorge, 
daß die einzelstaatlichen Parlamente zu ihrer Unterrichtung und gegebenenfalls zur Prüfung recht-
zeitig über die Vorschläge für Rechtsakte der Kommission verfügen. 
(Vertrag von Maastricht, 13. Erklärung, Abs. 2) 

In den kommenden Verträgen wird gerade dieser Teil mehr und mehr aufgewertet. 

 
17 Der ursprüngliche Name des Europäischen Parlaments. 
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Die 14. Erklärung über die Konferenz der Parlamente spricht eine Konferenz zwischen 
den nationalen Parlamenten und dem Europäischen Parlament an, die Assises18, die in 
Wahrheit nur einmal im Jahr 1990 in Rom zusammenkam.19 COSAC selbst wurde im 
Jahr 1989 auf Initiative des Präsidenten der französischen Nationalversammlung Laurent 
Fabius ins Leben gerufen. (Pinheiro 2018, 110) Der Zweck von COSAC sollte die Koor-
dination der EU-Ausschüsse der nationalen Parlamente mit dem Ziel einer besseren 
Kontrolle von EU-Angelegenheiten seitens der nationalen Parlamente sein. (COSAC 
2014: 4) COSAC wurde im Vertrag von Amsterdam von der EU-Ebene offiziell anerkannt. 
Aus der Erklärung im Vertrag von Maastricht entwickelte sich beim darauffolgenden Ver-
trag von Amsterdam (1997) ein Protokoll über die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente 
in der Europäischen Union, das sich mit Zugang zu Informationen und der COSAC be-
fasst. Den Parlamenten wird explizit das Recht auf sämtliche Dokumente der Kommis-
sion zugesprochen, wobei die Zuständigkeit über die tatsächliche Zustellung dieser nach 
wie vor bei den Regierungen liegen soll, die Präzisierung der Vorgaben im Vergleich zum 
Vertrag von Maastricht ist jedoch deutlich. 
Im zweiten Teil des Protokolls wurde der COSAC die Möglichkeit zugesprochen sich in 
Fragen der Verletzung Grundrechte oder der Subsidiarität nunmehr an die Unionsinsti-
tutionen wenden zu können. Die Formulierung der Absätze 5 und 6 des Protokolls geben 
bereits einen Vorgeschmack auf die weitere Entwicklung. 
Der Vertrag von Nizza (2001) bringt keine besonderen Erneuerungen zum Thema natio-
nale Parlamente, auch wenn die 23. Erklärung zum Vertrag andeutet, dass die Rolle der 
nationalen Parlamente auch als möglicher Weg hin zu größerer Transparenz und demo-
kratischer Legitimation der Union bedacht werden soll.20  
In der Laeken-Erklärung21 wird der Anfang der Verhandlungen im Rahmen des Europäi-
schen Konvents als Vorbereitung auf die Regierungskonferenz 2004 angekündigt. Die 
Rolle der Parlamente wird in dieser ebenso erwähnt und hält sich weitestgehend an das 
Wording der vergangenen Erklärungen. Die Erklärung war somit als Ursprung des Ver-
fassungskonvents der Startschuss für den nächsten vertraglichen Schritt in der Aufwer-
tung von nationalen Parlamenten. 

 
18 In der deutschsprachigen Version des Vertrags von Maastricht, COSAC blieb in dem Dokument unerwähnt. 
19 Siehe COSAC: Historical Development, COSAC Secretariat 2014, http://www.cosac.eu/documents/, Zugriff am 
13.8.2020. 
20 23. Erklärung, Abs. 5 und 6., Vertrag von Nizza (2001) 
21 Laeken Declaration on the Future of the European Union vom Dezember 2001 

http://www.cosac.eu/documents/


 

 24 

Das Zustandekommen des Verfassungsvertrags im Laufe des Europäischen Konvents 
dürfte mehr ein Zusammenspiel von mehreren Faktoren sein als ein bewusstes Streben 
der Union nach einem Verfassungsvertrag.22 Zum einen waren die Veränderungen durch 
den Vertrag von Nizza unzureichend – Nizza wurde mitunter als Debakel bezeichnet 
(Schönlau 2007) – zum anderen sollte das Primärrecht der Union vereinfacht und mög-
lichst in ein Dokument zusammengefasst werden. Möglicherweise spielte auch eine als 
positiv aufgefasste Einstellung der EU-Bürger:innen zur Europäischen Verfassung eine 
Rolle. (Melchior 2009, 68ff) Dass die Ratifikation des Verfassungsvertrages nicht wegen 
mangelnder Unterstützung der Bevölkerung am europäischen Projekt der Verfassung, 
sondern trotz der positiven EU-Zustimmung in Frankreich und den Niederlanden schei-
terte, bleibt ein demokratisches Paradox. (Melchior 2009, 96ff)  
Bereits vor dem Verfassungsvertrag gab es zahlreiche Ideen, wie die Rolle der nationalen 
Parlamente weiter ausgeformt und im europäischen Kontext aufgewertet werden sollte, 
um damit zur gesteigerten Legitimität der Union und einer besseren Verbindung zwi-
schen europäischer Ebene und EU-Bevölkerung beizutragen. (z.B. Groen, Christiansen, 
2015, 49ff) Die tatsächlich im Verfassungsvertrag gewählte Linie hatte eine Verbesserung 
der tatsächlichen Situation im Auge, ohne auf mehr radikale Veränderungen zu setzen – 
wie zum Beispiel eine zweite Kammer des Europäischen Parlaments zu etablieren. 

3.1.2 DER VERFASSUNGSVERTRAG 
Die größte Neuerung im Verfassungsvertrag in Hinsicht auf nationale Parlamente war der 
Frühwarnmechanismus (Early Warning Mechanism – EWM)23. Grob vereinfacht bietet er 
den nationalen Parlamenten eine Möglichkeit bereits ex ante einen Gesetzesentwurf zu 
verhindern, sollte dieser gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoßen. Der EWM soll aber 
nicht als eine radikale Veränderung verstanden werden, da das Prinzip der Subsidiarität 
bereits in früheren Verträgen genannt und beschrieben wurde. Im Verfassungsvertrag 
wurde das Prinzip durch einen wirksamen Mechanismus verstärkt, der die Einhaltung 
der Subsidiarität durch die Überwachung der nationalen Parlamente gewährleistet. 
(Cooper 2006, 285-287)24  

 
22 Inwiefern beispielsweise der Vorsitzende der Konvention Valéry Giscard D’Estaing den Ausgang nach seinen Vor-
stellungen beeinflusste wurde anderswo untersucht. (Kleine 2007) 
23 Da in der politikwissenschaftlichen Literatur großteils die Abkürzung EWM verwendet wird, wird der Mechanismus 
auch hier so bezeichnet. Die hier verwendete Bezeichnung ist zwar in der Fachliteratur gängig, findet sich aber im 
Vertragstext nicht wieder. 
24 Interessant ist hierzu auch Coopers Kritik, die sich gegen die Beschränkung der Rolle der Parlamente auf das 
Subsidiaritätsprinzip richtet. Cooper meint es wäre sinnvoll die Parlamente auch über die Verhältnismäßigkeit wa-
chen lassen. (Cooper 2006: 300ff) 
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Im selben Verfassungsvertrag wird die Rolle der nationalen Parlamente im Artikel I-11 
Absatz 3 angesprochen, die genauere Ausformung des EWM befindet sich im 2. Proto-
koll des Vertrages „über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und Verhält-
nismäßigkeit”. Der im Verfassungsvertrag entworfene EWM gibt den nationalen Parla-
menten die Möglichkeit eine begründete Stellungnahme zu einem Gesetzesvorhaben25 
abzugeben (nach Art. 6 des Protokolls), wenn die Anzahl der begründeten Stellungnah-
men mindestens ein Drittel der nationalen Parlamente beträgt (Art. 7 Abs. 3 Ebenda), 
dann muss der Entwurf überprüft und – sofern er weiter aufrechterhalten werden soll – 
auch begründet werden (Ebenda). Interessant hierfür ist die Verteilung der Stimmen der 
nationalen Parlamente, wonach jeder Mitgliedsstaat zwei Stimmen erhält, die entweder 
auf die Kammern aufgeteilt werden oder – im Einkammersystem – beide von der einen 
Kammer wahrgenommen werden (Art. 7 Abs. 2).26  
Weiter enthält der Verfassungsvertrag detailliertere Angaben in Hinsicht auf Zugang zu 
Informationen der Unionsebene seitens der nationalen Parlamente. Die nationalen Par-
lamente sollen nicht nur Weiß-, Grün- und Mitteilungsbücher, wie nach dem Vertrag von 
Amsterdam, sondern auch Entwürfe direkt von den europäischen Institutionen bekom-
men. Dies wird angesichts der Aufgaben im Rahmen des EWM schlichtweg notwendig. 
(Kiiver 2006: 157) 
Der Verfassungskonvent an sich setzte sich aus 105 Mitgliedern27 zusammen, zu denen 
neben Regierungsvertreter:innen auch Mitglieder des Europäischen Parlaments und Mit-
glieder der nationalen Parlamente zählten, sowie Vertreter:innen der Beitrittskandidaten, 
die jedoch ohne Stimmrechte teilnahmen. (Laursen 2008) Dieser Modus fand auch einen 
Weg in den Vertrag, wo nach dem ordentlichen Änderungsverfahren im Artikel IV-443 
des Verfassungsvertrags ein Konvent im Vorfeld der Regierungskonferenz abzuhalten 
ist. Die Zusammensetzung ist laut Vertrag analog zu der tatsächlichen Komposition des 
Verfassungskonvents und somit bekommen die nationalen Parlamente bereits im frühen 
Stadium der Vertragsänderung die Möglichkeit an Veränderungen teilzuhaben und sie 
mitzubestimmen.   

 
25 Diese „Entwürfe von europäischen Gesetzgebungsakten” (in der Sprache der deutschen Version des Verfas-
sungsvertrags) beabsichtigen nicht nur Entwürfe, die von der Kommission kommen, sondern auch die, die von einer 
Gruppe von Mitgliedstaaten vorgelegt werden, sowie Anträge des Europäischen Gerichtshofes, der Europäischen 
Zentralbank und der Europäischen Investitionsbank. (2. Protokoll, Art. 3) 
26 Beispielsweise Kiiver problematisiert auch die Heterogenität der Parlamente, wonach eine Gleichstellung derer 
wie im EWM vorgesehen, vollkommen davon absieht, dass die jeweiligen Kammern sehr unterschiedliche Positionen 
und Befugnisse innehaben. (Kiiver 2006: 185ff) 
27 Wenn Ersatzmitglieder gezählt werden, steigt die Zahl auf etwa 200. 



 

 26 

Die Ratifikation des Verfassungsvertrags kam nach der Ablehnung in Referenda in Frank-
reich und in den Niederlanden ins Stocken und wurde letztendlich abgebrochen. Der im 
Laufe der Regierungskonferenz 2007 rasch auf die Beine gestellte Vertrag von Lissabon 
weicht aber nur minimal von seinem gescheiterten Vorgänger ab, zumindest wenn es um 
nationale Parlamente geht.28 

3.1.3 DER VERTRAG VON LISSABON 
Der Vertrag von Lissabon kam aus den intensiven Verhandlungen des Jahres 2007 her-
aus und ähnelt im Inhalt dem Verfassungsvertrag, aus pragmatischen Gründen befreit 
vom Verfassungscharakter.29 Die Position der nationalen Parlamente hat im Vertrag noch 
eine leichte Aufwertung erfahren. Das Recht auf Information und der bereits im Verfas-
sungsvertrag festgelegte direkte Fluss von Informationen von europäischer Ebene zu 
den nationalen Parlamenten wurde im Vertrag von Lissabon beibehalten und diese Er-
rungenschaft wird allgemein als sehr wichtig angesehen. (Auel, Christiansen 2015: 267) 
Der Frühwarnmechanismus (EWM) blieb ebenso bestehen, wurde aber noch weiter ge-
stärkt, was vor allem als ein Verdienst der niederländischen Position in den Vertragsver-
handlungen bezeichnet wird. (Groen, Christiansen 2015: 54-55) Der EWM aus dem Ver-
fassungsvertrag verlieh den Parlamenten die Möglichkeit einem EU-Gesetzesvorhaben 
ex ante eine „gelbe Karte” zu erteilen, die nur eine Begründung seitens der Kommission 
erforderte, sollte diese am Vorhaben beharren. Im EWM von Vertrag von Lissabon 
kommt eine sogenannte „orange Karte” hinzu, die eine Prüfung auf Vereinbarkeit mit 
Subsidiarität seitens des Europäischen Parlaments und des Rat nach sich zieht, sofern 
Kommission weiterhin an dem unveränderten Gesetzesentwurf beharrt. Nach Groen und 
Christiansen bedeutet das einen Kompromiss gegenüber der ursprünglichen niederlän-
dischen Position, die für die Parlamente eine Befugnis EU-Gesetzesentwürfe gänzlich zu 
stoppen forderte. (Ebenda)30 
Die Fristen für die Stellungnahmen der Parlamente im Rahmen des EWM wurden verlän-
gert – wo der Verfassungsvertrag noch sechs Wochen vorsah, wurden daraus im Vertrag 
von Lissabon acht Wochen. Die Frist läuft erst ab der Verfügbarkeit des Dokuments in 

 
28 Die Gründe fürs Scheitern des Verfassungsvertrages haben keinen Raum in dieser Arbeit, eine sehr übersichtliche 
und auch kompakte Auseinandersetzung findet sich bei Melchior (2009) oder Phinnemore (2013). 
29 Die amerikanische Rechtswissenschaftlerin Gráinne de Búrca spricht beispielsweise von einer de-constitutionali-
zation des Vertrages. (de Búrca 2008: 5) David Phinnemore führt die Schätzung an, dass der Vertrag von Lissabon 
mit dem Verfassungsvertrag zu 90 bis 95% übereinstimmt. (Phinnemore 2013: 212) 
30 EUV, Protokoll Nr. 2 Art. 7 Abs. 3, bezieht sich auf das ordentliche Gesetzgebungsverfahren der EU (siehe Art. 294 
AEUV). 
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der jeweiligen Amtssprache des Mitgliedsstaates, vier Wochen in August werden nicht 
gezählt. 
Die Parlamente haben auch die Möglichkeit eine Rechtsakte ex post mittels der Subsi-
diaritätsklage31 anzufechten, sofern diese gegen das Prinzip der Subsidiarität verstößt. 
Zusätzlich zu den beiden Protokollen 1 und 2 des Vertrags findet sich eine weitere Pro-
vision für eine verstärkte Einflussnahme der Parlamente, nämlich das Veto der Brücken-
klauseln, auch Passerelle-Regelungen genannt. Diese ermöglichen in gewissen Fällen 
den Übergang von Einstimmigkeit zur qualifizierten Mehrheit bei Ratsabstimmungen und 
den Übergang von der besonderen zur ordentlichen Gesetzgebung. Die Parlamente kön-
nen dagegen ein Veto einlegen, dann muss der Rat einstimmig bestimmen.32 
Dass nationale Parlamente bei der Vertragsänderung mitwirken, sollte auch erwähnt 
werden. Die derzeit geltenden Regeln zu Vertragsänderungen finden sich im Artikel 48 
EUV. Eine Veränderung kommt erst dann zustande, wenn alle Mitgliedsstaaten sie nach 
„nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert“ (Art. 48 Abs. 4 EUV) 
haben. Das bedeutet in Praxis eine Zustimmung der Parlamente.33 Auch die Konventme-
thode bei der ordentlichen Vertragsveränderung blieb bestehen und so haben Vertre-
ter:innen nationaler Parlamente die Möglichkeit bei künftigen Vertragsänderungen diese 
nicht nur im Nachhinein zu ratifizieren, sondern auch im Vorhinein mitzugestalten.  

Zusammenfassung 
Die Erwähnung der nationalen Parlamente im Vertrag von Lissabon endet nicht hier, es 
gibt noch mehrere Stellen, die sich auf spezifischere Situationen beziehen34, die wesent-
lichen Veränderungen und somit die geltenden Regelungen im Primärrecht der EU sind: 

• Umfassender Zugang zu Information der EU-Ebene, der den Parlamenten (im Protokoll 
über die Rolle der Parlamente) eingeräumt wird, 

• sowie deren wesentliche Rolle bei der Kontrolle der Einhaltung des Subsidiaritätsprin-
zips (nach Art. 5 Abs. 3 EUV und dem Protokoll über Subsidiarität), 

 
31 Nach Artikel 8 des 2. Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. 
32 Es gibt neben der generellen Passerelle-Regelung in Art. 48 EUV auch spezielle Passerelle-Regelungen (Art. 31, 
81, 153, 192 EUV und Art. 312 und 333 AEUV) für bestimmte Bereiche. Im Moment dürften alle Passerelle-Regelun-
gen noch nie zur Anwendung gekommen sein, wie auch eine Publikation des Wissenschaftlichen Dienstes des Euro-
päischen Parlaments (2019) andeutet. Grund dafür dürfte die relativ hohe Hürde bei der Realisierung bestehend aus 
einstimmigem Beschluss des Rates und keinem Veto einer der 40 nationalen Parlamentskammern sein. 
33 Diese kann sich durchaus in den jeweiligen Mitgliedsstaaten unterscheiden, in Österreich gilt das Verfassungs-
quorum analog zum Artikel 44 B-VG, also eine Zweidrittelmehrheit mit mindestens der Hälfte der Parlamentarier:in-
nen anwesend. 
34 Den Parlamenten wird im EUV der Artikel 12 gewidmet, der eher eine symbolische Rolle hat, die detaillierteren 
Bestimmungen befinden sich in den Protokollen, sowie im AEUV. Die Parlamente werden zudem immer wieder im 
Bezug zum Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Art. 67-89 AEUV), wo sie bestimmte Kontrollfunktio-
nen wahrnehmen können. Es geht überwiegend um Unterrichtungsrechte im Bereich der ehemaligen dritten Säule 
der EU. Für den Zweck dieser Arbeit scheint es nicht sinnvoll hier weiter ins Detail zu schreiten. 
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• in spezifischeren Fällen, das Veto der Passerelle-Regelung (nach Art. 48 EUV), 

• und eine verstärkte Einbindung der Parlamente bei der ordentlichen Vertragsänderung. 

3.2 Die Parlamente in der Forschung 
Die kurze Beschreibung der Entwicklung der Verträge ergibt natürlich kein vollständiges 
Bild der nationalen Parlamente als Akteure am supranationalen Feld. Eine Tendenz zur 
Bedeutungssteigerung der nationalen Legislativen im Primärrecht der Union konnte ge-
zeigt werden. Diese geht mit einer Vertiefung der Integration auf mehreren Ebenen ein-
her. Die Integration geschieht aber nicht nur am Weg der Vertragsänderung, sondern 
auch zunehmend im intergouvernmentalen Modus35, in dem die vertraglichen Errungen-
schaften der Parlamente wirkungslos sind. 
Mit steigender Integration der Union und den damit wachsenden Forderungen nach 
mehr Transparenz und demokratischer Legitimität werden die Parlamente immer wieder 
als Lösung oder Korrektur der Transparenz- und Legitimitätsmängel gesehen. Daraus 
resultierten auch die Vertragsänderungen zugunsten der Parlamente. Jedoch gingen we-
der mit dem Verfassungsvertrag noch mit dem Vertrag von Lissabon große Veränderun-
gen einher. Der EWM wirkt wie ein potentes Instrument, wie aber seine Anwendung ist, 
bedarf politikwissenschaftlicher Erforschung. 
Wie bereits zu Beginn dieser Arbeit angedeutet wurde, sind in der Erforschung der Par-
lamente zwei prinzipielle Zugänge erkennbar. Einerseits ist es der vergleichende Zugang, 
der meistens auf mehrere Parlamente gleichzeitig eingeht und andererseits sind es Fall-
studien zu den einzelnen nationalen Parlamenten. Wobei auch Mischformen beider Zu-
gänge existieren. 
Die vergleichende politikwissenschaftliche Forschung zum Thema nationale Parlamente 
und EU hat parallel zu steigender Bedeutung derer in den letzten zwei Jahrzehnten an 
Aufschwung gewonnen. Das Feld scheint von einer Handvoll Wissenschafter:innen dicht 
erforscht zu sein, am prominentesten davon sind Katrin Auel, Tapio Raunio, Arthur Benz 
oder Thomas Christiansen zu nennen. Die Forschungen lieferten – unter anderem in 
Form von zwei Sonderausgaben von Fachzeitschriften – einen bedeutenden Beitrag zur 
Forschung.36 Weitere wichtige Beiträge besonders zum Thema Subsidiarität kommen 
von Ian Cooper und Philipp Kiiver, auf die hier ebenfalls eingegangen wird.37 

 
35 Manche sprachen sogar vom new intergovernmentalism. (Puetter 2016) 
36 The Journal of Legislative Studies 2005, 11:3-4 und West European Politics 2015, 38:2 
37 Alle relevanten Werke sind in der Literatur aufgelistet. 
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Mit Blick auf die einzelnen Parlamente zeigen sich eine Fülle an weiteren Studien zu den 
jeweiligen Parlamenten und Parlamentskammern mit unterschiedlichen Zugängen. Hier 
finden sich Studien, die einen Bezug zu anderen ähnlichen Studien aufweisen, darunter 
beispielsweise der Sammelband von Brouard et al. 2012. Weiters finden sich hier Stu-
dien, die sich spezifisch auf ein Parlament konzentrieren und dieses im Detail erforschen. 
Da diese Arbeit den Fokus auf eine Parlamentskammer legt, gesellt sie sich thematisch 
zu dieser Kategorie. 
Holzhacker spricht vor einer Kluft, die zwischen der breiteren vergleichenden Forschung 
und der in die Tiefe gehenden auf einzelne Staaten fokussierten Forschung entsteht. Da 
unterschiedliche Studien sehr unterschiedliche Zugänge verwenden, sind sie oft nicht 
für andere Verhältnisse reproduzierbar und somit die Ergebnisse schwer vergleichbar. 
(Holzhacker 2007: 151) Hinzu kommt die Heterogenität der untersuchten Parlamente, 
die einen direkten Vergleich oft erschwert. 
Im folgenden Abschnitt werden einige der wesentlichen Publikationen zum Thema vor-
gestellt. 

3.2.1 ERSTE UMFASSENDE STUDIEN ZUR EUROPÄISIERUNG DER PARLAMENTE – JOURNAL OF 
LEGISLATIVE STUDIES 11:3-4 (2005) 
Die Sonderausgabe des Journals wurde dem Thema Europäisierung der Parlamente ge-
widmet und umfasst mehrere vergleichende und/oder übergreifende Studien. Sie mar-
kiert einen Anfang einer Reihe an weiteren Projekten und Publikationen, an denen der-
selbe transeuropäische Personenkreis beteiligt war. 
Der aus dieser Sonderausgabe stammende Artikel von Katrin Auel wurde bereits im Eu-
ropäisierungskapitel erwähnt. Die Publikation aus dem Jahr 2005 kann keinen Beitrag 
zur Situation der 2004 beigetretenen Mitgliedsstaaten leisten, bietet aber eine gute Ana-
lyse der damaligen Situation.  
Im Fokus steht die Wahrnehmung der Kontrollfunktion der Parlamente, hier setzt auch 
Holzhackers Beitrag an, der versucht (ähnlich wie Raunio ebenda), Variationen im Agie-
ren der Parlamente festzumachen und zu erklären. Einige Beiträge befassen sich mit 
einzelnen Parlamenten – so beispielsweise Laursen, der den Fall des dänischen Folke-
ting untersucht. In seinem Beitrag steht der starke EU-Ausschuss im Zentrum, Laursen 
erklärt die Hintergründe, die eine Etablierung der starken Kontrollmechanismen in Däne-
mark begünstigten. Erwähnenswert ist unter anderem die Norm der Minderheitsregie-
rungen und die hohe Euroskepsis des Elektorats. 
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Der Kontrollfunktion und der Beziehung von Exekutive und Legislative widmet sich auch 
der Beitrag von Damgaard & Jensen. Sie finden vor, dass die Behandlung von EU-Fra-
gen im Generellen entlang den etablierten Prozessen läuft, was auch die üblichen par-
teipolitischen Trennungslinien inkludiert. Das unterstreicht das Fazit, dass die Europäi-
sierung in den Systemen der Mitgliedstaaten stark von der bestehenden Dynamik inner-
halb der Systeme abhängt.  

3.2.2 STUDIEN ZUR SUBSIDIARITÄTSKONTROLLE IM RAHMEN DES EARLY WARNING MECHA-
NISM 
Die mit Abstand wichtigste Neuerung betreffend nationale Parlamente im Primärrecht 
der EU ist das Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit. Wie wirksam ist das Protokoll aber wirklich?  
Die Arbeit am EWM wurde schon zum großen Teil während des Europäischen Konvents 
geleistet (siehe Cooper 2006), die Aufwertung und deren Hintergründe im Vertrag von 
Lissabon wurde schon angesprochen. Auch wenn das Konzept einer dritten Kammer im 
Gesetzgebungsprozess – neben dem Rat und dem EP – immer wieder in der Vergan-
genheit thematisiert wurde, wurde sie nie realisiert. Ian Cooper legt in seinem Artikel aus 
dem Jahr 2013 die These dar, dass der EWM eine Art virtuelle dritte Kammer auf der EU-
Ebene geschaffen hat. (Cooper 2013: 447). 
Auch im Rahmen von Observatory of Parliaments after the Lisbon Treaty (OPAL) wurde 
der EWM untersucht, der daraus resultierende Artikel von Gattermann und Hefftler (2015) 
versucht die Unterschiede in der Anzahl der Stellungnahmen von den 40 untersuchten 
Parlamentskammern im Zeitraum 2010-2013 zu erklären. Diese Studie konnte gewisse 
Tendenzen und Bedingungen aufzeigen, die eine höhere Anzahl an Stellungnahmen be-
günstigen, sprach sich aber auch für die These aus, dass eine Stellungnahme im Rah-
men des EWM nicht nur eine juristische Überprüfung des Gesetzesentwurfs darstellt, 
sondern den Parlamenten oft eine Möglichkeit bietet politische Vorbehalte der EU-Ebene 
in Bezug auf Gesetzesentwürfe zu kommunizieren. (Gattermann, Hefftler 2015: 316ff, 
321) 
Ian Cooper publizierte im Jahr 2019 eine Studie über die Auswirkungen des EWM mit 
dem Versuch diesen Mechanismus in einem acht-Jahres Zeitraum (2010-2017) zu eva-
luieren. In diesem Zeitraum haben nur drei Gesetzesentwürfe eine „gelbe Karte” erhalten, 
keiner eine „orange Karte”. Cooper analysiert die Entwürfe mit den meisten Stellungnah-
men genauer und kommt zum Schluss, dass die Fähigkeit der Parlamente einen Entwurf 
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gänzlich zu stoppen in der Realität eher begrenzt ist. Dafür hebt er die erhöhte Einbin-
dung der Parlamente in die EU-Ebene als positiv hervor. Diese habe auch abseits des 
EWM stark zugenommen und förderte einen regen Austausch zwischen den Unionsin-
stitutionen und den nationalen Legislativen. 
Eine gute Zusammenstellung an Case Studies zu den ersten Jahren des EWM bieten 
Cornell und Goldoni (2017), die Publikation enthält auch einen Beitrag zu Tschechien 
und Polen (Granat 2017). 

3.2.3 PARLAMENTE IM VERGLEICHENDEN BLICK NACH LISSABON – OBSERVATORY OF PAR-
LIAMENTS AFTER THE LISBON TREATY (OPAL) 
Das bereits erwähnte, dreijährige Projekt (2011-2014) befasste sich mit den Auswirkun-
gen des Vertrags von Lissabon auf die nationalen Parlamente und untersuchte alle 40 
Parlamentskammern der EU-Mitgliedsstaaten.38 Das Projekt resultierte in einer Sonder-
ausgabe des Journals West European Politics (2015, 38:2) mit einer Reihe an Themen, 
wie der Aktivität der Parlamente (Auel, Rozenberg, Tacea 2015c), dem EWM (Gatter-
mann, Hefftler 2015), der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitk und der Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Huff 2015), der Krise der Eurozone und 
deren Auswirkung auf die Aktivität in den Parlamenten (Auel, Höing 2015b) oder der 
möglichen Bürokratisierung der Legislativen (Högenauer, Neuhold 2015). 
Diese Forschung arbeitet vergleichend aus einer neo-institutionalistischen Perspektive 
mit einer großen Datenmenge als Basis. Die Beiträge sind fokussiert auf bestimmte Hy-
pothesen und deren Verifizierung. Diese Sonderausgabe des Journals gibt einen sehr 
wertvollen Einblick in die Tendenzen der Entwicklung der parlamentarischen Arbeit nach 

Lissabon und liefert Erklärungsansätze zu Unterschieden. Dass sich dieser Zugang nicht 
für eine genauere Betrachtung der einzelnen Parlamente eignet, erscheint durchaus lo-
gisch. 
Die Sonderausgabe von West European Politics ist nicht das einzige Resultat von OPAL, 
eine weitere Publikation ist das von Hefftler et al. herausgegebene The Palgrave hand-
book of national parliaments and the European Union (2015). In diesem finden sich ei-
nerseits überarbeitete Studien aus West European Politics und andererseits Kapitel zu 
28 Parlamenten der EU-Mitgliedsstaaten (Stand 2015), womit es auch die allumfas-
sendste Publikation zum Thema ist. Die länderspezifischen Kapitel bieten einen guten 
Überblick über die jeweilige Parlamente. 

 
38 Nicht alle im Rahmen der Studie publizierten Artikel untersuchten tatsächlich alle Kammern, die Auswahl geschah 
je nach Thema und Fragestellung. 
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3.2.4 KOMMUNIKATION DER EU-THEMEN NACH AUßEN – JOURNAL OF LEGISLATIVE STUDIES 
20:1 (2014) 
Diese Sonderausgabe unter dem Motto „Connecting with the Electorate? 
Parliamentary Communication in EU Affairs“ (Auel & Raunio 2014a) widmet sich der kom-
munikativen Rolle der Parlamente in EU-Angelegenheiten und untersucht die Bereit-
schaft der Parlamente europäische Themen nach außen zu kommunizieren und eine 
Brücke zwischen dem Wahlvolk und der Europäischen Ebene zu schlagen. 
Auel und Raunio (2014a) zeigen, dass EU-Themen in den meisten nationalen Parlamen-
ten selten im Plenum verhandelt werden. Während im britischen Unterhaus und der fran-
zösischen Nationalversammlung zwischen 2002 und 2010 kaum Diskussionen über EU-
Themen stattfanden, stach der Deutsche Bundestag mit über 20 % EU-bezogener Ple-
narsitzungen als Ausnahme hervor. Im Beitrag von García Lupato wird die Rolle der EU 
in Haushalts- und Investiturdebatten in Italien und Spanien untersucht. Demnach nutzen 
Regierungsparteien die EU oft zur Legitimierung ihrer Politik, während oppositionelle Kri-
tik eher von kleineren, radikalen Parteien kommt.  
Auch spezifische Kontrollmechanismen, wie der offene Koordinierungsmechanismus 
(OMC), werden laut de Ruiter nur begrenzt genutzt, meist in Ausschüssen und nicht im 
Plenum, wodurch ihre demokratische Wirkung eingeschränkt bleibt.  
Bei Navarro und Brouard findet sich eine Analyse der parlamentarischen Anfragen zur 
EU in Frankreich. Pollak und Slominski zeigen am Beispiel Österreichs, dass Parlamente 
oft kaum Anstrengungen unternehmen, die Bürger:innen aktiv über EU-Themen zu infor-
mieren. Miklin argumentiert, dass stärker polarisierende EU-Themen nationale Parla-
mente dazu bringen können, ihre Regierungen intensiver zu kontrollieren. Neyer betont 
die Notwendigkeit, Parlamente als Vermittler zwischen Bürger:innen und EU-Politik zu 
stärken und schlägt vor, COSAC zu einer interparlamentarischen Versammlung für Ver-
tragsänderungen auszubauen. Insgesamt deuten die Beiträge darauf hin, dass nationale 
Parlamente bislang nicht in der Lage sind, die EU näher an die Bürger:innen zu bringen 
oder eine effektive demokratische Kontrolle auszuüben. Zwar haben sich parlamentari-
sche Überwachungsmechanismen verbessert, aber solange die Debatten abseits der 
Öffentlichkeit geführt werden, bleibt ihr Einfluss auf die demokratische Legitimität der 
EU begrenzt. 

3.2.5 EUROPÄISIERUNG DES LEGISLATIVEN OUTPUTS – DELORS’ MYTH UND BROUARD ET AL. 
Im Jahr 2012 wurde die von Sylvain Brouard et al. herausgegebene Publikation The Eu-
ropeanization of Domestic Legislatures zum Thema europäisierte Gesetzgebung auf der 
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nationalen Ebene veröffentlicht. Hier wird der bereits angesprochene Delors’ Mythos er-
forscht. Die Grundsatzfrage lautet, welcher Anteil des Outputs der jeweiligen nationalen 
Parlamente auf eine europäische Initiative zurückzuführen ist. Diese Publikation enthält 
Fallstudien von acht EU-Mitgliedsstaaten (aus den „alten” 15 EU Staaten) und einem 
EWR-Mitgliedstaat (Schweiz). Wie der EU-Ursprung im Rahmen der nationalen Gesetze 
gemessen werden kann, unterscheidet sich von Fall zu Fall. Erstens stellt sich die Frage, 
welcher Art von Ursprung gezählt wird, also ob es nur die Implementierung von Richtli-
nien umfasst oder ob dieser Einfluss, bei Delors „community origin”, weiter gefasst wird. 
(Brouard, Costa, König 2012: 7ff) 
Die nationalen Gesetze unterscheiden sich in vielen Aspekten. Zudem stellen Sie den 
Bezug zur europäischen Ebene unterschiedlich her, da auch die Sprache der Legistik 
nationale Usancen aufweist. (Brouard, Costa, König 2012: 9, siehe auch Jenny, Müller 
2010) Um den Differenzen gerecht zu werden, halten sich die einzelnen Fallstudien die-
ser Publikation an gemeinsam festgelegte Regeln der quantitativen Forschung, erweitert 
um eine für den eigenen Fall angepasste qualitative Methodik, die die Ergebnisse stich-
probenartig überprüfen soll. Jenny und Müller beispielsweise konstatieren, dass eine von 
den Herausgebern vorgeschlagene Volltextsuche im österreichischen Fall eine deutlich 
höhere Zahl liefern würde, da die Europäische Ebene in den Gesetzestexten oft erwähnt 
wird. Dabei handelt es sich um Textstellen ohne einen nachweislichen direkten EU-Ur-
sprung. (Jenny, Müller 2012: 53) 
Durch ihren kombinierten Zugang wird diese Publikation sowohl den Unterschieden ge-
recht und schafft es gleichzeitig die ausgehende Frage nach der Validität des Delors 
Mythos zu beantworten, indem sie ihn eindeutig widerlegt. 
Obwohl die Publikation das Wort Europäisierung im Titel trägt, beschäftigt sie sich wenig 
mit der Europäisierung als Konzept. Im ersten Kapitel kommen sowohl Ladrech (1994), 
Radaelli (2003) als auch Graziano und Vink (2007) zu Wort, spielen aber eine geringe 
Rolle bei der Entscheidung der Studienautor:innen darüber, welche Gesetze für sie als 
europäisiert gelten und welche nicht. Eine einfache und für den Fall wirksame Lösung, 
die zu einem recht eindeutigen Ergebnis führt.39 Anknüpfend an diese Publikation gibt es 

 
39 Das Fazit der Länderstudien unterscheidet sich natürlich von Land zu Land, allerdings sieht man eine klare Ant-
wort, die den Delors’ Mythos falsifiziert mit Ergebnissen von ungefähr einem Viertel an europäisierten Gesetzen an-
statt 80 %. Dieser Prozentsatz variiert je nach policy-Bereich, in Österreich beispielsweise war der Wert im Energie-
sektor mit 78,6 % am höchsten, gefolgt von Umwelt und Verkehr mit 47,8 %, respektive 45,9 %, Verteidigung hin-
gegen wies gar keinen Einfluss auf. Hinzu kommt auch der ungleiche Anteil der jeweiligen Bereiche an dem gesam-
ten Volumen der Gesetze. (Jenny, Müller 2012: 54-55) 
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auch eine ähnliche Studie für Tschechien (Zbíral 2015), die vom besonderen Interesse 
für diese Arbeit ist und später noch vorgestellt wird. 

3.2.6 BEISPIEL FÜR EINE TIEFGEHENDE ANALYSE – HEGELANDS ARBEIT ZUM SCHWEDISCHEN 
RIKSDAG 
Als eine hervorragende Case Study über ein nationales Parlament soll die Publika-
tion Nationell EU-parlamentarism. Riksdagens arbete med EU-frågorna (2006) von Hans 
Hegeland hervorgehoben werden. Hegeland ist dabei in einer einzigartigen Situation – 
als Beamter des schwedischen Parlaments bekommt er tiefe Einblicke in die Funktions-
weise der Institution und kann den EU-Ausschuss des riksdag sowohl im Kontext des 
eigenen Parlaments als auch im Kontext der nordischen Parlamente untersuchen. In sei-
ner Arbeit beschreibt er, wie sich die schwedische parlamentarische Praxis durch die 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union veränderte und analysiert dabei auch das 
Spannungsverhältnis zwischen nationaler Selbstbestimmung und supranationalen Ent-
scheidungsmechanismen. 
Zum Thema der EU-Angelegenheiten im schwedischen Parlament entwickelte sich eine 
Art Mittelposition zwischen der reinen Innen- und Außenpolitik, wobei Entscheidungen 
über EU-Angelegenheiten zunehmend Ähnlichkeiten mit innenpolitischen Prozessen auf-
weisen. So wurde etwa der Entscheidungsprozess im schwedischen Parlament zuneh-
mend transparenter und partizipativer, obwohl die institutionellen Strukturen ursprüng-
lich stärker an außenpolitische Verfahren erinnerten.40 
Ein zentrales Thema des Buches ist das Verhältnis zwischen Regierung und Opposition 
in EU-Fragen. Hegeland zeigt auf, dass EU-Angelegenheiten tendenziell weniger kon-
fliktgeladen behandelt werden als nationale Themen. Durch eine geringere Ausgestal-
tung der parteipolitischen Linien wird die Rolle der Opposition geschwächt, was lang-
fristig zu einer Entpolitisierung zentraler Entscheidungen führt. 
Hegeland präsentiert eine akribische Analyse, gestützt auf empirische Daten, und zeigt, 
wie sich die EU-Mitgliedschaft auf das schwedische Parlament auswirkt. Es zeigt, dass 
sich die politische Praxis in Richtung eines hybriden Systems entwickelt hat, das zwi-
schen nationaler und supranationaler Entscheidungsfindung angesiedelt ist. Inwiefern 
diese Entwicklung die Demokratie stärkt oder langfristig deren Prinzipien untergräbt, 
bleibt offen. 

 
40 Durch die Veröffentlichung vor dem Vertrag von Lissabon ist die Publikation nicht am neuesten Stand, bis jetzt 
aber die umfangreichste Case Study zum schwedischen Parlament. 
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3.2.7 NATIONALE PARLAMENTE UND DIE EU – UNTERSUCHUNGSMÖGLICHKEITEN 
Die Rolle nationaler Parlamente in der Europäischen Union hat sich mit fortschreitender 
Integration erheblich verändert. Während sie traditionell als zentrale legislative Organe 
ihrer Staaten fungierten, führte die europäische Gesetzgebung zu einer neuen zusätzli-
chen institutionellen Dynamik. Die Einführung von Mechanismen wie dem Frühwarnsys-
tem (EWM) oder der verstärkten Informationspflicht der Regierungen hat die parlamen-
tarische Kontrolle über EU-Angelegenheiten zwar formal gestärkt, doch die tatsächliche 
Einflussnahme vieler Parlamente bleibt begrenzt. Entscheidungsprozesse zur EU-Politik 
spielen sich häufig in spezialisierten Ausschüssen ab und erhalten im Plenum wenig Auf-
merksamkeit. Dies reduziert nicht nur die öffentliche Sichtbarkeit, sondern schränkt auch 
die demokratische Legitimation europäischer Entscheidungsprozesse ein. 
Die bisherige Forschung zeigt, dass die nationalen Parlamente in der EU eine heterogene 
Gruppe darstellen und unterschiedlich stark in europäische Entscheidungsprozesse ein-
gebunden sind. Während einige Parlamente institutionelle Anpassungen vorgenommen 
haben, um ihre Einflussmöglichkeiten auf die nationale Exekutive zu stärken, bleibt ihre 
tatsächliche Wirksamkeit häufig hinter den Erwartungen zurück. Westeuropäische Par-
lamente, insbesondere in den frühen Mitgliedsstaaten der EU, sind tendenziell besser 
erforscht als die Parlamente der jüngeren Mitgliedsstaaten sind. Zudem gibt es deutliche 
Unterschiede in der Art und Weise, wie Parlamente ihre Kontrollfunktion wahrnehmen: 
Während einige aktiv Stellung zu EU-Angelegenheiten beziehen, beschränken sich an-
dere auf eine eher passive Rolle.  
Im weiteren Verlauf dieser Arbeit wird das tschechische Parlament als Fallstudie heran-
gezogen, um die spezifische Rolle eines nationalen Parlaments in der EU zu untersu-
chen. Dabei wird insbesondere die Frage behandelt, inwiefern das Abgeordnetenhaus 
Tschechiens seine Kontrollfunktion gegenüber der Exekutive in EU-Angelegenheiten 
wahrnimmt und welche institutionellen sowie politischen Faktoren ihre Effektivität beein-
flussen. Die Fallstudie bietet damit eine detaillierte Analyse, die in den breiteren Kontext 
der Europäisierungsprozesse nationaler Parlamente eingebettet wird. 
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4. Case Study: Tschechische Republik 
Was macht Tschechien in der Erforschung des Spannungsfeldes zwischen dem natio-
nalen Parlament und der EU-Ebene besonders interessant oder relevant? Dieses Kapitel 
stellt eine kurze Einführung zum Thema des tschechischen politischen Systems inklusive 
der Gründe für die Erforschung dessen dar. 

4.1 Ein Überblick41 
Tschechien ist ein am 1.1.1993 entstandener Staat, der auf dem Gebiet der Länder der 
Böhmischen Krone liegt. Dieser Begriff umfasst Gebiete des alten Königreichs Böhmen, 
der Markgrafschaft Mähren und paar der vielen Schlesischen Herzogtümer. Dieser etwas 
mittelalterlicher Exkurs ist aus der Perspektive der modernen tschechischen Staatlich-
keit mit ihrem Ursprung im Zerfall der Monarchie nach dem ersten Weltkrieg interessant. 
Er diente als Erklärung, warum in die im Jahr 1918 entstandene Tschechoslowakei 
große, vorwiegend von der deutschsprachigen Bevölkerung bewohnte Gebiete, mitauf-
genommen wurden. Die Periode der ersten tschechoslowakischen Republik 1918-1938 
ist ein wichtiger geschichtlicher, aber auch institutioneller, Bezugspunkt für ein Tsche-
chien, das fünfzig Jahre lang (1939-1989) von Krieg und nationalsozialistischer Diktatur 
und noch viel länger von der Totalität des von Sowjetunion gelenkten Staatssozialismus 
geprägt wurde. (Vodička 2010: 278ff) Der Zusammenbruch der osteuropäischen staats-
sozialistischen Regime wurde in der Tschechoslowakei als eine logische Rückkehr zur 
Demokratie und zu den westeuropäischen Staaten verstanden. Diese Rückkehr fand ge-
rade im NATO-Beitritt im Jahr 1999 und im EU-Beitritt im Jahr 2004 ihre endgültige Be-
stätigung. Dabei kann geschichtlich von Demokratie lediglich in den zwei Jahrzehnten 
der Zwischenkriegszeit gesprochen werden, was im Jahr 2025 bedeutet, dass die aktu-
elle tschechische Demokratie eine längere Tradition aufweist, als ihr geschichtliches Vor-
bild. 
Der Bezug zur ersten Republik und zu den Ländern der böhmischen Krone kommt auch 
in der Präambel der tschechischen Verfassung zum Ausdruck. Die Ursprünge des tsche-
chischen Parlamentarismus gehen auf die Landtage in Böhmen und Mähren sowie auf 
den österreichischen Reichsrat zurück.42 Der Böhmische Landtag tagte bereits im Jahr 
1861 im selben Haus – im Palais Thun – wie das heutige Abgeordnetenhaus. Auch Teile 

 
41 In Anlehnung an Vodička 2010. 
42 Einen historischen Rückblick auf Deutsch über Parlamentarismus in Tschechien, Slowakei und Österreich bietet 
beispielsweise Adlgasser et al. 2015. 
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der administrativen Struktur, wie zum Beispiel die Parlamentsbibliothek, haben ihre Ur-
sprünge in der Mitte des 19. Jahrhunderts. (Valenta 2008)  
Tschechien ist eine parlamentarische Republik, die Gesetzgebung geht vom Parlament 
aus, das in zwei Kammern unterteilt ist. Einerseits gibt es das Abgeordnetenhaus 
(Poslanecká sněmovna), andererseits den Senat (Senát). Während bei der Wahl zum Ab-
geordnetenhaus das Verhältniswahlprinzip gilt, wird die Wahl zum Senat nach dem 
Mehrheitsprinzip abgehalten. Die Legislaturperiode der Abgeordnetenkammer beträgt 
vier Jahre, die des Senats sechs Jahre, wobei alle zwei Jahre ein Drittel aller Senator:in-
nen neu gewählt wird. 
Der Senát ist im Vergleich zum Abgeordnetenhaus die schwächere Kammer. Es gibt nur 
eine geringe Anzahl an Situationen, in denen die beiden Kammern gleichgestellt sind 
oder in denen dem Senat gar eine stärkere Rolle als dem Abgeordnetenhaus zusteht. 
Diese den meisten Zweikammersystemen eigene Asymmetrie macht die Beziehung zur 
europäischen Ebene besonders spannend, da aus EU-Sicht alle Kammern gleich be-
trachtet werden. Im nationalen Gesetzgebungsverfahren verfügt der Senát über ein auf-
schiebendes Veto. (siehe auch Vodička 2010: 280-283 sowie Art. 15-53 VerfG) 
Tschechiens geschriebene Verfassung orientiert sich an der Tschechoslowakischen Ver-
fassung der Zwischenkriegszeit, ohne diese dabei zur Gänze übernommen zu haben. 
Nachdem es der Tschechoslowakischen Föderation nach 1989 nicht gelungen war eine 
neue Verfassung zu verabschieden und sich das Staatsgebilde plötzlich im Zerfallspro-
zess befunden hatte, war die Erstellung eines Verfassungsentwurfs für die neu zu ent-
stehende Tschechische Republik innerhalb relativ kurzer Zeit notwendig. Die alte Ver-
fassung der ersten Republik diente primär als Hilfe bei der Strukturierung, erlaubte eine 
Übernahme von Prinzipien und bot gleichzeitig die Chance eine Korrektur von Mängeln 
durchzuführen.43 (Broz 2016, Nemecek 2010)  
Das resultierte in einer Verfassung, die sehr konzise und im Vergleich zum österreichi-
schen B-VG geradezu wortkarg ist. Nicht umsonst wird auch die US-Amerikanische Ver-
fassung als eine Inspirationsquelle genannt. Die tschechische Verfassung im formellen 
Sinn ist nur ein Bruchteil der Verfassung im materiellen Sinn und ähnelt dadurch eher 
dem US-Amerikanischen System als beispielsweise dem österreichischen. Somit darf 
es nicht verwundern, dass die Bestimmungen rund um die Interaktion der nationalen 

 
43 Neben zahlreichen Publikationen zur Entstehung des VerfG empfiehlt sich auch eine Podcastreihe der rechtswis-
senschaftlichen Fakultät der Karlsuniversität anlässlich des 30-jährigen Jubiläums des VerfG im Jahr 2023: 
https://www.prf.cuni.cz/podcast, Zugriff am 13.7.2023. 

https://www.prf.cuni.cz/podcast
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Ebene mit der supranationalen im Fall Tschechiens kaum im Verfassungstext zu finden 
sind. 
Eine aktuellere Verfassungsänderung stellt die Einführung der Direktwahl des Staatsprä-
sidenten im Jahr 2012 dar; die erste direkte Wahl wurde im Jahr 2013 durchgeführt. Die 
direkte Präsidentschaftswahl war seit dem Jahr 1989 ein wiederkehrendes Thema, das 
vor der Einführung eine starke Opposition seitens der Verfassungsjurist:innen und Poli-
tikwissenschafter:innen erfuhr. Die kritischen Stimmen wurden aufgrund der hohen Zu-
stimmung in der breiten Bevölkerung ignoriert. Die Befürchtung der Gegner:innen hierbei 
war die zum parlamentarischen System unpassende Art der Selektion, die zur Schaffung 
eines semipräsidentiellen Regimes führen könnte. (Brunclík, Kubát 2016: 13-14) Die Aus-
wirkungen der direkten Wahl des Präsidenten auf die Verfassung sind seither ein Gegen-
stand von Diskussion. (Kudrna 2011, Antoš 2011, Wintr, Antoš, Kysela 2016)44 
Die Person des ersten direkt gewählten Präsidenten Miloš Zeman forderte die Grenzen 
der Präsidentenrolle und somit das politische System immer wieder aus. Es bleibt abzu-
warten wie die Wahrnehmung der Aufgaben durch den am 9.3.2023 angelobten Präsi-
denten Petr Pavel die Rolle weiter verändern wird. 
Das Amt der Präsidenten ist mit einem durchschnittlich sehr hohen Vertrauen innerhalb 
der Bevölkerung sowohl vor als auch nach der Einführung der direkten Wahl verbunden, 
die Vertrauenswerte in das Abgeordnetenhaus und in den Senát hingegen sind traditio-
nell gering bis sehr gering.45  
Diese Arbeit stellt keinen Anspruch darauf sich spezifisch mit der Demokratiequalität in 
Tschechien zu beschäftigen oder die Vertrauenswerte in die demokratischen Institutio-
nen zu untersuchen, dennoch soll an dieser Stelle erwähnt werden, dass in Tschechien 
das Vertrauen in die Abgeordnetenkammer im Oktober 2012 seinen Tiefstwert mit nur 

 
44 Auch wenn sich die Aufgaben und die Rolle des Amtes nicht veränderten, liegt vieles KANN KEINEN KOMMEN-
TAR MACHEN HIER, HAB DEN SATZ NICHT VERSTANDEN; STIMMT SO? an der tatsächlichen Ausübung dessen. 
Ein aktivistischer Präsident mit expansiver Interpretation seiner Befugnisse kann auch durch die demokratische Le-
gitimität einiges an der Realverfassung ändern. (frei nach Wimr, Antoš, Kysela 2016: 147) 
45 Centrum pro výzkum veřejného mínění (Zentrum für die Erforschung der öffentlichen Meinung – CVVM) bietet hier-
für eine gute und übersichtliche Quelle. Das Vertrauen in den Präsidenten sank nach der Einführung der direkten 
Wahl, was auch durch die polarisierende Person von Miloš Zeman bedingt ist, das Vertrauen ist aber noch um ein 
Vielfaches höher als das in die Abgeordnetenkammer. Das liegt im Schnitt unter 30% mit Tiefstwerten von unter 
10%, das Vertrauen in den Senát ist stabiler, aber hält sich konstant niedrig im Bereich 25-35%. 
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9,9% der Befragten erfuhr und sich auch im Herbst 2024 bei 24% hält. Der entspre-
chende Wert beim Senát im Herbst 2024 betrug 32%, beim Präsidenten 51%.46 Die Ver-
trauenswerte in die Regierung sind stärkeren Schwankungen ausgesetzt, im Zeitverlauf 
dennoch höher als in die Gesetzgebung. In einem stark euroskeptischen Land ist eben-
falls nicht uninteressant zu erwähnen, dass nach Daten des CVVM auch das Vertrauen 
in die EU ein höheres ist, als in das Parlament.   

4.2 Eine konsolidierte Demokratie? 
Nach der Erwähnung der tschechischen politischen Institutionen samt deren Vertrau-
enswerten stellt sich auch die Frage, wie Tschechien im Kontext der anderen ehemaligen 
Ostblockstaaten in Mittel- und Osteuropa abschneidet, mit denen es ein Schicksal teilt. 
Um ein Überblick zu gewinnen, lohnt sich ein Blick in die Transformationsrankings47  Na-
tions in Transit (NIT) und Bertelsmann Transformation Index (BTI). Hier schneidet Tsche-
chien vergleichsweise gut ab und steht auch heute hoch in den Transformationsran-
kings. So steht das Land im Kontrast zu Ungarn, Polen oder zuletzt der Slowakei, die im 
letzten Jahrzehnt einen stetigen Abstieg in diesen Rankings erfuhren.48 
Gemessen an den Staaten des ehemaligen Ostblocks gilt Tschechien als eine konsoli-
dierte Demokratie, gemessen an den westeuropäischen Systemen ist dieser Befund 
nicht mehr so eindeutig. 
Ein Unterschied zu den westlichen Demokratien stellt das Parteiensystem dar: Das Par-
teiensystem schien sich nach der Wende 1989 sehr rasch zu stabilisieren und sich einem 
westeuropäischen Ideal mit einer stabilen Anzahl an Parteien anzunähern. Im Abgeord-
netenhaus waren zwei Großparteien sowie mehrere kleinere Parteien vertreten. (Vodic ̌ka 
2010: 289-290; Hloušek, Šedo 2008) Dieser Trend nahm aber spätestens im Jahr 2010 
sein Ende, der Bedeutungsverlust der Großparteien setzte sich bei den nächsten Wahlen 

 
46 Die Frage lautet: „Řekněte prosím, důvěřujete Poslanecké sněmovně ČR: rozhodně důvěřujete, spíše důvěřujete, 
spíše nedůvěřujete, rozhodně nedůvěřujete?” (Können Sie bitte erläutern, ob Sie dem Abgeordnetenhaus/dem Se-
nat: bestimmt vertrauen, eher vertrauen, eher nicht vertrauen, bestimmt nicht vertrauen? [Übersetzung Autor]) 
Quelle: https://cvvm.soc.cas.cz/cz/tiskove-zpravy/politicke/instituce-a-politici/5893-duvera-ustavnim-institucim---
podzim-2024, Zugriff am 27.02.2025. 
47 In Bertelsmann Transformation Index (BTI) und Nations in Transit (NIT) hat Tschechien im Jahr 2020 den ersten 
(von 137), respektive vierten Platz (von 29) belegt und bleibt somit trotz leichtem Abwärtstrend weit oben in diesen 
Rankings. Alle Berichte der Rankings sind verfügbar online unter https://www.bti-project.org/ und https://freedom-
house.org/report/nations-transit, Zugriff am 15.9.2020. 
48 In weiterer Anlehnung an BTI, wo Polen und Ungarn bereits als „defekte Demokratie” klassifiziert werden, NIT 
spricht bei Polen von semi-consolidated democracy, bei Ungarn gar als transitional or hybrid regime.  

https://cvvm.soc.cas.cz/cz/tiskove-zpravy/politicke/instituce-a-politici/5893-duvera-ustavnim-institucim---podzim-2024
https://cvvm.soc.cas.cz/cz/tiskove-zpravy/politicke/instituce-a-politici/5893-duvera-ustavnim-institucim---podzim-2024
https://www.bti-project.org/
https://freedomhouse.org/report/nations-transit
https://freedomhouse.org/report/nations-transit
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zum Abgeordnetenhaus fort. Die Anzahl der Parteien im Abgeordnetenhaus stieg hinge-
gen, mit einer deutlichen Zunahme an Stimmen bei neu gegründeten Parteien.49 Balík 
und Hloušek sprachen in dem Kontext sogar von einer Rückkehr zum Zustand in frühen 
Phasen der Transformation nach 1989. (Balík, Hloušek, 2016)  
Diese Destabilisierung des Parteiensystems einhergehend mit einer Bedeutungsminde-
rung der ehemals Großparteien und einem Aufkommen vieler neuen Parteien beeinflusst 
die Institution des Abgeordnetenhauses in seiner Funktionsweise zwar nicht per se, da 
aber die Fluktuation der Parteien auch mit einer personellen Fluktuation verbunden ist, 
beeinflusst sie die Arbeit in den Ausschüssen maßgeblich. Konkret für die vorliegende 
Arbeit muss folglich berücksichtigt werden, dass der EU-Ausschuss der Abgeordneten-
kammer durch diese Fluktuation womöglich beeinträchtig ist. 
In der Wahl zum Abgeordnetenhaus im Jahr 2017 wurden für die 8. Gesetzgebungspe-
riode (2017-2021) neun Parteien in die Kammer gewählt. Vier von diesen neun kandidier-
ten dabei zum ersten oder zweiten Mal bei einer Wahl zum Abgeordnetenhaus und über 
50% der Stimmen entfielen auf Parteien, die nach dem Jahr 2008 gegründet wurden.  
Die aktuelle 9. GP (2021-2025) ist im Hinblick auf die Arbeit des Ausschusses zwar kein 
Teil der Untersuchung, aber dennoch interessant, um den derzeitigen Stand der tsche-
chischen Demokratie besser einordnen zu können.  
Während Hanley  und Vachudova noch im Jahr 2018 vom „backsliding“ der tschechi-
schen Demokratie (Hanley, Vachudova 2018) berichten, spricht Dostál50 fünf Jahre spä-
ter davon, dass Tschechien nach wie vor die Welle des Nationalpopulismus in Schach 
hält. Die letztere Beobachtung geht von der aktuellen politischen Konstellation aus, bei 
der die populistische ANO-Partei des tschechischen Milliardärs und zeitweisen Minister-
präsidenten Andrej Babiš nach der Wahl zum Abgeordnetenhaus im Jahr 2021 in Oppo-
sition wechseln musste. Im Jänner 2023 verlor Babiš selbst in der Präsidentschaftswahl 
gegen Petr Pavel. Man könnte die Wahl zum Abgeordnetenhaus im Jahr 2021 als eine 
Art Abkehr vom Populismus und Rückkehr zu lang etablierten Parteien präsentieren, 
doch diese Sicht wäre zu vereinfacht. Auch Dostál fragt sich in seinem Text, wie lange 

 
49 Die effektive Anzahl an Parteien nach Laakso und Taagepera sank tatsächlich von über sieben im Jahr 2013 auf 
knapp unter sieben im Jahr 2017, was durch die Stimmverteilung bedingt ist. Die steigende Anzahl an Parteien ist 
auch sehr greifbar in der Zahl der Klubs im Abgeordnetenhaus, die im Jahr 2010 bei fünf lag, nach der Wahl 2013 
bei sieben und nach der bisher letzten Wahl im Jahr 2017 sogar bei neun ist. Der Unterschied zwischen der Anzahl 
der Klubs und der effektiven Anzahl an Parteien ergibt sich vereinfacht gesagt aus der Stimmverteilung.  
50 Vít Dostál: Checking the populist tide – for now. In: Social Europe, 21.3.2023, Zugriff unter: https://www.socialeu-
rope.eu/checking-the-populist-tide-for-now am 10.6.2023. 

https://www.socialeurope.eu/checking-the-populist-tide-for-now
https://www.socialeurope.eu/checking-the-populist-tide-for-now
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es Tschechien schafft sich nicht dem Schicksal Ungarns, Polens und weiterer anzu-
schließen.  
Es lohnt sich zumindest anekdotisch auf die letzte Wahl zum Abgeordnetenhaus einzu-
gehen. Es handelt sich immerhin um eine Wahl, bei der knapp 20% der Stimmen an 
Parteien – darunter auch die Sozialdemokratische Partei (ČSSD) und die Kommunisti-
sche Partei (KSČM) – gingen, die an der 5% Eintrittshürde scheiterten. Gerade die ers-
tere gehörte nach 1989 zu den wichtigsten Parteien und neben der Bürgerlichen Demo-
kratie (ODS) war es eine der zwei Großparteien, die sich im System zu etablieren schie-
nen. Die ČSSD sammelte als Partei seit 1993 bis zur Wahl 2021 die längste Regierungs-
erfahrung und stellte neben der ODS die meisten Ministerpräsidenten. Gemeinsam mit 
der KSČM besaß die Sozialdemokratie in manchen Gesetzgebungsperioden eine Mehr-
heit im Abgeordnetenhaus, obwohl der tatsächliche Wille zur Kooperation beider Par-
teien tendenziell gering war. Eine Ausnahme bildet dabei die 3. GP, während der die 
regierende ČSSD einen Oppositionsvertrag mit der ODS abschloss.  
Der Abgang der ČSSD aus dem Abgeordnetenhaus bedeutet ein fast vollständiges Feh-
len von Linksparteien, was sich in einem gewissen unfreiwilligen Linksruck der ANO ma-
nifestiert.51  
Dieser Blick in die Gegenwart zeigt, dass das Parteiensystem nie eine Stabilisierung im 
Sinne der westlichen Demokratien erfuhr. Obwohl Tschechien also durchaus robuste 
demokratische Prozesse etablieren konnte, konnte das Vertrauen des Elektorats sowie 
eine feste Verankerung von Parteien nicht an das westliche Vorbild herangeführt werden. 
(Balík, Hloušek 2016: 105) In einer Zeit, in der die westlichen Demokratien selbst immer 
mehr von einem Idealtypus abweichen, scheint die ehemalige Vorstellung einer Konso-
lidierung ohnehin etwas archaisch. 
Die Destabilisierung des Parteiensystems hat gewiss auch Einfluss auf die Arbeit mit EU-
Angelegenheiten – nämlich in Hinsicht auf Kontinuität und Wissenstransfer. In der 8. GP 
saß über die Hälfte der 17 Mitglieder des Ausschusses für Europäische Angelegenheiten 
zum ersten Mal im Abgeordnetenhaus. Nur drei Mitglieder wurden mehr als zum zweiten 
Mal wiedergewählt.52 Es muss in Betracht gezogen werden, dass die Funktionsweise 

 
51 ANO selbst ist auch in dieser Sache gespalten, siehe unter anderem: Martina Machová: ANO se hledá. Cítí se 
napravo ale hájit chce levicové volice. In: Seznam Zprávy, 14.1.2022, Zugriff unter: https://www.seznamzp-
ravy.cz/clanek/domaci-politika-ano-se-hleda-v-nove-roli-ac-se-citi-napravo-hajit-hodla-levicove-volice-185763 am 
12.7.2023 
52 Von 17 Mitgliedern sind 9 in der Abgeordnetenkammer erst ab der letzten Wahl, ein Mitglied wurde Abgeordneter 
knapp vor der letzten Wahl im selben Jahr 2017. Quelle: 
https://www.psp.cz/sqw/snem.sqw?f1=8&f2=6&l=cz&id=1308, Zugriff am 21.9.2020. 

https://www.seznamzpravy.cz/clanek/domaci-politika-ano-se-hleda-v-nove-roli-ac-se-citi-napravo-hajit-hodla-levicove-volice-185763
https://www.seznamzpravy.cz/clanek/domaci-politika-ano-se-hleda-v-nove-roli-ac-se-citi-napravo-hajit-hodla-levicove-volice-185763
https://www.psp.cz/sqw/snem.sqw?f1=8&f2=6&l=cz&id=1308


 

 42 

des Ausschusses darunter leiden kann, wenn dieser fast ausschließlich aus neuen Mit-
gliedern besteht.53 
Ein Fazit zum Thema Demokratiekonsolidierung in Tschechien zu ziehen ist nicht ein-
fach, auch wenn die etablierten Rankings BTI54 und NIT55 klar positiv sind. NIT kategori-
siert Tschechien als eine konsolidierte Demokratie, BTI spricht von einer sich konsolidie-
renden Demokratie. 2023 feierte die Tschechische Republik ihr dreißigjähriges Jubiläum 
des Bestehens als eigenständiger Staat. Bald 36 Jahre seit dem Beginn der Transforma-
tion von einem staatssozialistischen System zu einer Demokratie mit freier Marktwirt-
schaft stellt sich die Frage, inwiefern es noch legitim ist von einer Transformation zu 
sprechen. In einem globalen Kontext, wo etablierte und konsolidierte westliche Demo-
kratien immer stärkeren Turbulenzen ausgesetzt sind, in dem nationalpopulistische Par-
teien quer durch Europa Erfolge feiern und in einer Wiege der modernen Demokratie 
Bewaffnete den Sitz der Legislative stürmen, liegt die Antwort nicht gleich auf der Hand. 
Zentraleuropäische Staaten weisen gewisse Merkmale westlicher Demokratien auf, ei-
nem Modell der westeuropäischen Demokratie wurden sie dennoch nie zur Gänze ge-
recht. Die gemeinsame Vergangenheit im Ostblock und die Erfahrung der Transforma-
tion verbinden die Staaten Mittel- und Osteuropas, machen sie aber nicht zu einer ho-
mogenen Gruppe. Dies ist auch ein wichtiger Grund, warum diese Staaten und ihre Ent-
wicklungen für die politikwissenschaftliche Forschung von Bedeutung sind. Kann es 
sein, dass wir bestimmte Dynamiken vielleicht sogar schon viel früher im ehemaligen 
Osten beobachten können?  

4.3 Das Abgeordnetenhaus und seine Arbeit mit europapolitischen 
Themen 
4.3.1 EINE EMPIRISCHE UNTERSUCHUNG – EINFÜHRUNG 
Ein Ort, der zur Untersuchung eines Parlaments oder einer Parlamentskammer in Hin-
sicht auf dessen Arbeit mit EU-Fragen am ehesten geeignet ist, ist der mit diesen Fra-
gestellungen betraute Ausschuss. (Bergmann et al. 2003: 174ff) Die Analyse der Aus-

 
53 Die Zusammensetzung des Ausschusses wird auf den Webseiten des Parlaments offengelegt, siehe vorange-
hende Quelle.  
54 Bertelsmann Transformationsindex unter: https://bti-project.org/de/reports/country-dashboard/CZE, Zugriff am 
1.7.2023. 
55 Siehe Nations in Transit 2023 von Freedom House unter: https://freedomhouse.org/sites/default/files/2023-
05/NIT_2023_Digital.pdf, Zugriff am 1.7.2023. 

https://bti-project.org/de/reports/country-dashboard/CZE
https://freedomhouse.org/sites/default/files/2023-05/NIT_2023_Digital.pdf
https://freedomhouse.org/sites/default/files/2023-05/NIT_2023_Digital.pdf
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schussarbeit kann bestenfalls Einblicke in die Erfüllung parlamentarischer Aufgaben ge-
ben, Hinweise auf das innerhalb der jeweiligen Kammer vorhandene Knowhow liefern, 
und das Ausmaß der Kontrolle der Regierungsebene durch Abgeordnete aufzeigen.  
Die Durchführung einer solchen Analyse hängt mit vielen Aspekten zusammen. Die zu-
nehmende Digitalisierung aller relevanten Dokumente erleichtert die Recherchearbeit er-
heblich, dennoch gibt es starke Unterschiede in der Verfügbarkeit von Dokumenten. 
Manche Parlamente stellen eine große Bandbreite an Informationen zur Verfügung, die 
beispielsweise umfassende Protokolle, Videoaufzeichnungen der Sitzungen und die on-
line-Verfügbarkeit aller Ausschussschriftstücke umfasst. Wenig überraschend finden wir 
unter diesen beispielsweise den schwedischen Riksdag oder den dänischen Folketing. 
Andere hemmen die Untersuchungsmöglichkeiten durch die Absenz wesentlicher Un-
terlagen, durch mangelhafte Webseiten mit fehlerhaften Links und fehlenden Dokumen-
ten. Zue letzteren Kategorie kann das tschechische Abgeordnetenhaus durchaus gezählt 
werden.  
Ein weiterer Aspekt ist die die sprachliche Barriere. Oft sind die Unterlagen der nationa-
len Parlamente der EU-Mitgliedsstaaten nur oder hauptsächlich in der jeweiligen Lan-
dessprache verfügbar. Wenn mehrsprachige Versionen verfügbar sind, sind sie in Wahr-
heit immer wieder nur in der einen Sprache vollständig und brauchbar, so bietet das 
finnische Eduskunta recht gute Überblicksinformationen auf Englisch sowie exzellente 
Informationen samt vieler Unterlagen auf Schwedisch (das eine der zwei Landesspra-
chen ist, obwohl es nur von einer immer kleiner werdenden Minderheit gesprochen wird). 
Wenn man allerdings in die Tiefe geht, findet man oft nur noch finnischsprachige Doku-
mente. Die Kenntnis der jeweiligen Landessprache ist somit eine Voraussetzung für eine 
sinnvolle Auseinandersetzung mit dem jeweiligen Ausschuss des nationalen Parlaments, 
was bei der vorliegenden Arbeit schließlich auch der Ausgangspunkt der Untersuchung 
war. 
Was bieten die schriftlichen Unterlagen? Neben den EU-Dokumenten, mit denen sich 
der jeweilige Ausschuss befasst, finden sich in der Regel Protokolle oder ähnliche Nie-
derschriften von Sitzungen und Beschlüsse des Ausschusses. Eine nicht unwesentliche 
Information ist dazu die personelle Besetzung des Ausschusses. Gewisse Forscher:in-
nen befassten sich auch mit diesem Aspekt, dazu findet sich beispielsweise bei Hege-
land (2006) eine umfangreiche Analyse. 
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Im Falle des tschechischen Abgeordnetenhauses sind – zusätzlich zu Protokollen und 
Beschlüssen – Einladungen zu den Ausschusssitzungen ergänzende Informationsquel-
len, die dort helfen können, wo Sitzungsprotokolle schlichtweg fehlen.56 
Im kommenden Abschnitt wird zunächst auf die „institutionelle Europäisierung“ (Rand-
our 2021: 2) eingegangen, untersucht wird die rechtliche Stellung des Abgeordneten-
hauses in EU-Fragen im Zeitverlauf. Die vorhandene – vorwiegend tschechischsprachige 
– Fachliteratur zum Thema wird miteinbezogen. Im nächsten Schritt wird die „behavio-
rale Europäisierung“ (Ebenda) anhand der Analyse der Ausschussdokumente untersucht 
und diskutiert. 

4.4 Das Abgeordnetenhaus und seine rechtliche Stellung in EU-Fra-
gen 
Wie bereits anfangs angesprochen ist die tschechische Verfassung eine minimalistische, 
was sich auch in der Kodifizierung der Interaktion mit der EU-Ebene niederschlägt. Ein 
textueller Bezug zu Europa findet sich lediglich in der Präambel, wo das Selbstverständ-
nis Tschechiens als eines Teils der europäischen und weltweiten Familie an Demokratien 
festgeschrieben ist.57 Anderenorts findet sich im VerfG keine Erwähnung der Europäi-
schen Union. Im B-VG finden wir beim Suchwort „europäisch“ mehr als 100 Treffer, im 
deutschen Grundgesetz über 30, ähnlich wie in der irischen Verfassung, in der slowaki-
schen Verfassung oder in einem der schwedischen Grundgesetze Regeringsformen im-
merhin mehr als acht Treffer. Die geringe Verschriftlichung der Beziehung zur supranati-
onalen Ebene ist unter den europäischen Verfassungen aber auch kein Unikum – so 
schweigt beispielsweise auch die polnische Verfassung zur Europäischen Union. 
In der tschechischen Verfassung sind es die Artikel 10-10b VerfG, die sich der Mitglied-
schaft in internationalen Institutionen widmen. Im Artikel 10 ist die Übernahme des ac-
quis communautaire und der Vorrang des EU-Rechts verankert, im Artikel 10a die Über-
tragung der Kompetenzen an die Europäische Union und im 10b schließlich das Zusam-
menspiel zwischen der Regierung und dem Parlament in Bezug zur Mitgliedschaft in 
internationalen Organisationen. Im Art. 10 Abs. 1 VerfG ist die Pflicht der Regierung der 
das Parlament zu unterrichten verankert, im Art. 10 Abs. 2 VerfG findet sich die Möglich-
keit der Kammern Stellung zu beziehen und im Art. 10 Abs. 3 VerfG wird die Möglichkeit 

 
56 Fehlende Protokolle konnten trotz mehrmaliger Kontaktaufnahme mit der Parlamentsverwaltung nicht eingeholt 
werden, mehr dazu im Kapitel zur empirischen Untersuchung. 
57 Lose übersetzt von „(…) jako součást rodiny evropských a světových demokracií, (…)“, Z.9 Präambel des VerfG. 
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der Errichtung eines gemeinsamen Organs für beide Kammern verankert. Der für diese 
Arbeit insbesondere wichtige Absatz zwei lautet 

(2) Komory Parlamentu se vyjadřují k připravovaným rozhodnutím takové mezinárodní organizace 
nebo instituce způsobem, který stanoví jejich jednací řády. 
[Übersetzung DH] 
(2) Die Kammern des Parlaments äußern sich zu den geplanten Beschlüssen einer solchen interna-
tionalen Organisation oder Institution in der Weise, die in ihren Geschäftsordnungen festgelegt ist. 

und verweist im Wesentlichen auf die Geschäftsordnungen der Kammern, in der die Vor-
gänge im Detail verschriftlicht sind. Der zweite Absatz zielt dabei explizit auf Entschei-
dungen ab, die im Rahmen einer internationalen Institution oder Organisation vorbereitet 
werden. Diese Formulierung schließt EU-Dokumente mit ein und setzt den ersten Absatz 
auch in einen klareren Kontext, in dem die Regierung das Parlament „regelmäßig und im 
Vorfeld“ zu unterrichten hat.  
Die sehr lose Formulierung der angeführten Artikel ist nicht nur im allgemeinen Kontext 
der tschechischen, minimalistischen Verfassung zu verstehen, sondern kann auch im 
Zusammenhang mit der Entstehungsgeschichte gesehen werden. Die erste Anpassung 
der Verfassung im Zuge des EU-Beitritts erfolgte im Jahr 200258, wo die genaue künftige 
Ausformung der Prozesse nicht klar genug war. Die Novelle des Geschäftsordnungsge-
setzes des Abgeordnetenhauses folgte erst im Jahr 200459, wo viele offene Fragen zu-
mindest teilweise beseitigt werden konnten. (Král 2010: 9) 
Die tatsächlich relevanten Bestimmungen finden sich einerseits im Geschäftsordnungs-
gesetz des Abgeordnetenhauses (JRP) und andererseits im Geschäftsordnungsgesetz 
des Senáts (JRS).  
In Hinsicht auf die EU-Ebene erfuhren beide Gesetze zwei wesentliche Novellierungen – 
nämlich die erste im Zuge des Beitritts Tschechiens zur EU und die zweite mit der Re-
form von Lissabon. Hier wird auf die aktuelle Fassung eingegangen.  
Im § 32 JRP ist der Ausschuss für Europäische Angelegenheiten (VEZ) genannt und ge-
hört somit zu den ständigen Ausschüssen des Abgeordnetenhauses.60 Der Rest der 
Bestimmungen ist im fünfzehnten Teil des JRP zu finden, der spezifisch der Europäi-
schen Union gewidmet ist. Auf diesen Teil des Geschäftsordnungsgesetzes des Abge-
ordnetenhauses wird folgend näher eingegangen. 

 
58 Mit dem Gesetzesblatt 515/2002 Sb. 
59 282/2004 Sb. 
60 Wie auch im österreichischen Nationalrat sind im JRP mehrere Ausschüsse genannt, die jedenfalls zu errichten 
sind, diese werden auch zu Beginn der GP konstituiert. Die Mehrheit der Ausschüsse (auch Fachausschüsse) sind in 
der Geschäftsordnung nicht aufgezählt und werden für die jeweilige GP gebildet.  
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4.4.1 MITWIRKUNGSRECHTE IN DER GESCHÄFTSORDNUNG: § 109A JRP 
Der Paragraf 109A JRP ist die Detailfassung der Absätze 1-2 des Artikels 10b VerfG, da 
er sowohl die Informationsrechte des Abgeordnetenhauses als auch das Recht der Stel-
lungnahme behandelt. 
Die Regierung hat dem Abgeordnetenhaus nicht nur die relevanten Entwürfe zu übermit-
teln, sondern auch ihren Standpunkt (Absatz 1), die Formulierungen sind so gewählt, 
dass sich daraus eine Unmittelbarkeit der Weiterleitung ergibt. Der VEZ hat die Entwürfe 
ebenso unmittelbar zu verhandeln und kann sie gegebenenfalls an einen anderen Aus-
schuss abtreten (Absatz 2) oder dem Plenum zur Verhandlung empfehlen. Auch die Re-
gierung kann ein EU-Dokument auf die Tagesordnung des Plenums setzen (Absatz 3). 
Der VEZ darf im Namen des Abgeordnetenhauses Beschlüsse fassen und muss zugleich 
dank eines im Absatz 4 verankerten Mechanismus nicht alle Dokumente verhandeln – 
eine aufgrund der Anzahl an Dokumenten notwendige Bestimmung.  
Im Absatz 5, der im JRP bereits seit dem EU-Beitritt verankert ist, findet sich die Stel-
lungnahme der Abgeordnetenkammer zu EU-Dokumenten: 

Usnesení Sněmovny nebo usnesení výborů, v případech podle odstavce 4, ve věci návrhu aktů a 
jiných dokumentů Evropské unie jsou zasílána vládě, která je zohlední při formulaci svého stano-
viska pro jednání v orgánech Evropských společenství a Evropské unie. 
[Übersetzung DH] 
Beschlüsse der Abgeordnetenkammer oder Beschlüsse von Ausschüssen in den in Absatz 4 ge-
nannten Fällen zu Entwürfen von Rechtsakten und anderen Dokumenten der Europäischen Union 
werden der Regierung übermittelt; diese berücksichtigt sie bei der Festlegung ihres Standpunkts für 
die Tätigkeit in den Organen der Europäischen Gemeinschaften und der Europäischen Union. 

Im Vergleich zum österreichischen Art. 23e B-VG ist § 109a Abs. 5 JRP sehr vage for-
muliert, daher stellt sich die Frage nach dem Interpretationsspielraum. Auch bei den 
Ausschusssitzungen des VEZ wurde die Auslegung diskutiert,61 dabei hängt diese vor 
allem von der Bedeutung „die Regierung berücksichtigt“ ab. Die spärliche Fachliteratur 
zum Thema ist sich nicht ganz einig: Grinc sieht im Absatz 5 weder politisch noch recht-
lich einen bindenden Mechanismus (Grinc 2014: 3), laut Král (2010: 24) spiegelt sich da-
rin am ehesten eine promintentere Stellung des Abgeordnetenhauses im Vergleich zum 
Senát wider. Die pointierteste Analyse bietet Syllová62 (2013: 129-130), die zugibt, dass 
die Auslegung an sich kompliziert ist. Die minimale Anforderung des Absatzes bedeutet 
eine Kenntnisnahme und Beachtung des Standpunktes, die Regierung ist jedenfalls nicht 

 
61 Siehe zB 6WP 12 ZAP 24, TOP 11. 
62 Jindřiška Syllová (*1956) ist eine tschechische Verfassungsjuristin, tätig an der Karlsuniversität und am Parla-
mentsinsitutut (dessen Leiterin sie in den Jahren 1993-2015 war). Außerdem war sie gemeinsam mit ihrem Ehemann 
Miroslav Sylla direkt an der Entstehung der tschechischen Verfassung im Jahr 1992 beteiligt.  
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verpflichtet im Einklang mit der Stellungnahme zu agieren. Laut Syllová war dieser Kom-
promiss zwischen einer bindenden Stellungnahme und einer Absenz an Kontrollinstru-
menten vis-a-vis der Regierung bewusst. Zahnlos ist der Absatz 5 nicht, da er im äu-
ßersten Fall dem Abgeordnetenhaus ermöglicht das Agieren der Regierung als verfas-
sungswidrig anzufechten, sollte die Regierung die verabschiedete Stellungnahme in kei-
ner Weise berücksichtigen, so Syllová (Ebenda).  
Im Absatz 6 ist die Subsidiaritätsrüge verankert, wobei die Details wie Fristen dem Pro-
tokoll Nr. 2 zu entnehmen sind. Absatz 7 ermöglicht den tschechischen EP-Abgeordne-
ten die Teilnahme an allen VEZ-Ausschusssitzungen. 

4.4.2 MITWIRKUNGSRECHTE IN DER GESCHÄFTSORDNUNG: § 109B-C JRP 
Bei der Verhandlung von EU-Dokumenten nach § 109a JRP hat der VEZ die Befugnis 
das zuständige Regierungsmitglied vorzuladen. Das Regierungsmitglied informiert über 
den Standpunkt der Regierung. Die Regierung kann den Ausschluss der Öffentlichkeit 
bei der Ausschussverhandlung beantragen. Insbesondere Abs. 2-3 enthalten dabei 
starke Mechanismen. Nach § 109b Abs. 2 JRP werden im Abgeordnetenhaus personelle 
Entscheidungen zur Ernennung von Mitgliedern in Organe der Europäischen Union ver-
handelt, bevor die Regierung eine Entscheidung trifft; nach Absatz 3 muss zuerst das 
Abgeordnetenhaus die EU-Dokumente nach § 109a JRP verhandeln, bevor die Regie-
rung einen endgültigen Standpunkt bei Ratsverhandlungen einnimmt, eine Ausnahme 
bilden „Entwürfe von besonderer Dringlichkeit“ [Übersetzung DH]. Gerade dieser, im Ab-
satz festgeschriebene Mechanismus, auf Tschechisch auch als parlamentní výhrada 
(Parlamentsvorbehalt) bezeichnet, verstärkt die Stellung des Abgeordnetenhauses. Ge-
mäß § 109b Abs. 3 JRP könnte das Abgeordnetenhaus auf diese Art die Teilnahme 
der:des tschechischen Vertreter:in an einer Abstimmung im Rat gänzlich verhindern, zu-
mindest in Fällen, die nicht von der Ausnahme der besonderen Dringlichkeit gedeckt 
wären. Laut Syllová wurde diese Befugnis „nie so streng ausgelegt und praktiziert“ (frei 
nach Syllová 2013: 131), der VEZ verhandelt in der Regel die Entwürfe so, dass die Re-
gierung genug Zeit vor den Ratsabstimmungen hat.  
Beide Absätze beinhalten keinerlei inhaltliche Bindung an die Stellungnahme des Abge-
ordnetenhauses. Da die Auslegung der Absätze nicht im Sinne einer Vetomöglichkeit 
gelebt wird, bieten diese dem Abgeordnetenhaus in Wahrheit kaum zusätzlichen Spiel-
raum gegenüber der Regierung. 
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§ 109c JRP widmet sich explizit den Nominierungen zur Kommission, zum EuGH und 
zur Europäischen Investitionsbank und zur Bank für Entwicklung und Wiederaufbau. 
Auch hier hat der VEZ die Nominierungen zu verhandeln, ehe die Regierung eine end-
gültige Stellung einnimmt. Die Regierung ist auch hier nicht an den Beschluss des VEZ 
gebunden. 

4.4.3 MITWIRKUNGSRECHTE IN DER GESCHÄFTSORDNUNG: § 109D-L JRP 
Die folgenden Paragrafen implementieren die Neuerungen des Vertrags von Lissabon. 
Neben der im § 109a Abs. 6 JRP verankerten Subsidiaritätsrüge, findet sich in §§ 109d-
109h JRP die Subsidiaritätsklage. 
Bei der Subsidiaritätsklage muss diese mindestens ein Fünftel (+1) der Abgeordneten 
verlangen, womit die Regierung verpflichtet ist zum betreffenden Rechtsakt eine Nich-
tigkeitsklage beim EuGH nach Artikel 263 AEUV einzubringen. Das Abgeordnetenhaus 
kann in weiterer Folge die Rolle des Klägers vor dem EuGH einnehmen. 
§§ 109i-109k JRP befassen sich mit der Prozedur der Zustimmung des Parlaments in 
Hinblick auf Passerelle-Regelungen,63 § 109l JRP mit der Prozedur rund um die verein-
fachte Vertragsänderung nach Art. 48 Abs 6 EUV. 

4.4.4 GESCHÄFTSORDNUNG (JRP) - FAZIT 
Das Geschäftsordnungsgesetz bietet eine Präzisierung der sehr vagen Bestimmungen 
des VerfG. Stellenweise beinhaltet das JRP auch Bestimmungen, die sich nicht vom Art. 
10b VerfG ableiten lassen, sondern eher durch die Verantwortlichkeit der Regierung im 
Allgemeinen (Art. 68 Abs. 1 VerfG, siehe auch Syllová 2013: 131) zu begründen sind.  
Die Stellungnahme des Abgeordnetenhauses wurde bereits mit dem EU-Betritt einge-
führt und stellt im Vergleich zu anderen nationalen Parlamenten einen Mittelweg zwi-
schen einer starken und einer schwachen Position dar. Die relative Abstraktion der recht-
lichen Bestimmungen bedeutet, dass die gelebte Praxis in der Beurteilung der rechtli-
chen Bestimmungen sehr bedeutsam ist. Je nach Art der Auslegung, beispielsweise der 
Stellungnahme oder des parlamentarischen Vorbehalts, variiert die Stellung des Abge-
ordnetenhauses zwischen sehr stark bis relativ schwach.  
Mithilfe der Fachliteratur sowie der empirischen Untersuchung kann die Wahrnehmung 

der Kontrollfunktion genauer eingeschätzt werden. 

 
63 Wie bereits im Rahmen der Arbeit angesprochen, handelt es sich um die generelle Passerelle-Regelung in Art. 48 
EUV und die speziellen Passerelle-Regelungen (Art. 31, 81, 153, 192 EUV und Art. 312 und 333 AEUV) für bestimmte 
Bereiche. 
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4.4.5 RICHTLINIE DER REGIERUNG 
Die tschechische Regierung verlautbarte die für sie aus der Mitgliedschaft und der No-
vellierungen der Geschäftsordnungen resultierenden Verpflichtungen in einer Richtlinie 
über die Vorgänge rund um die Rechtsaktentwürfe und andere EU-Dokumente.64 Die 
Richtlinie erfuhr im Jahr 2014 eine Neuauflage, im Jahr 2021 folgten ergänzende Anwei-
sungen.  
Die Richtlinien sind im Gegensatz zum JRP und JRS recht technisch und regeln die Ab-
läufe innerhalb der Ressorts. Interessant ist vor allem die Regelung rund um den Zugang 
zu Informationen über ein gemeinsames System ISAP65 und die Stellung des Senáts, die 
über die Verpflichtungen des JRS hinausgeht. Gerade der Zugang zum ISAP ermöglicht 
dem Parlament einen recht exklusiven Zugang zu Informationen rund um die Entwick-
lung des Regierungsstandpunkts. Dieser wird im Sprachgebrauch der Regierung rám-
cová pozice genannt – etwas unelegant als Rahmenposition übersetzt. Diese Rahmen-
position ist vom zuständigen Ministerium66 zu formulieren und binnen einer Frist an das 
Parlament zu übermitteln. 

4.5 Die Parlamentsverwaltung des tschechischen Parlaments 
Die Parlamentsverwaltung des tschechischen Parlaments entspricht dem Typus der ge-
trennten Verwaltung (divided administration nach Griglio, Lupo 2023) mit einer separaten 
Struktur für jeweils das Abgeordnetenhaus sowie den Senát (Kaniok 2023). Diese Ver-
waltungsstrukturen ähneln einander, die Verwaltung des Senáts (Kancelář senátu – die 
Senatskanzlei, KS) ist personell kleiner als die des Abgeordnetenhauses (Kancelář Po-
slanecké sněmovny – Kanzlei des Abgeordnetenhauses, KPS). Die Unterschiede erge-
ben sich aus den unterschiedlichen Kompetenzen und der Anzahl der Parlamentarier:in-
nen – der Senát hat 81 Senator:innen, das Abgeordnetenhaus 200 Abgeordnete. Zudem 
greift der Senát auf Strukturen des Abgeordnetenhauses zurück.  

 
64 Im Original: Směrnice vlády o postupu při zasílání návrhů legislativních aktů ES/EU a materiálů Evropské komise 
PS PČR a Senátu PČR, 7.6. 2006, Nr. 680. 
65 Das System Informační systém pro aproximaci práva (ISAP) ist eine elektronische Plattform, über die Entwürfe 
und Dokumente der EU samt der jeweiligen Rahmenposition geteilt werden, siehe auch: https://isap.vlada.cz/, Zu-
griff am 12.7.2023. 
66 Es könnte auch ein anderes Subjekt innerhalb der Exekutive sein, in den allermeisten Fällen wird aber der zu be-
handelnde Entwurf einem Ministerium zugewiesen, das dann die weitere Arbeit koordiniert. 

https://isap.vlada.cz/
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Wie in den meisten Parlamenten üblich67 haben Ausschüsse sowohl des Abgeordneten-
hauses als auch des Senáts jeweils eigenes administratives Personal, das für die orga-
nisatorische und fachliche Betreuung der Ausschussarbeit bestimmt ist und auch inner-
halb der Struktur eine eigenständige Organisationseinheit darstellt.  
Beide Verwaltungen sind im jeweiligen Geschäftsordnungsgesetz verankert (§§ 117-118 
JRP, §§ 146-147 JRS), beide verfügen über eine eigene Geschäftsordnung, die in der 
Kompetenz des Organisationsausschusses68 sind. 
Die Leitung der KPS wird vom Vorsitz des Abgeordnetenhauses bestellt. In der Person 
von Petr Kynštetr hatte die KPS einen langjährigen Leiter, der diese Funktion zwischen 
1990-2017 innehatte.69 (Kaniok 2023: 201) Diese langjährige Stabilität in der Form des 
Leiters dürfte sich durch die gesamte Struktur ziehen, politische Besetzungen seien äu-
ßerst selten und kommen primär in Einheiten vor, die dem Vorsitz des Abgeordneten-
hauses nahestehen. Der Beitritt zur EU war in der Geschichte der Parlamentsverwaltung 
seit 1993 die größte Änderung, die sowohl zu einer wachsenden Anzahl an Mitarbei-
ter:innen führte, als auch interne Abläufe veränderte. So wurden Organisationseinheiten 
mit EU-Expertise geschaffen und Prozesse für die Bewältigung der EU-Dokumente etab-
liert. (Ebenda) 
Auch wenn offiziell keine gemeinsame Organisationseinheit zwischen KPS und KS ein-
gerichtet ist, dienen zwei Organisationseinheiten der Kanzlei des Abgeordnetenhauses 
beiden Kammern – das Parlamentsinstitut (PI) und die Parlamentsbibliothek.  
Neben den beiden gemeinsam genutzten Einheiten kooperieren beide Kanzleien im Rah-
men der Gesetzgebung stark, da hier sowohl die Berichterstatter:innen der Ausschüsse 
als auch die zuständigen Beamt:innen gemeinsam an den Entwürfen arbeiten (Kaniok 
2023: 201). 

4.5.1 PARLAMENTNÍ INSTITUT 
Das Parlamentsinstitut (PI) ist eine Organisationseinheit, die sowohl für das Abgeordne-
tenhaus als auch für den Senát tätig ist; die Bestimmungen rund um das PI finden sich 
in Art. 20 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses. 

 
67 Das österreichische Parlament stellt eher einen Sonderfall dar, für eine weitere Übersicht siehe auch Christiansen 
et. al. 2023. 
68 Organizační výbor – ist ein Ausschuss, der für eine Art kollektive Führung des Abgeordnetenhauses zuständig ist. 
Neben der Organisation der Verwaltung sind es beispielsweise Zuweisungen an Ausschüsse, Tagesordnung der Sit-
zungen und weitere prozessbezogene Funktionen, die dem Ausschuss obliegen.  
69 Vor dem 1.1.1993 in einer vergleichbaren Funktion des tschechischen Nationalrates des föderalen Parlaments. 
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Aus Sicht der Organisation handelt es sich um einen der ca. elf Bereiche, die direkt dem 
Leiter der KPS unterstehen und die über eigene Abteilungen verfügen.  
Die Ursprünge des PI reichen in die Zeit der Tschechoslowakei nach 1989 zurück, wo in 
den personell neu aufgestellten legislativen Organen der Föderation Bedarf nach Exper-
tise abseits der, durch das alte Regime besetzten, Verwaltung bestand. (Dieringer, 
Stuchlík 2003: 397ff )70 Als Vorbild dienten ähnliche Strukturen in westlichen Legislativen, 
insbesondere der Congressional Research Service der Gesetzgebung der Vereinigten 
Staaten. Mit dem US-Congress wurden zu dieser Zeit Beziehungen geknüpft, die im 
Wissenstransfer aber auch finanzieller Unterstützung des PI seitens des US-Congresses 
resultierten.71 
Das PI entwickelte sich bis heute nicht zu einer Größe, die mit dem Vorbild, dem Con-
gressional Research Service vergleichbar ist, es stellt jedoch eine neutrale Einheit dar, 
die von Parlamentarier:innen gerne als Expert:innenkörper genutzt wird. Ein wesentlicher 
Grund für einen Wachstumsschub des derzeit etwa 35 Mitarbeiter:innen zählenden PI, 
stellte der EU-Beitritt samt der wachsenden Anforderungen an Expertise zu EU-Angele-
genheiten dar. (Jágr 2022: 103)  
Das PI war im Rahmen der Arbeit an der Übernahme des acquis communautaire ein 
integraler Bestandteil des Beitrittsprozesses Tschechiens zur EU, wirkte an der Eurono-
velle der Verfassung und weiterer fachlicher Tätigkeiten rund um die legistische Seite 
des Beitritts mit. Diese starke Rolle setzte sich durch die Zurverfügungstellung des 
Knowhows an den VEZ nach dem Beitritt fort. So bildet das Institut einen wichtigen Teil 
der Rahmenbedingungen, in denen der VEZ operiert. 
Von den etwa 35 Mitarbeiter:innen gehören der Abteilung für Europäische Angelegen-
heiten acht Mitarbeiter:innen an. Weitere Schwerpunkte bilden allgemeine Angelegen-
heiten72, Budgetangelegenheiten, samt Bildung und Kommunikation zu der eine der 
Kernaufgaben des PI – der Wissenstransfer an neue Parlamentarier:innen – gehört.  
Dass die fachliche Unterstützung nicht beim Sekretariat des Ausschusses, sondern bei 
der Forschungseinrichtung angesiedelt ist, dürfte im europäischen Vergleich eine Sel-
tenheit und ein Vorteil zugleich sein. So kann die rechtliche Expertise leichter mit anderen 
Forschungsfeldern verknüpft werden. (Jágr 2022: 106) 

 
70 Siehe auch Jahresbuch des Parlamentsinstituts 2019: https://www.psp.cz/eknih/cdrom/ic/pdf/semi-
nare/PI_2019.pdf , Zugriff am 30.10.2024. 
71 Ebenda, S. 22-24. 
72 Unter der etwas generischen Bezeichnung Oddělení všeobecných studií verbirgt sich die älteste Abteilung des PI 
mit umfassender legistischer Expertise. 
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Die EU-Abteilung des PI ist zentral bei der Schwerpunktsetzung des VEZ: Das bedeutet 
sowohl die Auswahl der Dokumente zur Verhandlung als auch die Unterstützung bei der 
Einschätzung der Rahmenposition der Regierung. Weiters ist das PI auch für die fachli-
che Fortbildung der Abgeordneten zuständig. Am Anfang jeder Wahlperiode werden 
Schulungen von PI-Mitarbeiter:innen für die Mitglieder des VEZ zur Arbeitsweise mit EU-
Angelegenheiten angeboten. 
Martin Hrabálek und Alexander Strelkov (2015) führten für ihren Artikel zum tschechi-
schen Parlament mehrere Interviews mit Mitarbeiter:innen des PI. Der Artikel weist auf 
eine personell angespannte Situation hin: Das PI wurde seit dem Beitritt zur EU kaum 
personell aufgestockt, auch nach der Lissabonner Reform erfolgte keine wesentliche 
Anpassung. Hrabálek und Strelkov machen darauf aufmerksam, dass die Stellen am PI 
weder besondere Karriereperspektiven bieten noch sonderlich gut entlohnt werden, was 
oft zur Anstellung von Uni-Absolvent:innen führt. Die Fluktuation sei relativ hoch, beste-
hendes Personal, das länger am PI tätig ist, geht in der Regel noch weiteren Tätigkeiten 
nach (zB Vortragstätigkeit an der Karlsuniversität). (Ebenda: 498) Auch Jágr spricht die 
problematische Situation an, die durch die steigende Anzahl an Klubs im Parlament ver-
schärft wird. (Jágr 2022: 112) 
Die hohe Fluktuation kann nicht nur beim wissenschaftlichen Personal des PI beobachtet 
werden, sondern auch bei den Abgeordneten im VEZ an sich. Wenn das PI für das 
Knowhow und dessen Vermittlung zuständig ist, wäre es von Vorteil, wenn es einen ho-
hen Grad am institutionellen Gedächtnis aufweisen würde.  
Eine Untersuchung des PI lässt sich alleine mithilfe der verfügbaren Dokumente nicht 
durchführen, am geeignetsten ist da wohl das Instrument der Interviews, so wie von 
Hrabálek und Strelkov oder Jágr eingesetzt. Die ersteren Interviews wurden im Jahr 2012 
durchgeführt (siehe Hrabálek, Strelkov 2015: 510ff), die letzteren im Jahr 2018. Weder 
die aktuelle Anzahl der Mitarbeiter:innen, die verfügbaren Informationen auf der Web-
seite des PI, noch aktuellere Publikationen lassen eine wesentliche Änderung der Situa-
tion vermuten. 
Das Parlamentsinstitut führte in den Jahren 2017-2019 gemeinsam mit anderen natio-
nalen Parlamenten ein Konsortium an, dass das Twinning-Projekt mit dem Moldauer 
Parlament zur Stärkung der Strukturen und Vorbereitung auf einen EU-Beitritt durch-
führte. Dies zeugt wiederum von einer wertvollen Expertise des PI. 
In der verfügbaren Literatur wird sowohl die Parlamentsverwaltung im Ganzen als auch 
das PI als stabil und äquidistant gewertet, was etwas widersprüchlich zum Thema der 
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personellen Fluktuation steht. Inwiefern eine mögliche schwache Ausstattung durch 
Ressourcen nachteilige Auswirkung auf die Qualität Ausschussarbeit hat, kann an dieser 
Stelle nicht bewertet werden.  

4.6 Výbor pro evropské záležitosti und die Datenanalyse 
4.6.1 VÝBOR PRO EVROPSKÉ ZÁLEŽITOSTI - EINFÜHRUNG 
Die Geschichte des Ausschusses für europäische Angelegenheiten beginnt nicht mit 
dem Beitritt Tschechiens zur EU im Mai 2004, sondern bereits im Jahr 1998, in dem der 
Beitrittsprozess aus Sicht des Parlaments begann.  
Im Jahr 1998 – und somit am Anfang der dritten Gesetzgebungsperiode des noch sehr 
jungen Abgeordnetenhauses – wurde der Ausschuss für europäische Integration einge-
richtet (Výbor pro evropskou integraci – VEI).  
Der VEI wurde bei der konstituierenden Sitzung nach der vorgezogenen Wahl im Jahr 
1998 am 17. Juli mit 17 Mandaten errichtet. Dabei war die Errichtung des Ausschusses 
noch nicht im JRP vorgesehen, sondern wurde als ein Fachausschuss durch Beschluss 
des Plenums ins Leben gerufen.73 Die Errichtung des Ausschusses geschah einige Mo-
nate nach dem Beginn der Beitrittsverhandlungen im März 1998. 
Das Abgeordnetenhaus war nach der konstituierenden Sitzung großteils in Sommer-
pause, der VEI nahm die Arbeit somit erst am Tag der vierten Plenarsitzung am 17.9.1998 
auf. 
Das Aufgabengebiet wurde vom Ausschussobmann so skizziert: 

[aus dem Protokoll der 2. Sitzung am 17.9.1998] 
1) alle Aspekte der europäischen Integration 
- den Prozess der Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
- die wirtschaftlichen und sozialen Aspekte der Integration 
- PHARE74 und regionale Programme 
- außenpolitische Aspekte 
- nationales Integrationsprogramm, Verhandlungsprozess; 
2) Erörterung ausgewählter Gesetzesentwürfe im Zusammenhang mit der europäischen Integration; 
3) Überwachung der Sensibilisierung der Abgeordneten und der Öffentlichkeit für die EU und den 
europäischen Integrationsprozess (einschließlich Unterricht in Schulen, Ausbildung von Fachleu-
ten); 

 
73 Die Protokolle der ersten Sitzung der PSP vom 17.7.1998 geben keinen Einblick in die Hintergründe der Entste-
hung des Ausschusses. Tschechien stellte den Beitrittsantrag am 23.01.1996, bereits seit dem Jahr 1994 gab es im 
Amt der Regierung eine Abteilung, die mit der Konformität mit dem EU-Recht betraut wurde. Siehe auch: 
https://vlada.gov.cz/cz/jednani-vlady/kompatibilita-s-pravem-es/odbor-kompatibility-5531/, Zugriff am 23.07.2023. 
74 Das Programm PHARE “Poland and Hungary Assistance for the Restructuring of the Economy” wurde auch auf 
weitere Beitrittskandidaten ausgeweitet und war als Unterstützungsmaßnahme Wirtschaftssysteme in Transforma-
tion konzipiert. (Lorenz, Formánková 2018: 228ff) 

https://vlada.gov.cz/cz/jednani-vlady/kompatibilita-s-pravem-es/odbor-kompatibility-5531/
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4) Zusammenarbeit mit den ständigen Delegationen des Parlaments für die Zusammenarbeit mit 
dem EP und der PS des EP. 

Der primäre Fokus des VEI war die Überwachung der Beitrittsverhandlungen und die 
Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften, auch wenn anfangs die Ausgestal-
tung der Aufgaben und das Wechselspiel mit anderen Ausschüssen noch nicht eindeutig 
klar war.  
Das Kerngebiet umfasste sowohl die Überprüfung der Gesetzesvorlagen auf Vereinbar-
keit mit dem Unionsrecht als auch die Implementierung der Übernahme des acquis com-
munautaire, wofür der Ausschuss die wichtigste Anlaufstelle der Parlamentskammer 
war. Die Kontrolle der Regierung stand keinesfalls im Vordergrund der Arbeit, wie aus 
der Auflistung der Aufgabengebiete und der anschließenden Diskussion im Ausschuss 
entnommen werden kann. 
Der VEI wurde mit dem EU-Beitritt im Mai 2004 aufgelöst und der VEZ mit der Eurono-
velle des JRP als ständiger Ausschuss errichtet.  

TABELLE 1 
Funktionsperioden des VEI/VEZ zwischen der 3. und der 8. 
Gesetzgebungsperiode des Abgeordnetenhauses 

Anzahl der 
Mitglieder 

Partei des Ob-
menschen 

3. GP Bis 12.05.2004: Aus-
schuss für europäische 
Integration (VEI) 

22.07.1998 – 20.06.2002 17 ODS (Opposition) 
4. GP 16.07.2002 – 12.05.2004 19 US (Regierung) 

4. GP Ab 24.09.2004: Aus-
schuss für europäische 
Angelegenheiten (VEZ) 

24.09.2004 – 15.06.2006 21 US (Reg.) 
5. GP 12.09.2006 – 03.06.2010 18 SZ (Reg.) 
6. GP 24.06.2010 – 28.08.2013 15 ODS (Reg.) 
7. GP 27.11.2013 – 26.10.2017 19 KDU-ČSL (Reg.) 
8. GP 24.11.2017 – 20.10.2021 18 KDU-ČSL (Opp.) 

 
Personell gesehen gingen viele Mitglieder des VEI in den VEZ über, ein Teil ging in den 
EP über, manche wurden durch die EP-Wahl im Jahr 2004 bestätigt und blieben EP-
Abgeordnete.75 
Mit der JRP-Euronovelle musste der VEZ geschaffen werden, allerdings war zu dem 
Zeitpunkt vieles unklar. Einerseits verließen bereits einige Mitglieder das PSP aufgrund 
ihrer Tätigkeit im EP, andererseits standen weitere Ausschussmitglieder auf den vorde-
ren Listenplätzen der kommenden regulären EP-Wahl im Juni.  

 
75 Entsendete Abgeordnete beider Kammern durften seit dem Jahr 2003 an EP-Arbeit teilnehmen, jedoch ohne 
Stimme. Diese waren dann auch für den Rest der EP-Periode bis Juni 2004 EP-Mandatare. Manche von ihnen sogar 
sehr erfolgreich – Jan Zahradil, ein Mitglied des VEI 1998-2004 bleibt seit dem Beitritt ein Abgeordneter im EP und 
war auch zeitweise Vorsitzender seiner Fraktion.    
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In der 31. Plenarsitzung des PSP76 wurde somit ein pragmatischer Zugang gewählt: Die 
erwartete Rolle des VEZ wurde als sehr wichtig eingestuft und der Ausschuss sollte 
dementsprechend durchdacht konzipiert werden, allerdings war dafür die Zeit zu knapp. 
Daher wurde der VEI einfach in VEZ umbenannt – mit dem Vorhaben im Herbst einen 
neuen VEZ zu errichten. Das geschah bei der 35. Plenarsitzung am 24.9.2004 und der 
neue Ausschuss für europäische Angelegenheiten mit 21 Mitgliedern wurde ins Leben 
gerufen. Zeitgleich beschloss das PSP die Auflösung des umbenannten VEI.  
Interessanterweise werden die VEZ-Ausschussdokumente im Jahr 2004 ab der Umbe-
nennung nummeriert und nicht erst ab der Errichtung des „richtigen“ VEZ, obwohl es zu 
einer Änderung in der Zusammensetzung des Ausschusses kam.  
Im Laufe der GPs kommt es regelmäßig zur Veränderung der Mitgliederzahl der Auss-
schüsse, die immer in der jeweiligen konstituierenden Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom Plenum beschlossen wird. Der VEZ bildet hier keine Ausnahme, die Mitgliederzah-
len der Ausschüsse variieren von GP zu GP. Die Anzahl war zu Beginn des VEZ in der 
4. GP mit 21 Mitglieder am höchsten, dann sank sie auf bis zu 15 Mitglieder in der 6. GP 
um dann ab der 7. Wahlperiode wieder etwas anzusteigen – auf 19, in der 8. GP – 18 
und in der 9. GP – 20.77 Die Veränderung der Anzahl der Mitglieder hat nicht nur zwin-
gend mit der Bedeutung des Ausschusses zu tun, sie reflektiert auch die Zusammenset-
zung der Parlamentskammer. Das Verhältnis der Mitglieder soll auch das Verhältnis des 
Plenums spiegeln, im Abgeordnetenhaus bekommt zudem auch jeder Klub eine:n Ob-
person-Stellverteter:in. Auch weitere Faktoren spielen eine Rolle – der letzte Anstieg zur 
aktuellen GP lässt sich auch durch die Ratspräsidentschaft Tschechiens erklären.  
Wie bereits bei der Analyse der Geschäftsordnung angesprochen, verfügt der Ausschuss 
über eine Sonderstellung im Vergleich zu allen anderen Ausschüssen, da er für das Ab-
geordnetenhaus beschließen kann, sofern der Gegenstand nicht im Plenum verhandelt 
wird. (§109a Abs. 4 JRP) Hierzu gibt es eine zeitliche Begrenzung von sieben Tagen für 
die Verhandlung im Plenum nachdem der Ausschuss einen Beschluss gefasst hatte. Da 
dies bis auf wenige Ausnahmen nicht vorkommt, entscheidet der Ausschuss in der Pra-
xis stellvertretend für die ganze Kammer. Dies gibt dem Ausschuss eine besonders 
starke Stellung, die der EU-Ausschuss des Senáts nicht genießt. 

 
76 Siehe Protokolle der 31. Plenarsitzung unter: https://www.psp.cz/eknih/2002ps/stenprot/031schuz/index.htm, 
Zugriff am 12.5.2023. 
77 Siehe PSP-Beschlüsse: 14/2006, 16/2010, 13/2013, 13/2017 und 14/2021. 

https://www.psp.cz/eknih/2002ps/stenprot/031schuz/index.htm
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An dieser Stelle ist es wichtig zu erwähnen, dass die Aktivitäten des Ausschusses über 
die Sitzungen hinausreichen, diese allerdings im Rahmen dieser Arbeit nicht berücksich-
tigt werden. Gemeint ist damit beispielsweise der internationale Austausch, wo Mitglie-
der des Ausschusses an Ausschussreisen im Ausland teilnehmen, Delegationen zu 
COSAC sowie parlamentarischen Konferenzen entsenden.  
Weiter werden regelmäßig Treffen oder Veranstaltungen mit EU-Bezug im Ausschuss 
angekündigt, zu denen die Ausschussmitglieder eingeladen werden. Dies können auch 
Treffen mit hochrangingen EU-Politiker:innen oder Seminare zu aktuellen politischen 
Themen sein. Der Ausschuss selbst organisiert auch öffentliche Seminare zu diversen 
Themen und tritt so nach außen.78 
Schließlich gibt es auch einen Austausch innerhalb Tschechiens, der teilweise im Rah-
men der protokollierten Exkursionen festgehalten wird, teilweise aber auch abseits von 
Sitzungen – und abseits der Sitzungsprotokolle – stattfindet. 

4.6.2 STRUKTUR UND ZUSAMMENSETZUNG DES AUSSCHUSSES 
Die Mitgliedschaft in einem Ausschuss wird generell im § 33 JRP geregelt, dieser 
schreibt vor, dass eine Obperson nur den Vorsitz eines einzigen Ausschusses innehaben 
kann. Eine Mitgliedschaft in mehreren Ausschüssen gleichzeitig ist zwar zulässig, aller-
dings auf zwei Ausschüsse begrenzt.79 Da Regierungsmitglieder für üblich ihr Mandat im 
Abgeordnetenhaus behalten, ist auch § 33 Abs. 3 JRP relevant, der besagt, dass Regie-
rungsmitglieder keinen Ausschüssen angehören dürfen. Der Ausschuss gehört seit der 
Euronovelle zu den gesetzlich verankerten Ausschüssen des Abgeordnetenhauses, die 
Anzahl der Ausschussmitglieder wird wie beschrieben bei der konstituierenden Plenar-
sitzung festgelegt. Beschlussfähig ist der Ausschuss bei Anwesenheit von mindestens 
eines Drittels der Mitglieder (§ 38 Abs. 1 JRP). Die Obperson  und der Stellvertreter:innen 
werden bei der ersten Ausschusssitzung gewählt, dabei variiert die Anzahl der Stellver-
treter:innen je nach Anzahl der Klubs. Die politische Besetzung der Posten richtet sich 
nicht zwingend nach der Zusammensetzung der Koalitionsregierung, die Obperson ge-
hörte immer wieder nicht einer der Regierungsparteien an. Das ist schließlich kein Uni-

 
78 Auf der Webseite des Abgeordnetenhauses kann man in der 6. GP 3, in der 7. GP 10 und in der 8. GP 2 Einladun-
gen zu Seminaren finden. Die Webseite erwies sich bereits an mehreren Stellen als nicht völlig zuverlässig, die In-
halte auf den Seiten des Ausschusses variieren stark nach GP, insofern kann die Anzahl der Seminare auch durch-
aus höher sein. 
79 Als Ausnahme gelten lt. § 33 Abs. 1 JRP folgende vier Ausschüsse: Mandatsausschuss, Immunitätsausschuss, 
Petitionsausschuss und Organisationsausschuss. 
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kum, sondern eine übliche Praxis sowohl im Abgeordnetenhaus als auch in anderen eu-
ropäischen Parlamenten. Allerdings wird der Vorsitz  bei strategisch wichtigeren Aus-
schüssen üblicherweise durch die jeweils regierende Partei besetzt. 
Die Auswahl der Obperson aus den Reihen der Opposition könnte dafür sprechen, dass 
die Kontrollfunktion besser ausgeübt werden kann, da auch die Person einen erhebli-
chen Einfluss auf die Schwerpunktsetzung hat. Andererseits könnte es einen Hinweis 
darauf geben, dass der Posten der regierenden Partei nicht wichtig genug ist und die 
Arbeit des Ausschusses parteipolitisch wenig Relevanz besitzt. 
Neben den Abgeordneten verfügt der Ausschuss über ein Sekretariat, das aktuell von 
vier Personen besetzt ist, darunter die Person des Sekretärs und zwei weiterer akade-
mischer Mitarbeiter:innen. Die Zusammenarbeit des Ausschusses und der PI-Abteilung 
für Europäische Angelegenheiten ist wie bereits beschrieben sehr eng, daher zählt die 
PI-Abteilung bzw. das gesamte PI zur wissenschaftlichen und administrativen Unterstüt-
zung des Ausschusses. 
Schließlich kann der Ausschuss selbst Unterausschüsse einrichten, in die auch Nicht-
mitglieder des eigenen Ausschusses gewählt werden können. Die Sitzungen der Unter-
ausschüsse sind nicht öffentlich, daher sind auch keine Protokolle vorhanden und somit 
sind sie kein Teil der vorliegenden Untersuchung. Es sollte aber erwähnt werden, welche 
Unterausschüsse regelmäßig eingerichtet wurden. In jeder Wahlperiode wurden einer, 
ab 2010 zwei Unterausschüsse errichtet zu den Themen  

• Regionale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
• Europäische Fördermittel 
• Migration und Asylpolitik 

Die Themen Fördermittel und regionale Zusammenarbeit wurden im Laufe der Zeit zu-
sammengelegt und ab der aktuellen 9. GP auch um das Thema ökologischer Wandel 
erweitert. 
Manche der VEZ-Sitzungen finden gemeinsam mit einem Unterausschuss statt, dies 
kommt allerdings selten vor und beschränkt sich in der Regel auf eine Auswahl relevanter 
Tagesordnungspunkte.  
Ein Teil der von der EU übermittelten Dokumente kann nur mit einer Sicherheitserklärung 
eingesehen werden, aus den Protokollen des Ausschusses geht jedoch hervor, dass 
nicht alle Ausschussmitglieder über diese Erklärung verfügen.80  

 
80 5WP 08 ZAP 44, TOP 15. 
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Da die Ausschusssitzungen öffentlich sind, melden sich gelegentlich Personen zu Wort, 
die als Gäste anwesend sind. Aufgrund der Geschäftsordnung ist es dem Ausschuss 
jederzeit möglich diese Wortmeldungen als Auskunftspersonen zu beschließen und so-
mit in die Diskussion einfließen lassen. 

4.6.3 DOKUMENTE DES AUSSCHUSSES81 
Wie bereits eingangs erwähnt, stellt der Ausschuss drei Typen von Dokumenten online 
zur Verfügung: Einladungen zu Sitzungen, Protokolle der Sitzungen und Beschlüsse des 
Ausschusses.  
Die Dokumente sind in den untersuchten Gesetzgebungsperioden weitestgehend 
gleichgeblieben. Eine gewisse Variation gibt es in Bezug auf Qualität der erfassten Infor-
mationen.  
Pozvánky – Einladungen zu Sitzungen werden einige Tage vor der Sitzung verschickt 
und beinhalten das Datum, den Zeitpunkt der Sitzung82 und die Tagesordnung der je-
weiligen Sitzung. Die Tagesordnung gibt Auskunft über die Tagesordnungspunkte und 
geladene Gäste, die bei der Sitzung anwesend sein werden – wie z.B. Mitglieder der 
Regierung, Botschafter:innen und weitere. Bei den verhandelten Dokumenten sind ne-
ben geladenen Gästen auch die jeweiligen Berichterstatter:innen angeführt. 
Einladungen ab der 6. Gesetzgebungsperiode beinhalten genauere Zeitangaben der je-
weiligen Tagesordnungspunkte. Jede Einladung trägt eine fortlaufende Zahl der jeweili-
gen Sitzung, die Zählung beginnt mit jeder Gesetzgebungsperiode neu. 
Zápisy – Protokolle der Sitzungen sind im Wesentlichen Niederschriften, die durch 
die:den Beamt:in des Ausschusses angefertigt werden und eine vereinfachte Wieder-
gabe des Geschehens während der Sitzungen beinhalten. Die Anzahl der Protokolle 
gleicht der Anzahl der Einladungen zu Sitzungen, wobei bei beiden Dokumenttypen auf 
der Webseite des tschechischen Abgeordnetenhauses gewisse Lücken bestehen. Die 
Protokolle beinhalten neben inhaltlichen Zusammenfassungen der Tagesordnungs-
punkte, die Uhrzeit des Beginns und des Ende der Sitzung, die Anzahl und Namen der 
Anwesenden, die Namen der Gäste sowie die Stimmen in den Abstimmungen.83 
Fast zu jeder erfolgreichen Abstimmung im Ausschuss wird ein Beschluss angefertigt, 
diese Usnesení – Beschlüsse sind ebenso als Dokumente auf der Webseite verfügbar. 

 
81 Für den internen Zweck dieser Arbeit werden die Ausschussprotokolle wie folgt nummeriert: Nummer der Gesetz-
gebungsperiode gefolgt von Kürzel WP, zwei Ziffern für das jeweilige Jahr, Kürzel „ZAP“ für Protokoll, zwei Ziffern 
für die Nummer der Sitzung (kann zusätzlich einen Buchstaben inkludieren).  
82 Dies muss keine Uhrzeit sein, da Sitzungen immer wieder auch im Anschluss an Plenarsitzungen stattfinden. 
83 Aufgrund von kleinen Praxisänderungen sind nicht alle genannten Informationen in allen GPs vorhanden. 
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Im Wesentlichen entspricht die Anzahl der Tagesordnungspunkte der Anzahl der Be-
schlüsse, daher sind je Sitzung zumeist mehrere Beschlüsse vorhanden. Diese haben 
eine fortlaufende Zahl und referenzieren die jeweilige Sitzung, enthalten aber keine In-
formationen über das Abstimmungsverhalten. Beschlüsse zeichnet der Obmensch ge-
meinsam mit dem:der Schriftführer:in des Ausschusses. 
Zu Beginn der Untersuchung führte ich eine einfache Zusammenfassung der verfügba-
ren Zahlen durch – die Anzahl der vorhandenen Dokumente, die bereits etwas Auskunft– 
über die Dynamik im Beobachtungszeitraum geben kann. 

 
ABBILDUNG 1: ANZAHL PROTOKOLLE PRO GESETZGEBUNGSPERIODE 1998-2021 

 
ABBILDUNG 2: ANZAHL PROTOKOLLE PRO JAHR 1998-2021 
Die Menge der Dokumente beträgt etwa 390 Protokolle und 2450 Beschlüsse, Protokolle 
sind dabei auch mit der Anzahl der Sitzungen gleichzusetzen, wobei Protokolle nicht 
zwischen eintägigen und mehrtägigen Sitzungen unterscheiden, daher gibt die Anzahl 
alleine keine verlässliche Auskunft über die Dauer der Sitzungen. 
Die höchste Anzahl der Protokolle und somit die höchste Anzahl an Sitzungen ist in der 
letzten GP zu beobachten. Eine leichte Steigung der durchschnittlichen jährlichen Sit-
zungsfrequenz ist im Beobachtungszeitraum festzustellen. Sind noch in der 3. GP 11,6 
Protokolle pro Jahr vorhanden, waren es in der 8. GP bereits 15,2. Bei Betrachtung der 
Kalenderjahre sind die Schwankungen deutlich größer, das Jahr 2005 ist dabei das Jahr 
mit den meisten Protokollen, was zugleich das Jahr nach dem EU-Beitritt ist. Wahljahre 
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sind wenig überraschend Jahre mit einer relativ geringeren Anzahl an Protokollen, das 
kann in der Abbildung 2 gut beobachtet werden – hier sind es insbesondere die Jahre 
2010, 2013 und 2017, die dies verdeutlichen. Allerdings zeigen auch die anderen Wahl-
jahre 2002 und 2006 einen Rückgang ggü. dem jeweiligen Vorjahr.84 
Wie bereits erwähnt ist der VEZ seit der Euronovelle des JRP ein Ausschuss, der laut 
JRP zu Beginn jeder GP zu konstituieren ist, was somit in der konstituierenden Sitzung 
des Abgeordnetenhauses geschieht. Die erste Ausschusssitzung ist zeitnah an die kon-
stituierende Sitzung angesetzt und die Arbeit des Ausschusses, die – anders als die Ar-
beit der anderen Ausschüsse – primär mit der Dynamik auf europäischer Ebene zusam-
menhängt, kann rasch aufgenommen werden.  
Während die Anzahl der Protokolle und somit auch der Sitzungen im Beobachtungszeit-
raum im Zunehmen war, kann bei der Anzahl der Beschlüsse keine eindeutige Tendenz 
beobachtet werden. Hier gilt es auch zwischen dem Ausschuss vor und nach dem EU-
Beitritt zu unterscheiden. Die 3. und 4. GP (bis 2004) sind nicht zur Gänze mit der Zeit 
nach dem Beitritt vergleichbar. Wenn die Periode vor dem EU-Beitritt ausgeklammert 
wird, zeichnen sich keine klaren Tendenzen ab. Die Ausnahme bildet die 5. GP, die von 
einer besonders hohen Zahl an Beschlüssen gekennzeichnet ist. Die 6. GP fällt auch 
deshalb mit einer niedrigen Zahl an Beschlüssen auf, da sie als einzige eine verkürzte 
Gesetzgebungsperiode war, die durch vorgezogene Neuwahlen im Jahr 2013 beendet 
wurde. Im Schnitt weist sie allerdings keine besonders auffällige Anzahl an Beschlüssen 
und liegt am ähnlichen Niveau wie GP 4, 7 und 8. 

 
ABBILDUNG 3: ANZAHL DER BESCHLÜSSE PRO GESETZGEBUNGSPERIODE 1998-2021 

 
84 In Abbildung 2 sind alle Protokolle des jeweiligen Jahres gezählt, in Abbildung 1 nur die der zugehörigen GP. Eine 
Ausnahme bildet das Jahr 2021, wo nur die Protokolle der 8. GP gezählt wurden. 
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ABBILDUNG 4: ANZAHL DER BESCHLÜSSE PRO JAHR 1998-2021 (BIS INKL. GP 8) 

4.6.4 FORSCHUNGSDESIGN – QUANTITATIVE UND QUALITATIVE ANALYSE DER DATEN 
Die aus dieser Übersicht resultierenden Ergebnisse sind an sich wenig aussagekräftig. 
Eine Zunahme der Protokolle und somit Sitzungen kann auf eine Zunahme der Aktivität 
hindeuten, muss aber nicht zwingend. Bei den Beschlüssen sieht man in der 5. GP ein 
klares Maximum, was allerdings durch den Beitritt erklärt werden kann. Die Schwankun-
gen zwischen den Jahren sollen im Zuge der Analyse näher betrachtet werden. 
Der Fokus der Untersuchung muss auf einen Typus der Dokumente gelegt werden, wo-
bei dieser recht einfach zu wählen ist. Die Beschlüsse des Ausschusses können auf-
grund der Menge schwer sinnvoll analysiert werden, die Einladungen beinhalten dafür 
nur wenige Informationen, diese sind auch in den Protokollen vorhanden. 
Es ist somit die systematische Analyse der Protokolle, die den Kern der hier vorliegenden 
empirischen Untersuchung darstellt.  
In der Tabelle 2 findet sich eine Zusammenfassung der aus den Protokollen zu extrahie-
renden quantitativen Daten. 

TABELLE 2: QUANTITATIVE DATEN DER PROTOKOLLE 
 

Datum der Sitzung 
und Dauer der Sitzung 

Alle Protokolle beinhalten eine Uhrzeit des Sitzungsbeginns. Bis auf wenige 
Ausnahmen wird auch das Sitzungsende angegeben, woraus sich eine Ge-
samtdauer ergibt. Bei mehrtägigen Sitzungen werden die Zeiten zusammen-
gefasst.  

Anwesende Bis auf wenige Ausnahmen weisen alle Protokolle eine Zahl der Anwesenden 
aus, nicht alle verfügen über eine öffentlich einsehbare Anwesenheitsliste. 
Aus den Protokollen kommt hervor, dass die Anzahl der Anwesenden im 
Laufe der Sitzung variiert, da die Anzahl der Stimmen bei Abstimmungen er-
fasst wird. Hier wird mit drei Zahlen gearbeitet – Anzahl der Anwesenden am 
Anfang und am Ende der Sitzung (bei der letzten Abstimmung), sowie der 
höchsten Anzahl der Anwesenden (ergo Stimmen) im Laufe der Sitzung. 
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Anzahl der Gäste Die zu den jeweiligen Tagesordnungspunkten geladene Gäste können ge-
zählt werden. Um die Aussagekraft der Gästeanzahl zu verbessern, wird eine 
manuelle Gewichtung durchgeführt. 

Anzahl Beschlüsse Bei allen Abstimmungen, die in einem Beschluss resultieren, wird die Zahl 
des Beschlusses protokolliert. So kann eine Anzahl der in der Sitzung ge-
fasster Beschlüsse eruiert werden.  

Abstimmungsverhalten Die Abstimmungen werden im Protokoll zumeist nur numerisch festgehalten, 
Abstimmungslisten liegen öffentlich nicht auf, auch wenn Abstimmungsver-
halten dokumentiert wird. Quantitativ kann somit zwischen Zustimmung, Ab-
lehnung und Enthaltung unterschieden werden.  

Anzahl Wörter Länge der Protokolle kann in Anzahl Wörter/Zeichen gemessen werden. 

Die rein quantitative Analyse ermöglicht Variationen hinsichtlich der Dauer der Sitzungen, 
der Länge der Protokolle, der Anwesenheit und der Anzahl der Gäste zu beobachten. 
Alle erwähnten Parameter greifen für eine Beantwortung der Forschungsfrage auf rein 
quantitativer Basis zu kurz.  
Die Anzahl der Gäste kann zusätzlich durch Gewichtung der Gäste verschärft werden: 
Durch eine Trennung der Gäste in beispielsweise zwei einfache Kategorien, kann die 
Entwicklung der Anzahl an Auskunftspersonen sowie der Anteil von Regierungsmitglie-
dern im Zeitverlauf beobachtet werden.  
Das Abstimmungsverhalten ist in den Protokollen weitestgehend gleich, da sehr viele 
Beschlüsse einstimmig geschehen. Dissens in Tagesordnungspunkten kann politisch 
kontroverse Themen markieren, soll somit in die Auswertung mit hineinfließen. 
Ab der Lissabon-Novelle kann zusätzlich die Anzahl der Stellungnahmen hinsichtlich 
Subsidiarität gezählt werden.  
Die aus den quantitativen Daten gewonnenen Erkenntnisse geben Auskunft über Ten-
denzen im Zeitverlauf, um auf einer qualitativen Ebene an eine Datenauswahl heranzu-
treten. Hier wird der Schwerpunkt primär auf prozessbezogene Themen gelegt, weniger 
auf inhaltliche Auseinandersetzungen mit den EU-Dokumenten – mit Ausnahme derer, 
die aus einem bestimmten Grund interessant sind (wie Dissens, Subsidiarität, usw.). 
Neben den Tendenzen der quantitativen Analyse dient hier auch die Sekundärliteratur 
als Anhaltspunkt; womöglich werden Erkenntnisse älterer Texte nicht im gesamten Be-
obachtungszeitraum zutreffend sein, auch hier kann eine qualitative Analyse der inhaltli-
chen Ebene der Protokolle von Bedeutung sein. 

4.6.5 AUFBAU DER SITZUNGEN – TAGESORDNUNGSPUNKTE 
Wie üblich verlaufen Ausschusssitzungen nach einem bestimmten Schema, das ein Teil 
der gelebten parlamentarischen Praxis darstellt. Die klassischen Tagesordnungspunkte 
sind: 
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• Auswahl der zu verhandelnden Dokumente – die Vorauswahl wird in der Regel 

durch den Vorsitzenden oder seine:n Stellvertreter:in mit Unterstützung des Sek-
retariats getroffen, die Auswahl wird bei einer Ausschusssitzung beschlossen, die 
Verhandlung findet dann bei einer der künftigen Sitzungen statt. Wenn aus den 
dem Ausschuss zugestellten Dokumenten keines zur Verhandlung ausgewählt 
wird, wird an der Stelle protokolliert, dass diese ohne Verhandlung zur Kenntnis 
genommen wurden. 

• Zuweisung an eine:n Berichterstatter:in – jedes zu behandelnde Dokument 
wird einer:einem Berichterstatter:in zugewiesen, auch diese Zuweisung geschieht 
in Form eines Beschlusses. 

• Verhandlung eines EU-Dokuments – hier besteht eine Reihe an Variationen in 

Abhängigkeit zur jeweiligen Thematik. In der Regel ist zur Ausschusssitzung ein 
Regierungsmitglied vorgeladen, das das Thema samt des Standpunkts der Re-
gierung präsentiert. Das Regierungsmitglied kann durch einen seiner Stellvertre-
ter:innen vertreten werden – die Funktion náměstek85 ist in Österreich nicht be-
kannt. Im Kontext der tschechischen Ministerien ist náměstek als Stellvertreter 
des Regierungsmitglieds eine politisch besetzte Position, je nach Ressort für ei-
nen Teilbereich zuständig und in die Leitung des Ressorts eingebunden. Immer 
wieder werden EU-Dokumente auch durch hochrangige Beamt:innen aus den zu-
ständigen Ressorts präsentiert. Diese Präsentation einschließlich der Fragen aus 
Reihen des Ausschusses kann zum Beschluss führen. Dieser kann entweder aus 
einer Kenntnisnahme bestehen, kann den Gegenstand auch an einen anderen 
Ausschuss oder andere Ausschüsse abtreten, was aufgrund der inhaltlichen 
Breite der verhandelten Gegenstände oft vorkommt. Auch an andere Ausschüsse 
weitergeleitete Gegenstände können eine Stellungnahme des VEZ beinhalten. Die 
Stellungnahme trägt oft den Beisatz „erstellt in Zusammenarbeit mit dem Parla-
mentsinstitut“. Eine dritte Variante der Weiterleitung kommt vor, wenn der VEZ 
einen Beschluss fasst und die gesamten Unterlagen lediglich zur Information an 
einen anderen Ausschuss weiterleitet. Der Vorgang ist für die Dokumente gleich, 

 
85 Náměstek ist keine ausschließlich den Stellvertreter:innen der Regierungsmitglieder vorbehaltene Funktionsbe-
zeichnung, es bezeichnet eine stellvertretende Rolle, die auch in anderen politischen Gremien, sowie auf Fachebene 
in Ministerien oder anderen Behörden und staatlichen Institutionen gängig ist. Die Übersetzung „Stellvertreter“ ist 
etwas unscharf, in manchen Kontexten wäre die Bezeichnung ähnlich dem in Österreich gängigen „Sekretär“ – 
Staatssekretär, Generalsekretär, usw. 
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egal welche rechtliche Qualität diese aufweisen, auch Grünbücher oder Weißbü-
cher der Kommission werden auf die gleiche Art verhandelt und eine Kenntnis-
nahme beschlossen. Gelegentlich werden auch Wortmeldungen oder Fragen aus 
den Reihen des anwesenden Publikums zugelassen, diese kommen in der Regel 
nur bei der Verhandlung der EU-Dokumente vor. Aus den Protokollen ist durch 
diese Wortmeldungen ersichtlich, dass an den Ausschusssitzungen auch regel-
mäßig Interessenvertreter:innen aus der Wirtschaft, der Zivilgesellschaft oder der 
Wissenschaft teilnehmen. Bei Themenverwandtschaft mehrerer Gegenstände 
werden auch mehrere Tagesordnungspunkte gemeinsam verhandelt. 

• Erläuterung der Regierungsposition beim Europäischen Rat – vor jeder Sit-
zung des Europäischen Rates erläutert ein Regierungsmitglied die aktuellen Po-
sitionen, die der Regierungschef beim Europäischen Rat vertreten wird. Üblicher-
weise ist dies der Regierungschef selbst oder sein Stellvertreter. Protokolliert wird 
ein Auszug des Vortrags samt anschließenden Fragerunden. Ab der 8. GP werden 
die Erläuterungen vom Ausschuss beschlossen. 

• Präsentation eines Regierungsmitglieds – analog zur Position, die beim Euro-
päischen Rat vertreten wird, kann ein Regierungsmitglied zu anderen wichtigen 
Themen vortragen, protokolliert wird analog zum vorangehenden Punkt, Be-
schlüsse sind hierbei nicht üblich. 

• Präsentation durch andere Akteur:innen seitens der Verwaltung, Interessen-
vertretungen, Zivilgesellschaft oä. – ähnlich wie bei Präsentationen eines Re-

gierungsmitglieds kommen auch gelegentlich Präsentationen durch andere Ak-
teur:innen vor (zB große Betriebe der Industrie oder Energiewirtschaft). 

• Mitteilung des Obmenschen, bzw. des:der Stellvertreter:in – üblicherweise or-
ganisatorische Mitteilungen eines längerfristigen Charakters, hier wird auch über 
Ausschussreisen gesprochen, kommende Sitzungen usw. Unter diesem Tages-
ordnungspunkt (TOP) wird auch die nächste Sitzung beschlossen – bzw. der Ob-
mensch zur Festlegung des Termins der kommenden Sitzung samt ihrer Einberu-
fung und der Zusammenstellung des Programms betraut. Zu Beginn jeder Sitzung 
wird dieser Beschluss referenziert. Die konstituierende Ausschusssitzung referen-
ziert den Beschluss des Plenums, in dem ein Abgeordneter zum Einleiten der Sit-
zung ermächtigt wurde. 

• GASP-Dokumente – Die Dokumente betreffend Gemeinsame Außen- und Si-

cherheitspolitik werden im Ausschuss nicht verhandelt, in den Protokollen wird 
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aber auf die den Ausschussmitgliedern zur Verfügung gestellte Dokumente ver-
wiesen. Etwaige Wortmeldungen werden nicht protokolliert (ab der 19. Sitzung 
der 4. GP). 

• Botschafter:in präsentiert Prioritäten des EU-Ratsvorsitzes – anlässlich jedes 
neuen Ratsvorsitzes präsentiert der:die Botschafter:in des jeweiligen Landes die 
Prioritäten des sechsmonatigen Vorsitzes. Diese Art des Austausches ist in allen 
nationalen Parlamenten der Europäischen Union üblich. Ähnlich wie bei der Er-
läuterung der Regierungsposition wird kein Beschluss gefasst, lediglich protokol-
liert. Botschafter:innen sprechen vor dem Ausschuss gelegentlich auch zu ande-
ren aktuellen Themen, die das vertretene Land betreffen. 

• Hearing der Kandidat:innen für Ämter in den Europäischen Institutionen – 

diese kommen bei hochrangingen Nominierungen vor (siehe § 109c JRP) – zB für 
das tschechische Mitglied der Europäischen Kommission oder Mitglieder des 
EuGH. Der Ausschuss beschließt, bzw. stimmt auch über mehrere Kandidat:innen 
ab, der Beschluss ist jedoch keine rechtlich bindende Position für die Regierung. 

• Allfälliges – Dieser TOP ist üblicherweise als letzter Punkt des Protokolls für di-
verse Wortmeldungen und Anregungen (wie etwa Veranstaltungseinladungen) 
aus den Reihen der Ausschussmitglieder bestimmt. Im überwiegenden Teil der 
Dokumente äußert sich kein Ausschussmitglied und der TOP bleibt somit leer. 

4.7 Analyse der VEZ-Protokolle 
Im Zuge der Analyse wurden insgesamt 314 Protokolle aus den Jahren 1998-2021 ge-
sichtet, die zuvor erwähnten quantitativ auswertbaren Daten in einer Excel-Tabelle ein-
getragen.  
Die Excel-Tabelle, die als Anhang zu dieser Arbeit zur Verfügung gestellt wird, sortiert 
die Daten mithilfe folgender Spalten (Auswahl): 

TABELLE 3: DATENANALYSE EXCEL 
Spaltenname Beschreibung 

Dokument Nummer der Gesetzgebungsperiode gefolgt von Kürzel WP, 
zwei Ziffern für das jeweilige Jahr, Kürzel „ZAP“ für Protokoll, 
zwei Ziffern für die Nummer der Sitzung (kann zusätzlich einen 
Buchstaben inkludieren). 

Wahlperiode Die Zahl der Gesetzgebungsperiode 
Datum & Zeit Anfang In fast allen Protokollen sind die Uhrzeiten vorhanden, stellen-

weise muss geschätzt werden. Datum & Zeit Ende  
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Dauer Ergibt sich aus Ende-Anfang 

Art der Sitzung Unterschieden wird zwischen regulären eintägigen Sitzungen 
und mehrtägigen Sitzungen, Schulungen oder Exkursionen 

Höchste Zahl Anwesend Da die Anwesenheitslisten in den meisten untersuchten GPs 
nicht protokolliert werden, wird die Anzahl anhand der Abstim-
mungen erhoben, die festgehalten sind. Ab der 30. Sitzung 
der 7. GP werden in den Protokollen sowohl die Anwesenden 
als auch die Entschuldigten festgehalten, hier wird die Anzahl 
der im Protokoll als anwesend Gelisteten herangezogen. 

Anwesend Anfang Die Anzahl der Stimmen der ersten Abstimmung. 

Anzahl entschuldigt Anfang Kann in der 3. GP, in der 7. GP ab der 30. Sitzung sowie in der 
8. GP nur teilweise erhoben werden. Kann als Kontrolle der 
Zahl der Anwesenden dienen, sowie einen Hinweis auf eine 
Zahl der unentschuldigt Fehlenden liefern. 

Anzahl letzte Abstimmung Die Anzahl der Stimmen der letzten Abstimmung. 

Anzahl Wörter Dokument Anzahl der Wörter lt. MS Word. 
Mehrtägige Sitzungen Dauer 
Schätzung 

Da mehrtägige Sitzungen nicht ununterbrochen laufen und so-
mit die Sitzungszeiten verzerren würden, wird hier eine Schät-
zung der Sitzungsdauer festgehalten. Diese lässt sich entwe-
der anhand der Zeitvermerke in den Protokollen bestimmen 
oder muss geschätzt werden. 

Wichtiger Gast Hier wird die Funktionsbezeichnung der wichtigen Gäste aus-
gefüllt. 

Anzahl wichtiger Gäste Als wichtiger Gast werden Regierungsmitglieder, Mitglieder 
der Europäischen Kommission und Botschafter:innen gezählt. 

Anzahl anderer Gäste Hier werden alle anderen protokollierten Gäste, Vortragenden 
usw. gezählt, üblicherweise handelt es sich um Stellvertre-
ter:innen der Regierungsmitglieder und hochrangige Beamt:in-
nen. 

Thematische Verbindung zur 
EU-Ebene 

Eingetragen werden Verbindungen zu EU-Organen, deren Sit-
zungen oder etwa Vertragsänderungen. 

Themenschwerpunkt Selektiv aus den Protokollen hervorgehobene Themen.  

Anzahl der Beschlüsse Durch Zählung der Beschlüsse im Protokoll. 

Anzahl an TOP lt. Protokoll Durch Zählung der TOP im Protokoll. 
Subsidiarität Sofern Subsidiarität im Ausschuss behandelt wird, wird es hier 

gekennzeichnet, ggf. Zusammenhang mit dem EU-Dokument 
festgehalten. 
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Anmerkungen Ort für diverse Anmerkungen zur Sitzung und dem Sitzungs-
verlauf. 

Text Volltext der Protokolle um eine Volltextsuche zu ermöglichen, 
diese ist leider nicht bei allen Protokollen vollständig durch-
führbar, da Excel eine Obergrenze von 32767 Zeichen fest-
setzt, welche von längeren Protokollen überschritten wird. 

Der Schwerpunkt der stichprobenartig durchgeführten inhaltlichen Analyse der Proto-
kolle lag auf prozessorientierten Merkmalen der Ausschussarbeit, weniger auf politi-
schen Inhalten. Neben Themen zur Arbeit des Ausschusses wurde der Fokus auf Stellen 
gelegt, wo Dissens in Abstimmungen zu beobachten war, kritische Stimmen vis-a-vis 
der Exekutive ertönten oder wo das Thema der Subsidiarität behandelt wurde. 
Im folgenden Abschnitt werden die inhaltlichen Highlights der Protokolle beleuchtet, wei-
ters folgt eine thematisch sortierte Auseinandersetzung mit den quantitativ messbaren 
Merkmalen und abschließend werden die Ergebnisse in den Kontext der vorhandenen 
Forschungsliteratur gesetzt und diskutiert.  

4.7.1 QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 3. GP – 1998-2002 – AUSSCHUSS FÜR EUROPÄISCHE IN-
TEGRATION (VEI) 
In der 3. GP wurde der Ausschuss durch einen Beschluss des Abgeordnetenhauses mit 
einem klaren Schwerpunkt auf das Monitoring der Integration der Tschechischen Re-
publik in die Europäische Union errichtet. Die bereits angesprochene Tätigkeitsbeschrei-
bung des Ausschusses vom September 1998 wurde im 17. Beschluss des Ausschusses 
bei der 4. Sitzung vom 4.-5. November 1998 verabschiedet. Bei dieser Sitzung wurde 
auch der Unterausschuss für regionale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit er-
richtet. Als Obmann des neu eingerichteten Ausschusses für europäische Integration 
wurde Jaroslav Zvěřina – Abgeordneter der Oppositionspartei ODS – gewählt.86 
Der Ausschuss etablierte im Laufe der 3.GP einen Austausch mit den Regierungsmitglie-
dern. Anfangs stellte der stellvertretende Ministerpräsident Lánský den primären Kontakt 
dar, im Lauf der GP waren aber eine Reihe an Regierungsmitglieder im Ausschuss für 
Gespräche anwesend. Ein konstanter Kontakt seitens der Regierung wurde durch den 
Staatssekretär für europäische Angelegenheiten Pavel Telička sichergestellt. Dieser war 
bei 13 von 58 Sitzungen anwesend. An dieser Stelle ist es wichtig zu erwähnen, dass die 
Koordinierung des Beitrittsprozesses auf Regierungsseite schon viel früher angestoßen 

 
86 Die 3. GP war politisch durch den Oppositionsvertrag zwischen der ČSSD und der ODS gekennzeichnet, Be-
standteil des Vertrags war auch die Aufteilung der politischen Einflussnahme innerhalb der staatlichen Verwaltung. 
Die ODS-Opposition zeichnete sich in dieser GP somit eher durch Regierungstreue als kritische Opposition aus. 
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wurde. Konkret wurde der Ausschuss der Regierung für europäische Integration mit dem 
Regierungsbeschluss 631 im Jahr 1994 eingerichtet und nahm die Tätigkeit im Jänner 
1995 auf.87 
Neben dem Kontakt zur Regierung etablierte der Ausschuss auch einen regelmäßigen 
Austausch mit dem Botschafter der Europäischen Kommission in Tschechien und führte 
Aussprachen mit Botschafter:innen zu Prioritäten des jeweiligen Ratsvorsitzes ein. 
Der Ausschuss positionierte sich als eine Art Kontrollinstanz, die von der Regierung eine 
rasche und effiziente Durchführung der Vorbereitungen für den Beitritt forderte – dies 
wurde beispielsweise in der 13. Sitzung sichtbar, wo der für Wirtschaft und Handel zu-
ständige Minister für Säumnisse bei der Erfüllung von Aufgaben der Europäischen Kom-
mission seitens des Ausschusses gerügt wurde.88 
Das allübergreifende Thema waren im VEI der 3. GP (sowie der 4. GP) die Fortschritte 
beim Beitrittsprozess, die sowohl in Kontakt mit Regierungsmitgliedern als auch mit Ver-
treter:innen der Europäischen Kommission diskutiert wurden. Eines der medialwirksa-
men Beitrittsthemen war die Volksabstimmung zum EU-Beitritt, die der VEI bereits früh 
– nämlich in der 18. Sitzung im Jahr 1999 – auf der Tagesordnung hatte. Die Verabschie-
dung eines Verfassungsgesetzes zur Volksabstimmung erwies sich jedoch als schwierig, 
der politische Konsens wurde erst im Herbst 2002 in der 4. GP gefunden.89  
Obwohl sowohl der VEI als auch der VEZ für eine Querschnittsmaterie zuständig sind, 
die inhaltlich oft in die Kompetenzen anderer Ausschüsse eingreift, wird im VEI/VEZ be-
reits seit der 3. GP auch das mit der EU-Mitgliedschaft (resp. Beitrittsprozess) zusam-
menhängende Budget verhandelt.  
Die 3. GP ist auch im Modus interessant, in dem sich der Ausschuss trifft – im Gegensatz 
zu allen anderen untersuchten Gesetzgebungsperioden waren nur knapp mehr als die 
Hälfte der Sitzungen klassische eintägige Sitzungen im Ausschusslokal. Vier der Sitzun-
gen wurden im Rahmen einer mehrtägigen Schulung absolviert, ganze 6 Protokolle 
stammen von 3-tägigen Exkursionen. Eine weitere Abweichung von späteren GPs ist der 
Ausschluss der Öffentlichkeit. Üblicherweise sind die Sitzungen des Ausschusses (trifft 
sowohl auf den VEI als auch den VEZ zu) öffentlich, vom Ausschluss der Öffentlichkeit 

 
87 Dieser Ausschuss als ein hochrangiges Gremium, das primär aus Regierungsmitgliedern besteht und vom Minis-
terpräsident geleitet wird, wurde gemeinsam mit einem Arbeitsausschuss, der sich wiederum aus hochrangingen 
Beamt:innen zusammensetzt, eingerichtet. Diese beiden Ausschüsse existieren in abgewandelten Form bis heute, 
siehe auch: https://vlada.gov.cz/cz/pracovni-a-poradni-organy-vlady/veu/vybor-pro-evropskou-unii-22560/, Zugriff 
zuletzt am 20.12.2024. 
88 3WP 99 ZAP 13: TOP 13. 
89 Im VEI konkret in der 5. Sitzung am 10.10.2002, 4WP 02 ZAP 05: TOP 01. 

https://vlada.gov.cz/cz/pracovni-a-poradni-organy-vlady/veu/vybor-pro-evropskou-unii-22560/
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wird quasi kaum Gebrauch gemacht, selten kommt dies in einzelnen Tagesord-
nungspunkten vor. In der 3. GP waren allerdings drei Sitzungen nicht öffentlich. 

4.7.2 QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 4. GP – 2002-2006 – VEI WIRD ZU VEZ 
Wo in anderen GPs nur vereinzelt Protokolle fehlen, ist die 4. GP leider von einer großen 
Datenlücke gekennzeichnet.90 Genau in dieser GP findet der Übergang von einem Aus-
schuss für europäische Integration zu einem Ausschuss eines EU-Mitgliedsstaates statt. 
Gemessen an der Anzahl der Beschlüsse führte dies zu einer deutlich höheren Aktivität 
als in der vorangegangenen GP.91 
Die bereits angesprochene Euronovelle der Geschäftsordnung war eine der zentralen 
mit dem EU-Beitritt verbundenen Veränderungen. Diese räumte dem neu konstituierten 
VEZ neue Befugnisse ein. Im Vorfeld der Euronovelle der Geschäftsordnungen des Ab-
geordnetenhauses und des Senáts herrschte Uneinigkeit zwischen der Regierung und 
beiden Kammern bezüglich der Ausformung der Befugnisse der jeweiligen Kammer, so 
viel ist in den vorhandenen Protokollen zu der 21. und 22. Sitzung des VEI zu finden. 
Details wurden in den Protokollen keine festgehalten. Bei der 22. Sitzung aus dem Jän-
ner 2004 scheint die Kompromissbereitschaft beider Seiten angesichts des bevorste-
henden Beitritts gestiegen zu sein. 
Die erste Sitzung nach dem Beitritt am 13. Mai 200492 bringt zwei interessante Informa-
tionen ans Tageslicht – hier informierte der Sektionschef der EU-Sektion des Außenmi-
nisteriums zur künftigen Zusammenarbeit zwischen der Regierung und dem Abgeord-
netenhaus. Die Niederschrift ist in sich recht kurzgehalten, der Sektionschef sprach drei 
Bereiche der Zusammenarbeit an. Neben der Zurverfügungstellung aller Dokumente und 
der jeweiligen Rahmenposition der Regierung – als legislativ-technischer Bereich be-
zeichnet, sollte die politische Zusammenarbeit durch die Anwesenheit von Regierungs-
mitgliedern vor Ratsabstimmungen sichergestellt werden. Die Einbindung des Abgeord-
netenhauses sollte durch die Anwesenheit der Vertreter:innen beiden Kammern des Par-
laments bei Sitzungen des EU-Ausschusses der Regierung weiter verstärkt werden. 

 
90 Meine Versuche die fehlenden Protokolle von der Kanzlei des Abgeordnetenhauses zu bekommen, waren leider 
nicht erfolgreich. Weder sind mir die fehlenden Protokolle zugesendet worden, noch sind sie auf den Webseiten des 
Parlaments ergänzt worden. Dabei gibt es keinen triftigen Grund, warum diese Protokolle nicht öffentlich sein soll-
ten, auch nicht öffentliche Sitzungen der 3. GP wurden protokolliert – die Niederschriften beschränken sich in dem 
Fall auf wenige Informationen.  
91 Diese sind auch nur lückenhaft auf der Webseite des Abgeordnetenhauses vorhanden, die Anzahl ist jedoch be-
kannt. 
92 Wie bereits zuvor erwähnt, war der Ausschuss nach dem Beitritt in einer Art Übergangssituation, der VEI wurde 
zwischen Mai und September als VEZ weitergeführt, ein neuer VEZ ist am 1. Oktober 2004 konstituiert worden. Die 
Nummerierung der Sitzungen der 4. GP beginnt beim VEZ bei der ersten Sitzung nach dem Beitritt, somit wurde der 
VEZ mit der neuen Anzahl an Mitgliedern Anfang Oktober in der 8. Sitzung konstituiert.  
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Die in vielen anderen EU-Ausschüssen der nationalen Parlamente übliche Vorgangs-
weise, wo Regierungsmitglieder vor Ratsabstimmungen bei der Ausschusssitzung an-
wesend sind, war also zum Zeitpunkt des Beitritts im Abgeordnetenhaus angedacht.93 
Bei derselben Sitzung wurde die Frequenz der Treffen vom Ausschussobmann Pavel 
Svoboda94 angesprochen, sein Wunsch die Ausschusstreffen wöchentlich stattfinden zu 
lassen wurde nicht positiv angenommen. Allerdings wurde an der Stelle auch kein Be-
schluss gefasst, dieses Thema wurde auf eine der kommenden Sitzungen vertagt. 
Zur Möglichkeit des Parlaments an Sitzungen des EU-Ausschusses der Regierung teil-
zunehmen wird bis auf diese Erwähnung kein Bezug in den Protokollen hergestellt. Dass 
diese Möglichkeit auch heute (Stand Jänner 2025) besteht, bestätigten die aktuellen Sta-
tuten (Regierungsbeschluss 892/2023) des EU-Ausschusses der Regierung, die Vertre-
ter:innen beider Kammern als ständige Gäste des Arbeitsausschusses mit beratender 
zählen. Da dieser Ausschuss über keine öffentlichen Sitzungen oder Protokolle verfügt, 
kann nicht beurteilt werden, inwiefern Vertreter:innen des Abgeordnetenhauses, bzw. 
des VEZ an den Sitzungen tatsächlich teilnehmen. 
Ein weiteres Novum wurde bei der 19. Sitzung eingeführt – die Dokumente der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik. Zu diesem Punkt wird prinzipiell nichts Inhaltliches 
protokolliert und somit finden wir in den Protokollen regelmäßig lediglich eine Erwäh-
nung, dass die GASP-Dokumente vorhanden sind und diese abseits der Sitzung bespro-
chen werden können. 
Insgesamt ist die Datenlücke in dieser GP etwas unglücklich, da die GP auch aus der 
Perspektive der EU-Angelegenheiten äußerst ereignisreich war. Neben dem Beitritt der 
10 Mitgliedsstaaten, zu denen Tschechien dazuzählt, gibt es eine große Bandbreite an 
innenpolitischen und europäischen Themen, die womöglich im VEZ behandelt wurden 
und die auch von Bedeutung für die Kenntnis über die Arbeitsweise des Ausschusses 
sein könnten.  

4.7.3 QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 5. GP – 2006-2010 – RATSVORSITZ UND LISSABON 
Die 5. Gesetzgebungsperiode des Abgeordnetenhauses ist einerseits durch die Tsche-
chische Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2009, andererseits durch ein erfolgrei-

 
93 Tatsächlich kommt in den Protokollen der 4. GP eine Sitzung vor, wo der Finanzminister vor der Sitzung des ECO-
FIN im Ausschuss vorspricht. 4WP 05 ZAP 17: TOP 4. 
94 Pavel Svoboda gehörte der Partei Unie Svobody an, einer Partei der von ČSSD angeführten Regierungskoalition, 
er war Obmann sowohl des VEI als auch des VEZ für die gesamte GP. 
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ches Misstrauensvotum gegenüber der amtierenden Regierung während der Ratspräsi-
dentschaft mit der darauffolgenden vorgezogenen Wahl zum Abgeordnetenhaus ge-
kennzeichnet. Das Gesetz, mit dem die vorgezogene Wahl beschlossen wurde, wurde 
einen Monat vor der geplanten Wahl vom Verfassungsgerichtshof gekippt, woraufhin die 
Wahlen im regulären Abstand von vier Jahren erst im Jahr 2010 stattfanden. Die verfüg-
baren Protokolle der Ausschusssitzungen der 5. GP, sind leider erneut nicht vollstän-
dig.95 
Die tschechische Ratspräsidentschaft war bereits im Mai 2007 auf der Tagesordnung 
der Ausschusssitzung96, wo Vize-Ministerpräsident Alexandr Vondra den Entwurf der Pri-
oritäten des Ratsvorsitzes präsentierte. Die Einbindung des Ausschusses in den Tsche-
chischen Ratsvorsitz dürfte jedoch nicht zufriedenstellend gewesen sein – so stellte der 
Ausschuss am 15. Jänner 2009 fest, dass er nicht über den aktuellen Stand der Priori-
täten der Ratspräsidentschaft seitens der Regierung informiert wurde.97 Für diverse or-
ganisatorische Themen wurde ein Unterausschuss eingerichtet, in den VEZ-Protokollen 
kommen somit primär inhaltliche Themen vor. 
In dieser GP wurde als Obmann Ondřej Liška (Grüne Partei) gewählt, der der Regierungs-
koalition Topolánek II angehörte. Die Funktion des Obmenschen des Ausschusses war 
im Laufe der GP allerdings für mehr als ein Jahr unbesetzt – nachdem Liška im Dezember 
2007 Regierungsmitglied wurde und somit seinen Vorsitz sowie Mitgliedschaft im Aus-
schuss automatisch verlor (§ 33 Abs. 3 JRP), wurde der Vorsitz primär vom Obmann-
Stellvertreter Petr Kirill geführt. Eine neue Obfrau  Kateřina Jacques wurde erst im No-
vember 2008 gewählt, der Beschluss bekam jedoch im Plenum keine Zustimmung (Strel-
kov 2012: 29). Eine erneute Wahl fand im Ausschuss in der 50. Sitzung statt, dieser Be-
schluss wurde dann auch im Plenum genehmigt und Kateřina Jacques nahm diese Funk-
tion ab der 51. Sitzung im April 2009 wahr. 
Zugleich war das auch die Gesetzgebungsperiode der Ratifikation des Vertrags von Lis-
sabon. Tschechien war dabei einer der Staaten, in denen der Prozess am längsten dau-
erte, die Ratifizierungsurkunde wurde erst am 13.11.2009 hinterlegt.98 Zur Ratifizierung 

 
95 Die Liste der Protokolle befindet sich im Anhang 1. 
96 5WP 07 ZAP 17: TOP 6. 
97 5WP 09 ZAP 45: TOP 7. Nach der Feststellung folgte in der darauffolgenden Sitzung eine Aussprache mit stellver-
tretenden Ministerpräsidenten Alexandr Vondra zum Thema.  
98 Siehe auch https://vlada.gov.cz/cz/media-centrum/aktualne/ulozeni-ratifikacnich-instrumentu--63856/., Zugriff am 
15.11.2024. 

https://vlada.gov.cz/cz/media-centrum/aktualne/ulozeni-ratifikacnich-instrumentu--63856/


 

 72 

des Vertrags war die Zustimmung beider Kammern und die Unterzeichnung des Präsi-
denten der Republik notwendig, der Ausschuss hat seine Zustimmung am 3. Februar 
2008 mehrheitlich beschlossen. 
Insbesondere ab dem Vorsitz der Abgeordneten Jacques im April 2009, kurz nach dem 
Misstrauensvotum gegenüber der Regierung Topolánek II, schien der Ausschuss bei-
nahe lahmgelegt zu sein. Neben der allgemeinen politischen Lage, die durch das Miss-
trauensvotum und eine erwartete Neuwahl bedingt war, schien die Arbeit des Ausschus-
ses aufgrund von internen Konflikten und einer sehr niedrigen Teilnahme beeinträchtigt 
zu sein.99 In der 5. GP war hatte der VEZ 18 Mitglieder, mehrere der letzten Sitzungen 
wurden aufgrund von Beschlussunfähigkeit gekürzt, das bedeutet eine Anwesenheit von 
weniger als 6 Mitglieder.  

4.7.4 QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 6. GP – 2010-2013 
In der 6. Gesetzgebungsperiode wurde der VEZ mit lediglich 15 Mitglieder gewählt, der 
Obmann Jan Bauer (ODS, Regierungspartei) war bereits in der 5. GP ein aktiver Ob-
mensch-Stellvertreter. Zu Beginn der GP beschloss der VEZ die erste begründete Stel-
lungnahme im Rahmen des vom Vertrag von Lissabon geschaffenen Early Warning Me-
chanism. Diese begründete Stellungnahme100 bezog sich auf die Richtlinie KOM (2010) 
379 über saisonale Beschäftigung101. Zu diesem Entwurf erfolgte auch eine begründete 
Stellungnahme des Senáts. Zugleich war es auch der Entwurf, zu dem die meisten be-
gründeten Stellungnahmen im Jahr 2010 übermittelt wurden – nämlich von insgesamt 
neun Kammern.102 Die begründeten Stellungnahmen beider Kammern des tschechi-
schen Parlaments waren auf Linie der tschechischen Regierung, die bei der Erstellung 
der Stellungnahme unterstützend war (siehe auch Strelkov 2012).  
Durch den VEZ lief medial eher unbemerkt ein kontroverser Fall einer Nominierung für 
den tschechischen EuG-Richter103. Anstatt die bestehende Richterin Irena Pelikánová zu 
verlängern nominierte die tschechische Regierung einen jüngeren Juristen und Beamten 
Petr Mlsna.104 Mlsna verfügte weder über die notwendige Erfahrung, noch konnte er in 

 
99 Diese geht aus den in den Protokollen festgehaltenen Abstimmungen hervor, Anwesenheitslisten sind leider nicht 
zugänglich. 
100 VEZ – Beschluss Nr. 20, 5.GP. 
101 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen zwecks Ausübung einer saisonalen Beschäftigung. 
102 Siehe auch Report from the Commission on Subsidiarity and Proportionality COM (2011) 344, IPEX gibt an der 
Stelle eine falsche Auskunft an: https://secure.ipex.eu/IPEXL-WEB/document/COM-2010-0379-fin, Zugriff am 
12.11.2024.  
103 EuG – Gericht der Europäischen Union, erste Instanz des EuGH. 
104 Siehe auch „Soudní dvůr EU nechce ministra Mlsnu“, in: Hospodářské noviny am 10.05.2013, https://do-
maci.hn.cz/c1-59852980-soudni-dvur-eu-nechce-ministra-mlsnu, Zugriff am 19.12.2024. 

https://secure.ipex.eu/IPEXL-WEB/document/COM-2010-0379-fin
https://domaci.hn.cz/c1-59852980-soudni-dvur-eu-nechce-ministra-mlsnu
https://domaci.hn.cz/c1-59852980-soudni-dvur-eu-nechce-ministra-mlsnu
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einem transparenten Auswahlverfahren diese Nominierung gewinnen und wurde letzt-
endlich vom EuG auch abgelehnt. Beim Hearing für Kandidat:innen für EuG-Richter:in 
der 37. Sitzung105 des Ausschusses wurden Irena Pelikánová und Petr Mlsna gehört und 
in einer geheimen Abstimmung Petr Mlsna als der geeignetere Kandidat gewählt. Dieses 
Hearing ging der Nominierung durch die Regierung zwar vor, jedenfalls erscheint es nicht 
als wahrscheinlich, dass der Beschluss des Ausschusses der Grund für diese war, da 
der Ausschuss den Kandidaten nicht selbst vorschlagen kann. Vielmehr dürfte es sich 
hier um einen parteipolitisch motivierten Beschluss gehandelt haben. Ein derartiges Vor-
gehen stellt die Fähigkeit des Ausschusses die Regierung in EU-Angelegenheiten zu 
kontrollieren in Frage. 
Leider lassen sich die Zahlen der quantitativen Analyse nicht mit der vorangegangenen 
GP vergleichen, da die 5.GP durch eine Anzahl an fehlenden Protokollen gekennzeichnet 
ist. Aus den vorhandenen Protokollen lässt sich aber eine große Differenz in der Gesamt-
dauer der Sitzungen feststellen, die in der 6.GP im Schnitt pro Sitzung um die Hälfte 
kürzer ist, als bei der 5.GP. Dafür hat die 6. GP eine höhere Anwesenheit als die voran-
gegangene GP gesehen. 
Auch die 6. GP war von einer Regierungskrise geprägt, die durch die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft wegen Korruption gegen den Ministerpräsidenten Petr Nečas und 
seine engste Mitarbeiterin Jana Nagyová ausgelöst wurden.106  

4.7.5. QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 7. GP – 2013-2017 
Thematisch begannen in der 7. GP Migration, Brexit, sowie Ukrainekrise die Tagesord-
nung des Ausschusses zu dominieren. Insbesondere Migration und Brexit dominierten 
die Themen auch in der darauffolgenden Gesetzgebungsperiode. 
Von der Arbeitsweise her scheint sich die Arbeit des Ausschusses mehr konsolidiert zu 
haben, prozessbezogene Themen und Fragestellungen rückten in den Hintergrund und 
politische Inhalte nahmen mehr Platz in der Agenda. Der Obmann des Ausschusses 
wurde Ondřej Benešík (KDU-ČSL, in der 7. GP eine Partei der Regierungskoalition der 
Regierung Sobotka), der in dieser Rolle für die zwei darauffolgenden GPs verblieb.  

 
105 6WP 12 ZAP 37, TOP 2. 
106 Was als Ironie des Schicksals jener Regierung bezeichnet werden kann, die sich selbst beim Antritt als „Vláda 
práva, rozpočtové zodpovědnosti a boje proti korupci“ (Regierung des Rechts, der Budgetverantwortung und des 
Kampfes gegen Korruption) taufte. Siehe dazu https://www.stem.cz/plni-vlada-sve-programove-cile/, Zugriff am 
15.02.2025. 

https://www.stem.cz/plni-vlada-sve-programove-cile/
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Der regelmäßige Austausch mit dem Ministerpräsidenten vor Sitzungen des Europäi-
schen Rates fand weiterhin statt, Aussprachen mit anderen Regierungsmitglieder kamen 
selten vor, was von den Abgeordneten stellenweise bemängelt wurde.  
In dieser GP fand zum ersten Mal eine gemeinsame Sitzung des Ausschusses mit dem 
Unterausschuss für europäische Fördermittel und grenzüberschreitende Zusammenar-
beit statt. 
Der Ausschuss verhandelte drei bedeutende Nominierungen – die Nominierung des Ge-
neralanwalts des EuGH Michal Bobek, des EuG-Richters Jan Passer, und die Nominie-
rung der EU-Kommissarin Věra Jourová. Im Gegensatz zu der kontroversen Nominierung 
des EuG-Richters der 6. GP wurden alle Nominierungen beschlossen und die Nominier-
ten konnten ihr Amt tatsächlich annehmen. 

4.7.6 QUALITATIVE EINBLICKE ZUR 8. GP – 2017-2021 
In der 8. GP wurde der Ausschussobmann der 7. GP Benešík wiedergewählt. In dieser 
GP, die von einer Regierungskoalition zwischen ANO 2011 und ČSSD geprägt wurde, 
blieb der Ausschussvorsitz somit bei der Opposition. Der Obmann brachte in der dritten 
Sitzung den Wunsch nach mehr Kontakt zu Regierungsmitgliedern ein. Die bis zu dem 
Zeitpunkt in den zwei vorangegangenen GPs gängige Praxis, dass lediglich vor den Sit-
zungen des Europäischen Rates der Ministerpräsident in den Ausschuss kommt, sollte 
auf alle Minister:innen vor Ratssitzungen ausgeweitet werden.107 Da die Einführung einer 
solchen Routine vor Ratssitzungen bereits in der 4. GP ein Thema war, wundert es nicht, 
dass die Umsetzung auch in der 8. GP scheiterte.  
Wie auch in den vorhergehenden GPs, wurde zu Beginn der 8. GP eine zweitägige Schu-
lung durch das Parlamentsinstitut im Schulungszentrum des Abgeordnetenhauses 
durchgeführt, an der 11 von 18 Ausschussmitglieder teilnahmen.  
Wie auch in der 7. GP wurden Migration und Brexit Themen fast jeder Sitzung, zusätzlich 
gewann das Thema Klimaschutz an Bedeutung. Aus den Protokollen sind zunehmend 
Konflikte entlang der Parteilinien zu beobachten. Die rechtspopulistische und euroskep-
tische Partei SPD108 fiel in der Debatte durch ihre Positionen wiederholt auf. Die Konflikt-
linien werden umso sichtbarer, da die Piratenpartei als ein klarer Gegenpol in den Sit-
zungen auftrat. Ein Beispiel für eine solche Debatte ist die Verhandlung der Strategie für 

 
107 8WP 17 ZAP 03: TOP 1 
108 Svoboda a přímá demokracie – Freiheit und direkte Demokratie. 
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die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020-2025109, die nur recht knapp im Aus-
schuss angenommen wird.  
Im Zuge der neuen Zusammensetzung der Europäischen Kommission wurde im Aus-
schuss wiederholt die Nominierung der amtierenden EU-Kommissarin Jourová verhan-
delt und angenommen. Analog zur 7. GP nahm der Ausschuss diese Nominierung nicht 
einstimmig an, allerdings stieg die Unterstützung für Jourová im Vergleich zur vorigen 
Nominierung beachtlich an.110  
Mit dem Ausbruch der COVID-Pandemie wurde im Ausschuss die europäische Bekämp-
fung der Pandemie das zentrale Thema, allerdings scheint die Funktionsweise des Aus-
schusses nicht beeinträchtigt worden zu sein. Nur eine Sitzung fiel aus, die restlichen 
Sitzungen fanden wie üblich in Präsenz statt, auch die Anzahl der Anwesenden ist nicht 
auffallend niedriger.  
In der 64. Sitzung 111  verabschiedete der Ausschuss einen regierungskritischen Be-
schluss mitgetragen von Mitgliedern der Regierungsparteien, was ansonsten äußerst 
selten zu beobachten ist. Dieser Beschluss ruft die Regierung dazu auf, beim nationalen 
Wiederaufbauplan die Anregungen der Sozialpartner zu berücksichtigen.112 Es war auch 
die einzige Ausschusssitzung mit Anwesenheit der Sozialpartner in dieser Breite im Be-
obachtungszeitraum. 
Brabec (2019) untersucht in seiner Publikation das Abstimmungsverhalten der Parteien 
in den ersten beiden Jahren der 8. GP. Wie auch in den vergangenen GPs änderte sich 
das Abstimmungsverhalten im Ausschuss wenig. Was jedoch in der 8. und den zwei 
vorangehenden GPs beobachtet werden kann, sind Abänderungsanträge, die öfter ent-
weder abgelehnt werden oder nicht einstimmig beschlossen werden.  
Interessanterweise können im niedergeschriebenen Meinungsaustausch Cleavages be-
obachtet werden, ein Treiber einer mehr ideologisch getriebenen Diskussion sind die 
Abgeordneten der rechtspopulistischen Partei SPD113. Der Ausschuss widmete sich in 
der 8. GP oft dem Thema Migration, so fanden die rechtsextremen Ansichten der SPD-
Abgeordneten ihren Weg auch in die VEZ-Protokolle.  

 
109 8WP 21 ZAP 67: TOP 15, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen/Eine Union der Gleichheit: Strategie für die 
Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020-2025, KOM (2020) 698 . 
110 7. GP: 9 für, 7 Enhaltungen, 8. GP: 12 für, 2 Enthaltungen. 
111 8WP 21 ZAP 64: TOP 12. 
112 Die Rada hospodářské a sociální dohody (RHSD), auch Tripartita genannt, ist ein Beratungsorgan der Regierung, 
im Rahmen dessen sich bestimmte Regierungsmitglieder, Arbeitgeberverbände sowie Gewerkschaften austau-
schen. Als ein solches Organ wurde die Tripartita bei den Verhandlungen zum Wiederaufbauplan regelmäßig konsul-
tiert. 
113 Svoboda a přímá demokracie – Freiheit und direkte Demokratie.  
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4.8 Quantitative Auswertung der Protokolle 
Nach der selektiven inhaltlichen Auseinandersetzung mit den Protokollen der 3.-8. GP 
werden folgend die quantitativ auswertbaren Merkmale kurz dargestellt und analysiert. 
Wie in der Tabelle 2 dargestellt, können folgende Daten quantitativ erhoben werden:  

• Datum der Sitzung und Dauer der Sitzung 
• Anwesende 
• Anzahl der Gäste 
• Anzahl der Beschlüsse 
• Abstimmungsverhalten 
• Anzahl der Wörter 

Diese wurden systematisch in eine Exceltabelle eingetragen (siehe Tabelle 3), um die 
Daten mit Pivotfunktion sowie weiteren Funktionen auswerten zu können. Das Abstim-
mungsverhalten kann zwar bei den jeweiligen Beschlüssen erhoben werden, allerdings 
erst ab der 7. GP auch nach Abgeordneten aufgeschlüsselt. Da der Ausschuss vor allem 
einstimmig beschließt, wurde dieses Merkmal nicht in die Excel-Auswertung aufgenom-
men. Bei der selektiven Auswertung der festgehaltenen Diskussionen wurde auch auf 
einen Dissens bei Abstimmungen Rücksicht genommen. 

4.8.1 DAUER UND FREQUENZ DER SITZUNGEN 
Die Dauer der Sitzungen kann ziemlich genau ausgewertet werden. Die Uhrzeit des Be-
ginns und des Ende der Sitzung samt etwaiger Pausen sind in der Regel in den Proto-
kollen enthalten. Wenn diese Angaben ausnahmsweise fehlen, kann anhand der Proto-
kolllänge und Sitzungsart die übliche Anfangs- oder Endzeit geschätzt werden. 
Das tschechische Abgeordnetenhaus hat – wie auch in anderen Parlamentskammern 
üblich – einen bestimmten Rhythmus, in dem die Aktivitäten stattfinden. Im Jargon der 
PSP gibt es poslanecký týden (Abgeordnetenwoche) für Aktivitäten der Abgeordneten in 
den Wahlkreisen, výborový týden (Ausschusswoche), sněmovní týden (Plenarwoche) und 
variabilní týden (Variable Woche). 
Der VEZ hält sich aber laut den Aufzeichnungen nicht strikt an die Ausschusswochen 
und hält Sitzungen auch in der tagungsfreien Zeit ab. Durch den gesamten Untersu-
chungszeitraum waren eine bis zwei Sitzungen im Monat die Regel. Davon ausgenom-
men ist die tagungsfreie Zeit – die Sommermonate Juli und August, wobei je nach Jahr 
sowohl im Juli als auch im August manchmal dennoch Sitzungen stattgefunden haben. 
In manchen Monaten kamen sogar drei Sitzungen vor, bis auf eine Ausnahme aber nie 
mehr als das. Die Sitzungstage variierten zwischen Mittwoch und Donnerstag mit einer 
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Tendenz zu Donnerstag. Bis auf Sonntag und Montag waren alle Tage im Laufe des 
Untersuchungszeitraums als Sitzungstage protokolliert. 
Beispielhaft ist in der 4 die Sitzungsfrequenz im ersten Halbjahr 2019 dargestellt. 

TABELLE 4: SITZUNGSFREQUENZ 1. HALBJAHR 2019 
Wochentag und Da-
tum 

Parlamentarischer 
Zyklus 

Dauer hh:mm Uhrzeit Beginn Anzahl der Tagesord-
nungspunkte 

Donnerstag 31.01. Plenarwoche 01:00 13:30 3 

Mittwoch 06.02. Ausschusswoche 04:00 09:00 12 

Donnerstag 07.03. Plenarwoche 01:30 13:30 7 

Mittwoch 20.03. Ausschusswoche 04:00 09:00 12 

Mittwoch 17.04. Plenarwoche 01:30 13:30 4 

Donnerstag 25.04. Plenarwoche 01:00 13:30 5 

Mittwoch 15.05. Ausschusswoche 04:30 09:00 9 

Donnerstag 30.05. Plenarwoche 00:30 08:30 3 

Mittwoch 12.06. Ausschusswoche 05:00 09:00 15 

Mittwoch 19.06. Variable Woche 01:20 13:00 3 

 
Aus der Tabelle 4 wird ein klares Muster erkennbar – der Ausschuss trifft sich in der 
Regel jeweils einmal in der Plenarwoche für eine kurze Sitzung, die nicht länger als 1,5 
Stunden dauert und höchstens 5 Tagesordnungspunkte umfasst und jeweils einmal für 
eine längere Sitzung in der Ausschusswoche, die bereits in der Früh um 9:00 beginnt 
und mindestens 4 Stunden dauert. Inwiefern die Wahl auf einen Mittwoch oder auf einen 
Donnerstag fällt, lässt sich – abgesehen von der in der Tabelle 4 dargestellten Auswahl 
– nicht klar bestimmen. 
Aus dieser Auswahl ergibt sich auch eine durchschnittliche Sitzungsdauer von 2 Stunden 
und 26 Minuten pro Sitzung. Aus dieser Sicht weicht die Auswahl von der durchschnitt-
lichen Dauer der Sitzungen der 8. GP ab, wo diese bei 2 Stunden und 58 Minuten liegt. 
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ABBILDUNG 5: DURCHSCHNITTLICHE DAUER DER SITZUNGEN NACH GP IN STUNDEN 
Anhand der Abbildung 5 wird klar sichtbar, dass die durchschnittliche Dauer der Sitzun-
gen stark zurückgegangen ist.114 Die 3. GP fällt besonders durch die Länge der Sitzun-
gen auf. Das hängt primär mit vielen mehrtägigen Sitzungen, Schulungen und Exkursio-
nen zusammen, die in den Protokollen festgehalten sind. Wie auf der Abbildung 1 sicht-
bar ist, ist zwar die durchschnittliche Dauer der Sitzung gesunken, dafür aber die Anzahl 
der Sitzungen gestiegen, in der 7. GP waren es 69 (wie auch in der 4.) und in der 8. 76 
Sitzungen. Nichtsdestotrotz liegt die geschätzte Gesamtsitzungsdauer der 3. GP bei 
etwa 343 Stunden weit über dem Wert der 8. GP mit 217 Stunden. Betrachten wir die 
Gesamtdauer der analysierten Protokolle der letzten vier Gesetzgebungsperioden, ist 
hier die 8. GP diejenige mit der längsten Sitzungsdauer.115 
Die Beliebtheit mehrtägiger Sitzungen nahm seit dem Jahr 1998 stark ab, sodass in den 
letzten GPs nur eine oder zwei mehrtägige Sitzungen stattfanden. Eine wiederkehrende 
mehrtägige Sitzung ist die bereits erwähnte Schulung der Ausschussmitglieder durch 
das Personal des Parlamentsinstituts zu Beginn der GP. 

 
114 Wert der 4. GP ist aufgrund der vielen fehlenden Protokolle weniger repräsentativ. LK: ANMERKUNG: Beide For-
mulierungen – deine und meine is irgendwie unwissenschaftlich. 
115 Wobei auch hier die Zahlen nicht ganz vergleichbar sind, da in der 5. GP einige Protokolle fehlen und sowohl die 
5. als auch die 6. GP von Regierungskrisen und einer geplanten und einer tatsächlichen vorgezogenen Wahl ge-
kennzeichnet waren. 
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ABBILDUNG 6: ANZAHL AN SITZUNGSSTUNDEN PRO JAHR 
Die Abbildung 6 bietet die Aufschlüsselung der Sitzungsdauer pro Kalenderjahr116, bis 
auf die 4. GP bilden die Zahlen die Realität gut ab. Das Rekordjahr 2001 lässt sich durch 
die mehrtägigen Sitzungen erklären – von 18 Sitzungen entfällt ein Drittel auf mehrtägige 
Sitzungen, eine Anzahl, die die mehrtägigen Sitzungen der 8. GP bei weitem übersteigt. 
In den Jahren ab dem Beitritt, in denen wir über verlässliche Zahlen verfügen, liegt die 
Anzahl an Sitzungsstunden bei etwa 50 im Jahr, im Median etwa 47,5 Stunden. 

4.8.2 ANWESENHEIT IN DEN AUSSCHUSSSITZUNGEN 
Der Ausschuss ist dann beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Ausschussmit-
glieder anwesend ist. Das ist fast immer der Fall, bis auf wenige Ausnahmen in der 5. GP 
in den Jahren 2009 und 2010. Die Anwesenheit jeweils am Anfang und am Ende der 
Sitzung tendiert niedriger zu sein, als in der Mitte der Sitzung, was wahrscheinlich an 
spät kommenden und die Sitzung früh verlassenden Abgeordneten liegt. Wie aus der 
Abbildung 7 ersichtlich wird117, kommt auch die Anwesenheit aller Mitglieder selten vor. 
Die Anwesenheit im Ausschuss ist in der 6. GP insgesamt am höchsten, wobei hier der 
Ausschuss auch die niedrigste Anzahl der Mitglieder hat – nämlich 15. Im Gesamtdurch-
schnitt der GPs steigen die letzten drei GPs in puncto Anwesenheit insgesamt besser 
aus. Wenn auch die Zahlen der Anwesenden am Anfang und am Ende dazugezählt wer-
den und ein Durchschnittswert der Zahlen pro Gesetzgebungsperiode gerechnet wird, 
sehen die Anwesenheitszahlen wie in Abbildung 8 aus. 
 

 
116 Da in den Jahren 2002-2006 die überwiegende Anzahl der Protokolle fehlt, sind die Zahlen für die Jahre nicht re-
präsentativ. 
117 Diese geht jeweils von der höchsten Anzahl der Anwesenden aus. 
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ABBILDUNG 7: ANWESENHEIT IM AUSSCHUSS PRO JAHR 

 
ABBILDUNG 8: DURCHSCHNITTLICHE ANWESENHEIT IM AUSSCHUSS PRO GP 
 
Bezogen auf Detaildaten gilt tendenziell, dass Ausschusssitzungen mit hochrangigen 
Regierungsmitgliedern besser besucht sind, dies gilt auch bei den Aussprachen mit dem 
Ministerpräsidenten im Vorfeld des Europäischen Rates. Dies ist aber tatsächlich nur 
eine Tendenz, keine eindeutige Regel. 

4.8.3 ANZAHL DER GÄSTE 
In allen Sitzungen mit Ausnahme organisatorischer Sitzungen und Sitzungen im Rahmen 
von mehrtägigen Schulungen oder Exkursionen sind Auskunftspersonen eingeladen, die 
in einer Mehrheit der Fälle die Rahmenposition der Regierung zu bestimmten EU-Doku-
menten präsentieren. Hier werden sie unter dem Schlagwort Gäste in zwei Kategorien 
aufgeteilt – wichtige Gäste sind Regierungsmitglieder und Botschafter:innen, alle ande-
ren Gäste – vorwiegend Stellvertreter:innen der Regierungsmitglieder und hochrangige 
Beamt:innen – werden als andere Gäste gezählt. Die Gäste, also alle, deren Äußerungen 
protokolliert werden, finden sich namentlich genannt im Protokoll beim jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Anwesende Mitarbeiter:innen von Regierungsmitglieder oder Be-
amt:innen sind im Protokoll nicht ersichtlich. 
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Wie schon erwähnt, sind aus der ersten Kategorie primär zwei regelmäßige Gäste im 
Ausschuss – der Ministerpräsident im Vorfeld des Europäischen Rates118 und die Bot-
schafter:innen im Zusammenhang mit dem EU-Ratsvorsitz. 

TABELLE 5: ANZAHL DER GÄSTE PRO GP 
 Anzahl wichti-

ger Gäste ge-
samt 

Pro Protokoll Anzahl anderer 
Gäste Gesamt 

Pro Protokoll 

3. GP 38 0,59 325 5,08 

4. GP 14 0,74 59 3,11 

5. GP 30 0,67 256 5,69 

6. GP 21 0,47 219 4,87 

7. GP 29 0,45 316 4,86 

8. GP 35 0,48 444 6,08 

Dadurch, dass die Auskunftspersonen auch immer zu einem inhaltlichen Tagesord-
nungspunkt sprechen, steigt die Zahl auch mit der Anzahl der Tagesordnungspunkte. Je 
nach Sitzung werden manche TOP gemeinsam verhandelt, andere zwar separat, aber 
aufgrund der thematischen Verwandtschaft, von denselben Personen vorgetragen wie 
TOP davor oder danach. 
Wie in der inhaltlichen Analyse dargestellt, wurde ein regelmäßiger Austausch mit Re-
gierungsmitgliedern abseits der regelmäßigen Aussprachen mit dem Ministerpräsiden-
ten im Ausschuss nicht etabliert, in allen GPs finden Besuche von Minister:innen auf ad 
hoc Basis statt. In der letzten untersuchten GP war der letzte Besuch des Ministerpräsi-
denten Babiš bei der Ausschusssitzung am 18. Juni 2020, danach wurde er bei acht 
Sitzungen im Vorfeld der Treffen des Europäischen Rates immer von einem Beamten 
aus dem Regierungsamt vertreten. 
Insgesamt ist die Zahl der hier als wichtige Gäste geführten Auskunftspersonen im Un-
tersuchungszeitraum relativ stabil geblieben, die unterschiedlichen Zahlen bei der 4. und 
5. GP können auch aufgrund der fehlenden Protokolle zustande gekommen sein. Die 
Anzahl der anderen Gäste stieg besonders in der 8. GP sowohl absolut als auch im Ver-
hältnis zur Anzahl der untersuchten Sitzungen. 
 

 
118 Ab der 6. GP. Zuvor war der Ministerpräsident nicht regelmäßig im Ausschuss. Laut der vorhandenen Protokolle 
war Ministerpräsident Paroubek in der 4. GP nach dem Beitritt sogar nur ein einziges Mal anwesen. Davor waren die 
hochrangigsten Regierungsmitglieder die stellvertretenden Ministerpräsidenten sowie der Außenminister. 
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4.8.4 ANZAHL DER BESCHLÜSSE UND DER TAGESORDNUNGSPUNKTE 
Jegliche Aktivität des Ausschusses, die dem Kernbereich der Tätigkeit zuordenbar ist, 
findet sich in einem Beschluss wieder. So gesehen ist ein Beschluss ein Zeichen der 
Ausschussaktivität, und die Anzahl der Beschlüsse im Zeitverlauf ein Indikator dieser 
Aktivität. Alle EU-Dokumente, die im Ausschuss verhandelt werden, führen zu einem Be-
schluss. In einem Beschluss nimmt der Ausschuss Stellung zu dem jeweiligen Dokument 
und zur Rahmenposition der Regierung. Mit einem Beschluss kann die Verhandlung des 
Gegenstandes pausiert oder einem weiteren Ausschuss zur Verhandlung oder zur 
Kenntnis weitergeleitet werden. Beschlüsse werden im Ausschuss nicht nur zu inhaltli-
chen Themen gefasst, sondern auch zu organisatorischen Themen betreffend kom-
mende Sitzungen, Auslandsreisen oder Entsendungen von Mitgliedern zu Konferenzen. 
Grob gesagt gibt es zu fast jedem Tagesordnungspunkt einen Beschluss, eine Aus-
nahme bilden Tagesordnungspunkte, die einen rein informativen Charakter haben. Auf 
den gesamten Untersuchungszeitraum gesehen ist die Anzahl der Beschlüsse und TOP 
nicht ident, da zu einem Tagesordnungspunkt mehrere Beschlüsse gefasst werden kön-
nen, mehrere Tagesordnungspunkte wiederum gesammelt verhandelt und in einem be-
schlossen werden können. 
Ein klarer Unterschied kann zwischen dem VEZ und dem VEI festgestellt werden, was 
sich aber aufgrund der geänderten Kompetenzen leicht erklären lässt – VEZ fasst seit 
der Euronovelle des JRP Beschlüsse de facto für die gesamte Kammer. 
Die Analyse der Anzahl der Beschlüsse pro GP und pro Jahr wurde bereits gezeigt. Dank 
der Analyse der Protokolle kann diese Zahl im Verhältnis beispielweise zur Sitzungsdauer 
analysiert werden. Dass vor dem EU-Beitritt der Ausschuss weniger Beschlüsse verab-
schiedete, war bereits klar – die Zahlen vor und nach dem Beitritt unterstreichen den 
Unterschied in den Aufgaben und Befugnissen des Ausschusses. 
Die 8. GP ist von einer recht hohen Aktivität des Ausschusses gekennzeichnet, der rou-
tinierter seinen Aufgaben nachgeht. Die hohe Anzahl der Sitzungen geht mit einer deut-
lich kürzeren Dauer der Sitzungen einher. Diese kann nur teilweise durch das Fehlen 
mehrtägiger Sitzungen erklärt werden. 
Die hohe Anzahl der Beschlüsse bedeutet somit auch, dass die Zeit um zum Beschluss 
zu gelangen kürzer wurde. Produzierte der Ausschuss in der 5. GP noch ungefähr 1,5 
Beschlüsse pro Stunde, erhöhte sich die Zeit bis zur 8. GP auf 2,16, über dem Durch-
schnitt der 5.-8.GP von 1,86. 
Die Abb. 9 zeigt diese Entwicklung im Zeitverlauf. 
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ABBILDUNG 9: BESCHLÜSSE PRO STUNDE 

4.8.5 ANZAHL DER WÖRTER IM PROTOKOLL 
Die Anzahl der Wörter kann nicht als gleichermaßen verlässlicher Indikator gesehen wer-
den, da hier auch Unterschiede in der Handhabung durch die protokollierenden Perso-
nen zum Tragen kommen können. Die Anzahl der Wörter schwankt von Jahr zu Jahr, 
was durchaus auch mit schwankenden Sitzungsstunden zusammenhängt. Ein durch-
schnittliches Protokoll des Untersuchungszeitraums liegt bei etwa 2900 Wörter, was 
recht nah am Median von 2800 Wörter liegt.  
Die Anzahl der Wörter verändert sich weniger mit der Anzahl der Sitzungsstunden, kor-
reliert aber fast perfekt mit der Anzahl der Beschlüsse. Durch dichtere Sitzungen, ge-
prägt von einer Zunahme an Beschlüssen und Tagesordnungspunkten pro Sitzungs-
stunde in der 8. GP stieg auch die Anzahl der Wörter pro Sitzungsstunde auf über 1000, 
was womöglich etwas überzogen als ein Hinweis auf eine effizientere Ausschussarbeit 
interpretiert werden kann. 

4.8.6 KONTROLLE DER SUBSIDIARITÄT DURCH VEZ 2010-2021 
In der Analyse der Protokolle wurde ein besonderer Fokus auf die Kontrolle der Subsidi-
arität durch den VEZ gelegt. Hier konnten durch die Volltextsuche der Protokolle alle 
Stellen gefunden werden, in denen das Thema behandelt wurde. Eine zusätzliche Kon-
trolle in Hinsicht auf Subsidiaritätsrügen konnte auf der Plattform IPEX durchgeführt wer-
den.  
Das Thema der begründeten Stellungnahme in Bezug zur Subsidiarität kam bereits im 
Rahmen der COSAC-Subsidiaritätstests vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissa-
bon im Ausschuss vor.  
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TABELLE 6: SUBSIDIARITÄT IM AUSSCHUSS 2010-2021 
 Subsidiarität 

ein Thema im 
Ausschuss 

Begründete 
Stellungnahmen 
im Rahmen von 

EWM 

Stellungnahme – Bezug zum Doku-
ment 

Stellungnahme stimmt 
mit Rahmenposition 

der Regierung überein 

Kammern 
gesamt 

2010 2 1 KOM (2010) 0379 (Richtlinie zur 
saisonalen Beschäftigung) 

Ja 8 

2011 2 0    
2012 8 1 KOM (2012) 614 (Richtlinie zur 

Gewährleistung einer ausgewoge-
neren Vertretung von Frauen und 
Männern in Aufsichtsräten) 

Ja 9 

2013 2 1 KOM (2012) 788 (Tabakprodukte-
richtlinie) 

Ja (Expertin des Parla-
mentsinstituts rät ge-
gen eine Stellung-
nahme) 

9 

2014* 1 0    
2015 1 0    
2016 6 2 KOM (2016) 128 (Entsendung von 

Arbeitnehmer:innen im Rahmen der 
Erbringung von Dienstleistungen) 
KOM (2016) 283 (Richtlinie zur 
Zusammenarbeit beim Verbrau-
cherschutz) 

Ja 
 
 
Ja 

14 gelbe 
Karte 

 
 
4 

2017 1 1 KOM (2016) 0861 (Elektrizitäts-
binnenmarkt) 
 

Ja (Zugewiesen vom 
Wirtschauftsaus-
schuss) 

11 

2018 7 4 KOM (2017) 772 (Katastrophen-
schutzverfahren) 
KOM (2018) 51 (Bewertung von 
Gesundheitstechnologien) 
KOM (2017) 753 (Trinkwasser-
richtlinie) 
KOM (2018) 640 (Verhinderung 
der Verbreitung terroristischer On-
line-Inhalte) 

Ja 
 
Ja 
 
Ja 
 
 
Ja 
 

1 
 
3 
 
4 
 
 
1 

2019* 0 0    
2020 7 1 KOM (2020) 22 (Einrichtung des 

Fonds für einen gerechten Über-
gang) 

Ja 1 

2021 3 0    
* - Jahr mit einer EP-Wahl 

Seit dem Beginn der Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente nahm auch 
der VEZ die Kontrollfunktion wahr. Die Tabelle 6 bietet eine Zusammenstellung der be-
gründeten Stellungnahmen sowie eine Zählung der Protokolle, wo Subsidiarität in der 
aufgezeichneten Debatte Thema war – sei es im Rahmen der Verhandlung der Subsidi-
aritätsberichte der Kommission, im Rahmen von Mitteilungen an die Kommission oder 
im Rahmen von Aussprachen. Inkludiert sind auch solche Gelegenheiten, wo Kandi-
dat:innen für Nominierungen beim Hearing zum Thema gefragt werden, wo der Minister-
präsident im Vorfeld des Europäischen Rates oder wo die Botschafterin im Rahmen der 
Präsentation der Prioritäten des EU-Vorsitzes die Wichtigkeit des Themas anspricht.  
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Aufgrund der insgesamt niedrigen Zahlen lässt sich kaum über eine gewisse Tendenz 
sprechen. Wo im Jahr 2015 eher der Eindruck überwiegen konnte, dass die Subsidiari-
tätskontrolle im tschechischen Abgeordnetenhaus nicht gelebt wird, zeigt die Aktivität 
der darauffolgenden Jahre das Gegenteil. Im Jahr 2018 verabschiedete VEZ sogar 4 
begründete Stellungnahmen. Gewisse Schwankungen können auch durch die Zyklen 
auf EU-Ebene erklärt werden – wie in anderen Gesetzgebungen folgt auf eine EP-Wahl 
die Konstituierung der Kommission und bis zum Start der Tätigkeit der neuen Kommis-
sion mit einem neuen Programm gibt es eine zeitliche Verzögerung. So können auch 
geringere Zahlen in den Jahren 2014 und 2015, sowie 2019 und 2020 erklärt werden. 
2020 ist als das erste Jahr der Covid-Pandemie nicht ganz repräsentativ. 
Eine Erweiterung der Perspektive bietet die Analyse der über IPEX übermittelten Doku-
mente – so werden neben den begründeten Stellungnahmen auch Mitteilungen im Rah-
men des politischen Dialogs berücksichtigt. In Abbildung 10 ist eine Zunahme der über-
mittelten Dokumente im Zeitverlauf (2010-2021) sichtbar. Als Kontrast dazu wird auch 
die Anzahl der übermittelten Dokumente von Senát dargestellt. Dieser weist zwar im Ge-
samtzeitraum eine höhere Anzahl an Dokumenten auf, die Tendenz ist aber sinkend, die 
Anzahl der begründeten Stellungnahmen durch PSP ist ebenso höher (7 zu 11). 

 
ABBILDUNG 10: ANZAHL DER AN EU ÜBERMITTELTEN DOKUMENTE DURCH PSP UND SENÁT 
2010-2021 
Die Protokolle der jeweiligen VEZ-Ausschusssitzungen, in denen die Beschlüsse zur be-
gründeten Stellungnahme verabschiedet wurden, zeigen einen Einklang der Regierung 
mit dem Ausschuss. Es werden stellenweise sogar Hinweise von der Regierungsseite 
protokolliert, wo die Empfehlung für eine begründete Stellungnahme ausgesprochen 
wurde. Bei der Verhandlung des Entwurfs der Tabakprodukterichtlinie (KOM (2012) 788) 
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riet die fachliche Vertreterin des Parlamentsinstitut lt. Protokoll von einer Stellungnahme 
ab, da diese aussichtlos sei. Der Ausschuss entschied sich dennoch für eine Stellung-
nahme und wurde von den Vertreter:innen der Regierung dabei offensichtlich unter-
stützt.119 
An einer anderen Stelle wird vom Ausschuss zu einem Entwurf eine Stellungnahme vor-
geschlagen und der Ausschussobmann fragt den Ministerstellvertreter, ob eine begrün-
dete Stellungnahme Sinn machen würde.120 
Bei der Verhandlung des Monti II (KOM (2012) 130)121 traf sich der Ausschuss erst nach-
dem die gelbe Karte durch die nationalen Parlamente erteilt wurde. Hier entschloss sich 
der Ausschuss das Regierungsmitglied per Beschluss an eine erneute Verhandlung 
durch die Kammer im Vorfeld einer Ratsabstimmung zu binden, was einen seltenen Fall 
einer klaren Bindung der Regierungsmitglieder auf EU-Ebene durch den VEZ darstellt. 
Allerdings wurde Monti II durch die Kommission im September 2012 zurückgezogen und 
somit kam es nie zu einer Ratsabstimmung. 
Aus der Untersuchung geht hervor, dass der Ausschuss bei der Subsidiaritätskontrolle 
im Rahmen des EWM nicht selbstständig und auch nicht konträr zur Regierung agiert, 
sondern im Einklang mit dieser. Es entstehen Zweifel, inwiefern dieser Mechanismus das 
Parlament gegenüber der Exekutive tatsächlich aufwertet. Da die Beschlüsse zu den 
begründeten Stellungnahmen in den untersuchten Fällen vorwiegend einstimmig gefasst 
wurden, liegt die Vermutung nahe, dass die Regierungslinie oft als eine Art nationale 
Linie verstanden wird, die von allen Parteien gegenüber der EU-Ebene mitgetragen wird. 
Von drei gelben Karten im Rahmen des EWM im Untersuchungszeitraum verabschiedete 
der VEZ nur einmal eine begründete Stellungnahme. Ab 2018 wurden alle begründeten 
Stellungnahmen des VEZ mit 1-3 anderen Kammern verabschiedet, in drei Fällen war es 
sogar das Abgeordnetenhaus alleine, das eine Stellungnahme zum vermeintlichen Ver-
stoß gegen das Subsidiaritätsprinzip währte. Das spricht ebenfalls dafür, dass die Posi-
tion des VEZ der tschechischen nationalen und von der Regierung formulierten Position 
entsprach und nicht durch eine Vernetzung der nationalen Parlamente, die auch von der 
Nutzung der gesammelten Ressourcen zu profitieren versucht, zustande kam.  

 
119 Zur Argumentation des VEZ bei Stellungnahmen zu KOM (2010) 0379, KOM (2012) 614 und KOM (2012) 788 
siehe auch Grinc 2014. 
120 8WP 20 ZAP 59: TOP 5. 
121 Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Ausübung des Rechts auf Durchführung kollektiver Maßnah-
men im Kontext der Niederlassungs- und der Dienstleistungsfreiheit („Monti II“). 
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5. Diskussion – VEZ und seine Arbeit im Zeitverlauf 
Die Forschungsfragestellung versuchte die Kontrollfunktion des Abgeordnetenhauses 
auf die Exekutive im Untersuchungszeitraum zu bewerten und die Tendenzen im Zeit-
verlauf aufzuzeigen. 
Die Analyse der Protokolle des Ausschusses für europäische Angelegenheiten zeigte 
einen Ausschuss, der sich immer wieder um mehr Kontakt zu Regierungsmitgliedern 
bemüht, in der Praxis allerdings beim Kontakt mit Stellvertreter:innen der Minister:innen 
verbleibt. Der Austausch mit den Ministerpräsidenten ist im Zeitverlauf ein stabiler Be-
standteil des Kontakts zwischen dem Ausschuss und der Regierungsebene. Die Fre-
quenz der Ausschusstreffen nahm im Untersuchungszeitraum zu und trotz sinkendem 
Zeitaufwand122 schien die Effizienz der Arbeit zu steigen.  

 
ABBILDUNG 11: ANZAHL DER SITZUNGEN DER EU-AUSSCHÜSSE123 
Im internationalen Vergleich liegt die Frequenz der Treffen des VEZ nicht im Spitzenfeld, 
ist aber auch kein Schlusslicht. Als zwei Vergleichsbeispiele werden in der Abbildung 11 
der österreichische Nationalrat und der schwedische riksdag angeführt. Der EU-Aus-
schuss des letzteren Parlaments ist deutlich aktiver als die beiden anderen Ausschüsse. 
Tatsächlich wird riksdag als eine der aktivsten und institutionell stärksten Kammern an-
gesehen (Auel, Rozenberg, Tacea, 2015d), weitere Beispiele für derartig starke und ak-
tive Kammern sind beispielsweise das finnische eduskunta oder der dänische folketing. 
Auch bei diesen werden wir eine ähnliche Frequenz der Treffen beobachten können wie 

 
122 Rein auf Sitzungen bezogen. 
123 Für AT werden die EU-bezogenen Sitzungen des Hauptausschusses und die Sitzungen des Ständigen Unteraus-
schusses in Angelegenheiten der EU zusammengezählt. 
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beim riksdag. Die Treffen des Hauptausschusses sowie des ständigen Unterausschus-
ses für EU-Angelegenheiten im Nationalrat sind deutlich seltener, was auch der niedri-
geren Bewertung in Aktivität durch Auel et al. entspricht.  
Aus den Protokollen wird sichtbar, dass der Anpassungsdruck rund um den EU-Beitritt 
und den Vertrag von Lissabon am höchsten war. Dieser hätte die Sitzungsfrequenz des 
Ausschusses wesentlich erhöhen können. Die zum Teil auch vom Ausschussobmann 
befürwortete Steigerung wäre eine klare transformation (Radaelli 2003: 37ff) der parla-
mentarischen Praxis. Zu dieser kam es weder im Zuge des Beitritts noch nach dem Ver-
trag von Lissabon; eine absorption (Ebenda) des Anpassungsdrucks mit einer partiellen 
Änderung der Prozesse ist jedenfalls feststellbar. 

5.1 VERGLEICH DER ERHOBENEN PSP DATEN MIT ERGEBNISSEN VON OPAL 
In der Untersuchung von OPAL schneidet das tschechische PSP in puncto Aktivität als 
31. von 40 untersuchten Kammern sehr schlecht ab, und wurde somit als scrutiny lag-
gard klassifizert (Auel, Rozenberg, Tacea 2015d: 82). Das Ranking wurde von OPAL auf 
Basis des Untersuchungszeitraums von drei Jahren (2010-2012) zusammengestellt, es 
lohnt sich der Frage nachzugehen, inwiefern dies für die späteren Jahre im Abgeordne-
tenhaus gleichermaßen galt. 
Der Vergleich kann nur teilweise angestellt werden, da durch die Einschränkung des 
Schwerpunkts keine Zahlen zu Frequenz der EU-Themen bei Plenarsitzungen vorliegen, 
daher folgt ein auszugsweiser Vergleich.  

TABELLE 7: PSP (2013-2021) IM VERGLEICH MIT OPAL-DATEN (2010-2012) 
Vergleich der Daten von Observatory of Parliaments after the Lisbon Treaty (OPAL) nach Darstel-
lung in Auel, Rozenberg, Tacea (2015d: 77) mit eigenen Daten zu PSP in Zeiträumen 2010-2012, 
sowie 2013-2021. 

 Mandates and 
resolutions 

EAC meetings Reasoned o-
pinions on 
subsidiarity 

EAC hearings 
with PM Number (mee-

tings) 
Time (hours) 

EU 27 2010-
2012* 

35.4 45 68.4 1.3 2.3 

EU-NEW (16 
Chambers) 
2010-2012* 

30 38 63.7 0.8 1.5 

CZ: PSP 
2010-2012 

90** 14.7 49.2 0.7 3 
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CZ: PSP 
2013-2021 

94.3** 16 47.5 1 3.2 

* – Daten von OPAL, eigene Darstellung nach Abbildung in Auel, Rozenberg, Tacea 2015d: 77. 
** – Hier wird mit der gesamten Anzahl der Beschlüsse des VEZ kalkuliert, die niedrige Anzahl der 
Beschlüsse der OPAL-Daten spricht dafür, dass nicht alle Beschlüsse zur Berechnung herangezo-
gen wurden. 

Die Frequenz und Dauer der Treffen waren beim tschechischen Abgeordnetenhaus so-
wohl im Vergleich zum Schnitt der gesamten EU als auch zum Schnitt der neuen Mit-
gliedsstaaten niedriger. Bei Sitzungsstunden konnte eine leichte sinkende Zahl, bei der 
Sitzungsfrequenz dafür ein leichter Anstieg gegenüber den Jahren 2010-2012 festge-
stellt werden – allerdings in kleinem Ausmaß. Die Anzahl der Beschlüsse scheint nicht 
mit OPAL vergleichbar zu sein, bei begründeten Stellungnahmen ist jedoch ein klares 
Plus erkennbar. Im europäischen Schnitt ist die Frequenz der Ausschusssitzungen mit 
Anwesenheit des Ministerpräsidenten unüblich hoch. 
Sowohl der Ausschussobmann in der 4. GP unmittelbar nach dem EU-Beitritt, als auch 
der Ausschussobmann in der 8. GP versuchten eine höhere Frequenz der Ausschuss-
treffen zu bewirken, sodass sich der Ausschuss wöchentlich treffen würde. Dies ist nie 
gelungen, dennoch gehört der VEZ bereits zu den Ausschüssen mit den meisten Sitzun-
gen im Abgeordnetenhaus. So gesehen liegt der Unterschied zum europäischen Schnitt 
auch zum Teil an der gelebten parlamentarischen Praxis, die je nach Land variiert. 

5.2 PRESTIGE DES AUSSCHUSSES 
Ein Faktor der Ausschussarbeit ist das Prestige des Ausschusses. Ein wesentlicher Fak-
tor, wenn es um die Ausstattung mit Ressourcen und die Effizienz der tatsächlichen 
Kontrolle der Regierung in Hinsicht auf europäische Angelegenheiten geht. Ein hohes 
Prestige bedeutet auch hochrangige Ausschussmitglieder, die dem Ausschuss durch 
ihre eigenen Ressourcen Informationen und Einfluss verschaffen können. In mehreren 
Publikationen zum Thema des VEZ findet sich die Behauptung, dass dieser Ausschuss 
von geringem Prestige geprägt ist und die Arbeit von den wesentlichen politischen Ak-
teur:innen als wenig relevant bewertet wird. (siehe zB Pšeja, Hloušek 2008, Král 2010, 
Hrabalek, Strelkov 2015). Gleichzeitig muss betont werden, dass die hier angeführten 
Publikationen die jüngeren GP nicht berücksichtigen konnten, die in der vorliegenden 
Arbeit zum Untersuchungszeitraum hinzugehören. 
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Der Ausschuss hat rein rechtlich gesehen eine besondere Stellung, die sich aus der Ge-
schäftsordnung ergibt und kann dank dieser sehr unkompliziert für das gesamte Abge-
ordnetenhaus beschließen. Die internationale Komponente sollte nicht ganz vernachläs-
sigt werden, da die Vernetzung der EU-Ausschüsse im Rahmen der COSAC aber auch 
im Rahmen anderer Konferenzen eine attraktive Perspektive für Ausschussmitglieder 
sein kann. 
Es ist auch der VEZ, der über hochranginge Nominierungen auf EU-Ebene für das Ab-
geordnetenhaus entscheidet. Nicht zuletzt kann erwähnt werden, dass sowohl der Mi-
nisterpräsident Petr Nečas (ODS) als auch der Ministerpräsident Petr Fiala (ODS) jeweils 
für eine GP Mitglieder des Ausschusses waren. Diese zwei Beispiele können zwar nicht 
zur Gänze die These des geringen Prestiges entkräften, sie können sie jedenfalls relati-
vieren. 
In der Literatur findet sich wiederholt die Behauptung, dass das Thema EU im Plenum 
der Abgeordnetenkammer einen geringen Stellenwert hat (Syllová 2013: 129); das betrifft 
auch die Implementierung von EU-Recht und die damit verbundene erste Lesung im 
Plenum (Zbíral 2015: 238). Der VEZ hat die Möglichkeit dem Plenum oder anderen Aus-
schüssen Dokumente zur Verhandlung weiterzuleiten. Im Laufe der Untersuchung fielen 
wenige Beschlüsse auf, die eine Materie ans Plenum zuweisen würden, durchaus gängig 
war die Zuweisung an einen anderen Ausschuss. 
Auffallend oft ist der Ausschuss auf Regierungslinie, in seinen Beschlüssen findet sich 
oft die Zurkenntnisnahme der Rahmenposition der Regierung wieder und diese ist in der 
Regel einstimmig beschlossen. Diese Tendenz setzt sich wie bereits gezeigt auch bei 
der Subsidiaritätskontrolle fort. Diese wird weniger als ein Tool des Abgeordnetenhauses 
um bei den Vorhaben der EU-Ebene als gesetzgebendes Organ nicht übergangen zu 
werden verstanden, sondern mehr als eine weitere Plattform für den Ausdruck der Un-
zufriedenheit der nationalen – und von der Regierung formulierten – Position gegenüber 
Brüssel genutzt. 

5.3 GESETZGEBUNGSPROZESS IN DER PSP UND EINFLUSS AUF ARBEIT MIT EU-THEMEN 
Das Abstimmungsverhalten im Abgeordnetenhaus ist üblicherweise stark von der Bezie-
hung zwischen Regierungsparteien und Opposition geprägt (Hájek 2018), eine Klubtreue 
ist vorhanden und wird auch praktiziert (Dvořák 2015). Dennoch funktioniert die Gesetz-
gebung anders, als es beispielsweise in Österreich der Fall ist. Bei Zbíral (2020) finden 
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wir eine Analyse des Gesetzgebungsprozesses in Tschechien, wo einige bemerkens-
werte Informationen vorkommen. So ist der Anteil der Regierungsvorlagen im Gesetzge-
bungsprozess laut Zbíral im europäischen Vergleich niedrig – bei 58% (Zbíral 2020: 125), 
Zbíral selbst referenziert hier eine Vergleichszahl von 85%124. Im Vergleich mit dem ös-
terreichischen Nationalrat zeigt sich ebenso, dass Regierungsvorlagen bis zur XXVII. GP 
eindeutig überwogen, die Zahl somit höher war als die im Abgeordnetenhaus125, ein 
Trend, der sich scheinbar änderte. 
Neben der niedrigen Quote an Regierungsvorlagen haben Regierungsvorlagen zwar eine 
deutlich höhere Erfolgsquote als anderes Gesetzesinitiativen126, sind aber durch viele 
Abänderungsanträge oft in einer anderen Form als von der Regierung erwünscht ange-
nommen. Die Stellung der Regierung, so Zbíral, im Gesetzgebungsprozess ist relativ 
schwach und der Einfluss auf die Gesetzeswerdung nach dem Einbringen der Vorlage 
gering. (Ebd: 126) 
Die Beschaffenheit des Gesetzgebungsprozesses im Abgeordnetenhaus ging mit einer 
schlechten Fähigkeit EU-Legislative zu implementieren einher. Auch wenn die Anwen-
dung des Sekundärrechts der EU nicht ausschließlich mit der Funktionsweise der Ge-
setzgebung zusammenhängt, muss aufgrund der Verfassung in Tschechien ein relativ 
hoher Teil der Richtlinien durch Gesetze implementiert werden (Zbíral 2020: 124). So 
zeigte sich die Fähigkeit Tschechiens EU-Legislative zu implementieren immer wieder 
als wenig zufriedenstellend. Falkner und Treib ordneten Tschechien noch als World of 
Dead Letters ein (Falkner, Treib 2008: 309). Auch bei der Untersuchung von spezifischen 
Policys zeigten sich Mängel bei der Implementierung – so beispielsweise im Bereich der 
Umweltpolitik, wo Tschechien unter anderem auch aufgrund der administrativen Seite 
der Implementierung, wozu auch der Gesetzgebungsprozess gerechnet werden kann, 
immer wieder in Verzug kam. (siehe dazu Baun, Marek 2013) 
Immerhin führte aber die Androhung von Vertragsverletzungsverfahren zur Beschleuni-
gung im Parlament, so Baun und Marek. Zbíral nennt im Jahr 2020 bereits klare Fort-
schritte, wonach sich die Fähigkeit der tschechischen Gesetzgebung und Verwaltung 

 
124 Zitiert an der Stelle Saiegh 2009. 
125 In der XXVII. GP gab es im Nationalrat eine Trendumkehr, wo erstmals mehr Initiativanträge als Regierungsvorla-
gen registriert wurden. Diese stammten zwar Großteils von den Regierungsparteien, durch die Einbringung konnte 
aber der aufwändigere Weg der Regierungsvorlage mit Begutachtungsfristen und Folgenabschätzungen umgangen 
werden – mitunter ein naheliegender Grund für diese Trendumkehr. Siehe auch https://www.parlament.gv.at/recher-
chieren/open-data/showcases/Welche-Gesetzesinitiativen-sind-erfolgreich, Zugriff am 15.12.2024. 
126 Auch in Tschechien gehen Regierungsvorlagen mit einer Art Folgenabschätzung einher, vgl. Zbíral 2020: 133. 

https://www.parlament.gv.at/recherchieren/open-data/showcases/Welche-Gesetzesinitiativen-sind-erfolgreich
https://www.parlament.gv.at/recherchieren/open-data/showcases/Welche-Gesetzesinitiativen-sind-erfolgreich


 

 92 

EU-Legislative umzusetzen besserte und sich nunmehr im europäischen Mittelfeld be-
findet. (124)  
Tatsächlich zeigt auch derzeit das aktuelle Single Market Competitiveness Scoreboard 
der Europäischen Kommission eine gebesserte Fähigkeit Tschechiens bei Implementie-
rung.127  
Der EU-Ausschuss des Abgeordnetenhauses hat eine Sonderstellung im Rahmen der 
Kammer, geht aber auch einer besonderen Aufgabenstellung nach. Im Gegensatz zu 
anderen Ausschüssen, befasst er sich selten mit konkreten Gesetzesvorhaben auf der 
nationalen Ebene – eine Ausnahme bildet das Budget, wo der VEZ das Kapitel zur EU-
Ebene verhandelt. Die Tagesordnung wird dominiert von EU-Dokumenten, die einerseits 
in der Menge und thematischen Breite enorm sind, andererseits die tatsächliche Ein-
flussnahme des Ausschusses auf den europäischen Gesetzgebungsprozess im Ver-
gleich zu einem regulären Ausschuss in Hinblick auf den nationalen Gesetzgebungspro-
zess schwindend klein ist. Aus politischer Sicht ist klarerweise auch die Gewichtigkeit 
der Themen nach Außen von besonderer Bedeutung. Hierzu gibt es kein klares Bild in 
der Forschung. So zeigten Untersuchungen aus anderen Ländern – so beispielsweise 
Pollak und Slominski (2014) – dass sich EU-Themen von Abgeordneten der nationalen 
Parlamente eher schwer auf die mediale Agenda setzen lassen und auch die individuelle 
Motivation der Abgeordneten dies zu tun gering ist. Eine Studie von Auel, Eisele und 
Kinsky (2018), die den Zeitraum 2010-2013 untersucht, zeigt wiederum durchaus einen 
Zusammenhang zwischen parlamentarischer Aktivität in EU-Angelegenheiten und Be-
richterstattung durch Medien. Insbesondere die Behandlung von EU-Angelegenheiten 
im Plenum – was in Tschechien selten der Fall ist – entfaltet eine mediale Wirkung. Zu 
Tschechien liegt eine Untersuchung der Themen im Vorfeld der PSP-Wahlen vor. Diese 
zeigte, dass EU-Themen im Wahlkampf klar nach hinten treten; dieser Trend verstärkte 
sich seit dem Beitritt. (Urbániková, Volek 2014)  
Inwiefern sich diese Tendenzen auch in der Gegenwart beobachten ließen, ist nicht leicht 
zu beurteilen. Seit dem Untersuchungszeitraum der genannten Studien wurde die Euro-
päische Union durch Krisen geprägt, die womöglich einen Einfluss auf die Kommunika-
tion der Parlamente hatten. Gleichzeitig änderte sich im vergangenen Jahrzehnt die me-
diale Landschaft und das Medienkonsumverhalten dratisch, sodass sich eine aktuelle 
Untersuchung nicht nur auf klassische Medien beschränken dürfte. 

 
127 Siehe https://single-market-scoreboard.ec.europa.eu/countries/czechia_en, Zugriff am 17.01.2025, bezieht sich 
jedoch auf einen sehr spezifischen Ausschnitt. 

https://single-market-scoreboard.ec.europa.eu/countries/czechia_en
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5.4 KONTROLLFUNKTION DES AUSSCHUSSES IN DER PRAXIS 
In einem Prinzipal-Agent-Verständnis ist die effektive Fähigkeit des Prinzipalen den 
Agenten zu kontrollieren essenziell, eine schlechtere Stellung des Prinzipalen verzerrt 
somit die Beziehung zu Gunsten des Agenten. Im Laufe der Untersuchung sahen wir 
mehrere Momente, die darauf hindeuten, dass ein geringeres Prestige die Kontrollfunk-
tion beeinflusst. Dafür sprechen beispielsweise die Anwesenheit im Ausschuss, die im 
Schnitt selten 60% übersteigt oder auch die lange Vakanz in der Funktion des Obmen-
schen in der 5. GP, die zu einer Lähmung des Ausschusses führte. (siehe auch Hrabálek, 
Strelkov 2015: 506) Die Reduktion der Ausschussmitglieder in der darauffolgenden GP 
kann auch als ein Zeichen dessen angesehen werden, dass dem Ausschuss eine gerin-
gere Bedeutung bemessen wird.  
Die Erhöhung der Sitzungsfrequenz, die mindestens zweimal vom jeweiligen Obmann 
angestoßen wurde, scheiterte am fehlenden Konsens der Ausschussmitglieder, so blieb 
es im gesamten Untersuchungszeitraum bei monatlichen statt wöchentlichen Sitzungen. 
Dass Regierungsmitglieder selten zu Aussprachen mit dem Ausschuss erscheinen und 
fast immer – mit der Ausnahme der bereits erwähnten Besuche des Ministerpräsidenten 
vor dem Europäischen Rat – von Stellvertreter:innen und hohen Beamt:innen vertreten 
werden, zeugt ebenfalls davon, dass dem Ausschuss nur ein geringer Einfluss beige-
messen wird. Diese Vermutung wird auch davon gestützt, dass Ausschussmitglieder in 
den Protokollen immer wieder bemängelten, dass das Regierungsmitglied nicht persön-
lich zur Ausschusssitzung erscheint.  
Was in Hinsicht auf die Rolle des Abgeordnetenhauses besonders hervorsticht, ist die 
Übereinstimmung des Ausschusses mit der Regierungsposition, die bei den meisten Be-
schlüssen zu beobachten ist. Dissens mit der Regierung und ihrer Rahmenposition ist 
kaum zu beobachten, das spiegelt sich in Abstimmungen zu Beschlüssen wider, die zu-
meist einstimmig erfolgen. Diese Tendenz ist auch bei den begründeten Stellungnahmen 
im Rahmen der Subsidiaritätskontrolle zu beobachten. Der Ausschuss verhandelt eine 
ganze Reihe an Dokumenten wie z.B. Strategiepapiere, die lediglich Empfehlungen an 
die Mitgliedsstaaten richten. Hier scheint es so zu sein, dass bei eventuellem Dissens im 
Ausschuss die Ausschussmitglieder bei der Abstimmung ihre eigene Weltanschauung 
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zum Ausdruck bringen und die Parteilinie, bzw. Regierungs-/Oppositionslinie ignorie-
ren.128 
Die rechtlich gesehen starke Stellung des Ausschusses wird in dieser Art nicht gelebt 
und somit konnten bis dato die legistisch unscharf formulierten Befugnisse auch nicht 
durch parlamentarische Praxis getestet werden. Im Zuge der Analyse kommen keine 
überzeugenden Beweise dafür vor, dass der VEZ (als Prinzipal) die Kontrollfunktion vis-
a-vis der Regierungsebene (Agent) effektiv wahrnehmen kann. Als positiv kann die an-
hand der Daten manifestierte Zunahme der Routine des Ausschusses in den letzten zwei 
untersuchten GPs genannt werden (7. und 8. GP). Gemeinsam mit der zunehmenden 
Erfahrung mancher Ausschussmitglieder spricht dies für eine positive Entwicklung in der 
Wahrnehmung der Kontrollfunktion, die allerdings im Vergleich mit den „Vorzeigeparla-
menten“ nach wie vor gering ist.  

5.5 EUROPÄISIERUNG DES ABGEORDNETENHAUSES 
Die Europäisierung war der große Rahmen, in dem sich die Analysen dieser Arbeit ab-
spielen. Wie eingangs erwähnt arbeiten Thesen rund um die Europäisierung oft mit The-
men wie Anpassungsdruck, vereinfacht gesagt mit Anforderungen, die zu Veränderun-
gen im nationalstaatlichen System führen sollen. Die nationalstaatlichen Legislativen 
sind nur bedingt einem konkreten Anpassungsdruck ausgestellt, schließlich ist die nati-
onalstaatliche Gesetzgebung keine EU-Kompetenz. Der Druck, der durch die europäi-
sche Ebene auf Legislativen entsteht, ist nicht inhalt- sondern prozessbezogen. Am Be-
ginn der Untersuchung steht die Annahme, dass das Abgeordnetenhaus zur Regierung 
in einem Prinzipal-Agenten-Verhältnis steht. Dies ist eine asymmetrische Beziehung, 
welche aus der Sicht der Legislative eine effektive Wahrnehmung der Kontrollfunktion 
erfordert. Diese Beziehung und die Notwendigkeit des Prinzipalen den Agenten zu kon-
trollieren sind ursächlich für einen Anpassungsdruck, der in Änderung der institutionellen 
Strukturen und Vorgehensweisen resultiert.  
Die Parlamente in der Rolle des Prinzipals müssen es lernen, mit der Arbeitslast umzu-
gehen. Abseits der politik- und rechtswissenschaftlichen Forschung gibt es in dieser 
Hinsicht keinen richtigen Maßstab, woran festgestellt werden kann, dass sie die Aufga-

 
128 Hier als Beispiel die Verhandlung des KOM (2020) 698, zur Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 
in 8WP 21 ZAP 67: TOP 15, wo eine klare Opposition der rechtsextremen SPD zu beobachten war, hingegen keine 
Einigkeit in den Reihen der Regierungsparteien und ansonsten Unterstützung vonseiten der Opposition. 
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ben gut oder weniger gut erfüllen. Es muss keinesfalls bedeuten, dass eine höhere Sit-
zungsfrequenz dazu führen würde, dass der VEZ seine Aufgaben besser wahrnimmt. Der 
VEZ operiert in einem spezifischen System, das Regierung und Verwaltung im Zusam-
menspiel sowohl mit der heimischen Gesetzgebung als auch mit der EU-Ebene bevor-
zugt. 
Die Anpassungen im Zuge des EU-Betritts veränderten die parlamentarische Praxis. Das 
Abgeordnetenhaus hat auf den Beitrittsprozess mit der Einrichtung des VEI reagiert. Der 
VEI war in den Beitrittsprozess samt des Referendums miteinbezogen. Der nach dem 
Beitritt konstituierte VEZ etablierte einen modus operandi, den er seither fortführt. Die 
europäische Integration wurde auch als ein wesentlicher Impuls für die Stärkung des 
Parlamentsinstituts erwähnt, einem research service des Abgeordnetenhauses, das ge-
meinsam mit dem Ausschusssekretariat mit Expertise dem Ausschuss beiseite steht. 
Das spricht für ein als transformation (Radaelli 2003: 37ff) zu bezeichnendes Ergebnis 
der Europäisierung.  
Trotz der hauseigenen Expertise sind die Ausschussmitglieder stark auf die Regierung 
und Verwaltung angewiesen. Seit dem Beitritt etablierte sich ein reger Austausch, nicht 
nur zur politischen Ebene, sondern auch zu Fachebene der Ministerien und Behörden. 
Auch wenn der VEZ die Rahmenposition der Regierung oft einfach annimmt, verfügt er 
über tiefe Einsichten in die Formulierung der Position im Rahmen der Verwaltung.  
Die Ausschussmitglieder sind zudem bereit sich im Bereich der EU-Themen weiterzubil-
den, so zumindest die Annahme. Da zu Beginn jeder GP eine mehrtägige Schulung durch 
Expert:innen des Parlamentsinstituts veranstaltet wird, kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Abgeordneten für solche Impulse offen sind. Das dürfte auch in einer Kam-
mer von besonderer Bedeutung sein, in der bei mehreren Wahlen ein Großteil der Mit-
glieder ausschied. Die Wahlen der Jahre 2010, 2013 und 2017 schienen aber die Arbeit 
des VEZ nicht zu beeinträchtigen, die ab der 6. GP von einer zunehmenden Routine 
geprägt war. 
Wie stark die Europäisierung durch den tatsächlichen internationalen Austausch geför-
dert wird, kann hier nicht bewertet werden, es muss aber bedacht werden. Die Aus-
schussmitglieder nehmen am europäischen Austausch teil und sind durch bilaterale Be-
suche und multilaterale Konferenzen wohl über die Arbeit der anderen nationalen Parla-
mente informiert.  
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Wo zu Beginn der EU-Mitgliedschaft eine klare Veränderung der Arbeit zu beobachten 
war, wurden im weiteren Zeitverlauf weniger umfangreiche Anpassungen wahrgenom-
men. Als Fazit bleibt sicherlich ein Bild einer gewissen Passivität, die durch Auel et al. 
unter dem Begriff scrutiny laggard läuft und einem Europäisierungsergebnis von intertia 
bzw. absorption (Radaelli 2003: 37ff) nahekommt. Es stellt sich die Frage, ob dieser – 
den meisten „neuen“ EU-Parlamenten gemeinsamer – Zugang zur Arbeit mit EU-Themen 
nicht mit der sich ändernden Rolle der neuen EU-Mitgliedsstaaten zusammenhängt.  
Studien zur europäischen Integration und Europäisierung waren lange Zeit auf westeu-
ropäische Staaten beschränkt, erst mit dem Beitrittsprozess vor der Osterweiterung kam 
auch die Frage auf, inwiefern sich die Europäisierung auf die sich transformierenden 
Staaten auswirkt. Aus Sicht der Europäisierungsforschung ist ein klarer Unterschied zu 
den EU-15 Mitgliedsstaaten sichtbar. Die postkommunistischen Staaten waren gezwun-
gen den gesamten acquis communautaire in der bestehenden Form zu akzeptieren und 
diesen innerhalb einer sehr kurzen Zeit “herunterzuladen”. (Ladrech 2010: 38-39) Die 
Verpflichtungen der damaligen Beitrittskandidaten sind nicht vergleichbar mit der Situa-
tion der älteren EU-Mitglieder, sowohl wegen der Menge an Anforderungen an diese als 
auch wegen der immer weiter fortschreitenden Globalisierung. (Grabbe 2003: 307-308) 
Die Arbeit des VEI vor dem Beitritt konzentrierte sich stark auf das Monitoring des Bei-
trittsprozesses. Es gab klare Vorgaben von Brüssel mit dem Ziel das acquis commun-
autaire zu implementieren und sicherzustellen, dass die Verwaltung EU-Recht und EU-
rechtskonforme nationale Recht effektiv vollziehen kann. Der Ausschuss befasste sich 
mit Berichten der Kommission, in denen bewertet wurde, wie gut oder schlecht die Re-
formen vorangehen. Binnen 15 Jahren wurde aus einem sozialistischen Satelliten der 
Sowjetunion ein vollwertiges Mitglied der EU.  
Nach dem Beitritt änderten sich für die nationalstaatlichen Parlamente die Rahmenbe-
dingungen. Am Beispiel des tschechischen Abgeordnetenhauses kann man die These 
aufstellen, dass der Weg der neuen Parlamente zur Wahrnehmung ihrer möglichen Rol-
len im Mehrebenensystem der EU über einen längeren Zeitraum des Umlernens führt. 
Auf diesem wird die bekannte Rolle des Empfängers der politischen Inhalte und Pro-
zesse durch die Rolle eines Mitgestalters nur langsam ersetzt. Da sich zudem für natio-
nale Parlamente die Möglichkeiten im Rahmen des Mehrebenensystems auf wenige Be-
reiche beschränken, scheitert diese Transformation womöglich bereits am zu geringen 
Anreiz sich stark zu engagieren. 
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Im Kontrast dazu können die Mitgliedsstaaten genannt werden, die 1995 der EU beitra-
ten. OPAL bewertet zwei der vier Kammern als besonders stark – den schwedischen 
riksdag und das finnische eduskunta. Alle drei Mitgliedsstaaten, die 1995 der EU beitra-
ten, mussten im Rahmen des Beitrittsprozesses zwar auch das acquis communautaire 
übernehmen, sie waren aber dabei die Standards anzugleichen, nicht überhaupt erst zu 
erreichen. Dazu waren sie in einer anderen Form bereits in europäische Integrationspro-
zesse involviert – etwa im Rahmen der 1960 gegründeten EFTA. Als Akteur:innen am 
westeuropäischen Geschehen der Nachkriegszeit und als konsolidierte Demokratien 
verfügten sie zum Zeitpunkt des Beitritts über andere Voraussetzungen als die neuen 
Mitgliedsstaaten im Jahr 2004, die neben den zu erfüllenden Anforderungen und Über-
gangsbestimmungen beispielsweise im Bereich der Arbeitnehmer:innenfreizügigkeit 
auch noch weiteren Transformationsprozessen ausgesetzt waren. Weiter müssten auch 
noch Faktoren bedacht werden, die die Arbeit der Institutionen zu einem nicht unwe-
sentlichen Grad prägen wie Netzwerke, Kenntnis der supranationalen und der anderen 
nationalen politischen und administrativen Strukturen, Austausch auf Beamt:innen-
Ebene oder die Fähigkeit Allianzen zu bilden und sich jenen anzuschließen. 
Diese für einen Akteur im Mehrebenensystem essenzielle Fähigkeiten mussten von den 
nationalen Parlamenten der neuen Mitgliedsstaaten erst angeeignet werden und so auch 
das Selbstbewusstsein der neuen Parlamentskammern um in diesem System nicht nur 
als Empfänger von Vorgaben sondern als aktive Mitgestalter fungieren zu können. Die 
hier aufgestellte Überlegung erklärt nicht, warum der Senát gerade im Rahmen des EWM 
als eine viel aktiviere Kammer galt (Grinc 2013, 2014, Auel et al. 2015), während PSP zu 
Beginn wenig Aktivität im Bereich der Subsidiaritätskontrolle aufwies.129 Sie kann aber 
als ein Ansatz dienen, von dem eine weitere Untersuchung ausgeht, die stärker auf die 
Lernfähigkeit der gesamten Institution fokussiert. 

6. Fazit 
Die vorliegende Arbeit hat sich mit der Rolle des tschechischen Parlaments in EU-Ange-
legenheiten befasst und insbesondere die Kontrollmechanismen gegenüber der Exeku-
tive im Zeitraum von 1998 bis 2021 untersucht. Die Analyse zeigt, dass sich die Kontroll-
funktion des Parlaments im Laufe der Jahre gewandelt hat und eng mit der europäischen 
Integration und institutionellen Veränderungen auf nationaler Ebene verknüpft ist. 

 
129 Inwiefern Senát nach wie vor als die aktivere Kammer gelten kann, ist nicht geklärt. Abbildung 10 deutet auf eine 
sinkende Aktivität der oberen Kammer hin. 
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Ein zentrales Ergebnis der Untersuchung ist, dass der Ausschuss für europäische Ange-
legenheiten (VEZ) eine Schlüsselrolle bei der Kontrolle der Exekutive spielt. Die Anzahl 
der Sitzungen und Beschlüsse nahm nach dem EU-Beitritt 2004 signifikant zu, was die 
wachsende Bedeutung der europäischen Ebene für die nationale Politik unterstreicht. 
Die quantitative Analyse zeigt jedoch keine kontinuierliche Zunahme der Ausschussak-
tivitäten über die Jahre hinweg, sondern vielmehr Schwankungen, die mit politischen 
und institutionellen Faktoren zusammenhängen. 
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass das tschechische Parlament oft in Übereinstimmung 
mit der Regierung handelt, insbesondere bei Stellungnahmen zur Subsidiaritätskontrolle. 
Die Einstimmigkeit vieler Beschlüsse deutet darauf hin, dass eine nationale Position ge-
genüber der EU-Ebene vertreten wird, anstatt eine konfrontative Kontrolle der Exekutive 
zu etablieren. Gleichzeitig wird deutlich, dass die tschechische Kammer im Vergleich zu 
anderen nationalen Parlamenten eine eher passive Rolle einnimmt, insbesondere im Be-
reich der frühzeitigen Einflussnahme auf EU-Gesetzgebungsprozesse. 
Ein weiteres wichtiges Ergebnis betrifft die Veränderung der Kontrollmechanismen im 
Zeitverlauf. Während in den ersten Jahren nach dem Beitritt eine Anpassung an die 
neuen Strukturen und Prozesse erkennbar war, zeigen sich später effizientere und rou-
tiniertere Abläufe. Dies spiegelt sich unter anderem in der steigenden Anzahl an Be-
schlüssen pro Sitzung oder der personellen Stabilität in der Form des aktuellen Obmanns 
wider. Gleichzeitig zeigt sich, dass der Ausschuss zwar über rechtliche Instrumente zur 
Einflussnahme verfügt, deren Nutzung jedoch selten zu beobachten ist. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Rolle des tschechischen Parlaments 
in EU-Angelegenheiten im Untersuchungszeitraum gewachsen ist, jedoch weiterhin 
strukturelle und politische Faktoren eine aktive Kontrolle der Exekutive einschränken. 
Die Ergebnisse dieser Arbeit liefern damit einen kleinen Beitrag zum Forschungsfeld der 
Europäisierung nationaler Parlamente und der Funktionsweise parlamentarischer Kon-
trolle in EU-Mitgliedstaaten. 
Zukünftige Forschung zum Thema des Abgeordnetenhauses sollten neben einer Analyse 
der Protokolle auch auf andere Daten zugreifen – eine Präferenz des Autors für qualita-
tive Interviews mit Mitgliedern des Ausschusses sowie Beamt:innen der Verwaltung 
wurde bereits angesprochen.  
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Abstract 
Die vorliegende Arbeit befasst sich mit dem Thema der nationalen Parlamente im Ge-
flecht des Mehrebenensystems der Europäischen Union am Beispiel des tschechischen 
Abgeordnetenhauses. Im Zentrum steht die Arbeit des Ausschusses für europäischen 
Angelegenheiten im Zeitraum 1998-2021 im Hinblick auf die Wahrnehmung der Kontroll-
funktion der Gesetzgebung gegenüber der Regierung. Als empirische Grundlage dienen 
die Sitzungsprotokolle des untersuchten Ausschusses, die einer Kombination aus quan-
titativer und qualitativer Analyse unterzogen werden. Fokus wird dabei primär auf die 
prozessbezogenen Veränderungen in der Arbeitsweise gelegt. Insgesamt verdeutlicht 
diese Arbeit, dass die europäische Integration zu einer stärkeren Einbindung des Parla-
ments führte, die Wahrnehmung seiner Einflussmöglichkeiten auf diesem Gebiet jedoch 
begrenzt bleiben. 
 
The present thesis deals with the topic of national parliaments within the system of the 
European Union’s multi-level governance, using the Czech Chamber of Deputies as an 
example. The focus lies on the work of the Committee on European Affairs during the 
period from 1998 to 2021, with regard to the exercise of the legislature’s oversight func-
tion vis-à-vis the government. The empirical basis consists of the meeting minutes of the 
committee under examination, which are subjected to a combination of quantitative and 
qualitative analysis. The primary focus is on process-related changes in working meth-
ods. Overall, the thesis shows that European integration has led to a stronger involvement 
of the parliament, although its perceived influence in this area remains limited. 


